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5Zusammenfassung
Zusammenfassung
Ein beachtlicher Teil der 2015 und 2016 nach 
Deutschland zugewanderten Geflüchteten waren 
unbegleitete Minderjährige (UM). Ihre Situation, 
ihre Möglichkeiten und der gesamtgesellschaftli-
che Umgang mit ihnen stehen immer wieder im 
Licht der öffentlichen und politischen Diskussion. 
Rechtlich fallen UM in Deutschland bis zur Volljäh-
rigkeit unter das Kinder- und Jugendhilferecht des 
Achten Buchs Sozialgesetzbuch (SGB VIII) und wer-
den wie andere minderjährige Personen entspre-
chend des regulären Jugendhilfesystems unterge-
bracht, versorgt und betreut. Dies bedeutet auch, 
dass die Unterbringung, Versorgung und Betreuung 
von UM nicht in erster Linie von der Entscheidung 
über ihren aufenthaltsrechtlichen Status abhängig 
gemacht wird.
Allerdings spielt der Aufenthaltsstatus von UM 
immer wieder eine Rolle, insbesondere wenn es um 
Integrations- und Teilhabemöglichkeiten oder die 
Möglichkeit der Familienzusammenführung geht. 
Mit dem Übergang zur Volljährigkeit und den damit 
verbundenen rechtlichen Änderungen wird der Auf-
enthaltsstatus von UM dann entscheidend.
Unterbringung, Versorgung und Betreuung
Reisen Kinder oder Jugendliche unbegleitet nach 
Deutschland ein, werden sie von der Kinder- und 
Jugendhilfe in Obhut genommen. Seit 2015 ist die 
Inobhutnahme für UM mehrstufig geregelt: bei An-
kunft werden sie vom Jugendamt vor Ort vorläufig 
in Obhut genommen. Innerhalb einer kurzen Frist 
wird bewertet, ob sie an diesem Ort bleiben oder 
bundesweit verteilt werden. Nach der Verteilung 
oder dem Ausschluss von der Verteilung erfolgt die 
reguläre Inobhutnahme, während derer in einem 
sog. Clearingverfahren die Situation des bzw. der 
UM sowie die weitere Unterbringung und sonstige 
Hilfemaßnahmen geklärt werden. In dieser Phase 
wird ein Vormund bestellt. Die weitere Unterbrin-
gung erfolgt dann entweder in regulären Einrich-
tungen der Jugendhilfe oder in speziell auf die Be-
dürfnisse von UM ausgerichteten Unterkünften. 
Der weitere Ausbau von speziell auf die Bedürfnisse 
von UM ausgerichteten Angeboten und eine bessere 
Qualifizierung des betreuenden Personals, v. a. im 
Hinblick auf traumatisierte UM, werden allerdings 
als Herausforderung gesehen. Junge Volljährige kön-
nen, solange aufgrund ihrer individuellen Situation 
Hilfe notwendig ist, auch weiterhin im Rahmen der 
Jugendhilfe untergebracht werden. 
Integration
Der Integration von UM in Bildung und Erwerbsle-
ben wird in Deutschland eine hohe Priorität ein-
geräumt. Alle UM haben ein Recht auf Schulbe-
such, allerdings ist der Zugang zu Schulen je nach 
Bundesland und teilweise auch je nach Kommune 
unterschiedlich geregelt. Es gibt kaum spezifische 
schulische Angebote für UM, aber verschiedene In-
tegrationsmaßnahmen für neu zugewanderte Ju-
gendliche, die auch UM nutzen können. Dies sind 
beispielsweise Vorbereitungs- und Übergangsklas-
sen in Schulen oder Hilfe und Beratung beim Über-
gang in eine Berufsausbildung oder in den Arbeits-
markt. 
Die meisten UM sind bei ihrer Einreise bereits 
16 Jahre oder älter. Da die Frage nach Ausbildung 
und Arbeit häufig erst kurz vor der Volljährigkeit re-
levant wird, werden hier indirekt auch Fragen des 
Aufenthaltsrechtes wichtig: beispielsweise hängt es 
häufig von der Bleibeperspektive ab, ob Leistungen 
der Ausbildungsförderung gewährt werden oder ob 
überhaupt eine Genehmigung zur Aufnahme der 
Ausbildung erteilt wird.
Rückkehr
Eine Rückkehr von UM in das Herkunftsland oder in 
einen anderen Staat kann sowohl freiwillig als auch 
zwangsweise erfolgen. Explizite rechtliche Regelun-
gen bestehen jedoch nur für die Abschiebung von 
UM. Die abschiebenden Behörden müssen sich ver-
gewissern, dass die Übergabe sowie Betreuung der 
Minderjährigen im Rückkehrstaat durch ein Famili-
enmitglied, eine sorgeberechtigte Person oder eine 
geeignete Aufnahmeeinrichtung sichergestellt ist. In 
der Praxis ist diese Vergewisserungspflicht oft kaum 
erfüllbar, weshalb Abschiebungen von UM äußerst 
selten sind. Einige Bundesländer schieben auch aus 
grundsätzlichen Erwägungen keine UM ab. Zurück-
weisungen an der Grenze, Zurückschiebungen und 
Überstellungen im Rahmen des Dublin-Verfahrens 
finden hingegen statt. 
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Die freiwillige Rückkehr von UM ist im Aufenthalts-
recht nicht geregelt. Rückkehrberatungsstellen oder 
die Ausländerbehörden können Möglichkeiten für 
eine Förderung der Rückkehr z. B. durch das sog. 
REAG/GARP-Programm zur Förderung der freiwilli-
gen Ausreise aufzeigen. 
Verschwinden
Als Motiv für das Verschwinden von UM wird häu-
fig die Weiterreise zu Familie und Freunden oder 
die Unzufriedenheit mit der Entscheidung im bun-
desweiten Verteilverfahren angenommen. Dass UM 
Opfer krimineller Aktivität werden, kann allerdings 
nicht ausgeschlossen werden. Um den Verbleib von 
UM besser aufzuklären und UM besser schützen zu 
können, bedarf es einer Verbesserung der Datenlage 
und des Datenaustauschs.
Familienzusammenführung und -nachzug
Das Zusammenleben von Kindern mit ihren Eltern 
und/oder sonstigen Verwandten liegt in der Regel 
im Interesse des Kindeswohls. Bei der Frage, ob und 
wie eine Zusammenführung von UM mit ihren Fa-
milien stattfinden kann, spielen sowohl jugendhilfe-
rechtliche als auch aufenthaltsrechtliche Vorgaben 
eine Rolle. 
Die Jugendhilfe hat während der vorläufigen und 
der regulären Inobhutnahme die Verpflichtung, eine 
Familienzusammenführung in Deutschland zu prü-
fen und, wenn möglich, einzuleiten. Während der 
folgenden jugendhilferechtlichen Unterbringung 
kann das zuständige Jugendamt ebenfalls eine Fa-
milienzusammenführung in Deutschland (beispiels-
weise mit Onkeln oder Tanten) erwirken, allerdings 
kommt es hierbei auf die Bestimmungen des jewei-
ligen Aufenthaltsrechts des bzw. der UM an sowie 
auf jugendhilferechtliche Zuständigkeitsfragen. 
Bezüglich des Familiennachzugs aus einem Dritt-
staat ist der Aufenthaltsstatus von UM, zu denen 
Familie zuziehen soll, entscheidend. Rechtliche Un-
terschiede bestehen ebenfalls hinsichtlich der Per-
sonen, die nachziehen sollen. Im Aufenthaltsgesetz 
sind der Eltern- und der Geschwisternachzug sowie 
die Möglichkeit des Nachzugs sonstiger Verwandter 
unterschiedlich geregelt.
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Das Europäische Migrationsnetzwerk (EMN) wurde 
im Jahr 2003 von der Europäischen Kommission 
im Auftrag des Europäischen Rates eingerichtet, 
um dem Bedarf eines regelmäßigen Austausches 
von verlässlichen Informationen im Migrations- 
und Asylbereich auf europäischer Ebene nachzu-
kommen. Seit 2008 bildet die Ratsentscheidung 
2008/381/EG die dauerhafte Rechtsgrundlage des 
EMN, und es wurden Nationale Kontaktstellen in 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union (mit 
Ausnahme Dänemarks, welches Beobachterstatus 
hat) und in Norwegen geschaffen. 
Aufgabe des EMN ist es, die Organe der Europäi-
schen Union, nationale Institutionen und Behörden 
sowie die Öffentlichkeit mit aktuellen, objektiven, 
verlässlichen und vergleichbaren Informationen 
über Migration und Asyl im Hinblick auf eine Un-
terstützung der Politik in diesem Bereich zu versor-
gen. Die deutsche Nationale Kontaktstelle ist beim 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge in Nürn-
berg angesiedelt. Zu den Hauptaufgaben der Na-
tionalen Kontaktstelle gehört die Umsetzung des 
jährlichen EMN-Arbeitsprogramms. Dies umfasst 
die Erstellung des jährlichen Politikberichts „Mig-
ration, Integration, Asyl“, die Erarbeitung von bis zu 
vier themenspezifischen Studien, die Beantwortung 
von an das Netzwerk gestellten Ad-hoc-Anfragen 
sowie die Informationsvermittlung in unterschiedli-
chen Foren, z. B. durch die Organisation von eigenen 
Tagungen und die Teilnahme an Tagungen im In- 
und Ausland. Darüber hinaus richten die Nationalen 
Kontaktstellen jeweils nationale Netzwerke aus Or-
ganisationen, Institutionen und Einzelpersonen ein, 
die im Bereich Migration und Asyl tätig sind.
Das Europäische Migrationsnetzwerk
Im Rahmen des EMN wird in der Regel keine Pri-
märforschung betrieben, sondern es werden bereits 
vorhandene Daten und Informationen aufbereitet 
und analysiert; nur bei Bedarf werden diese durch 
eigenständige Erhebung von Daten und Informati-
onen ergänzt. EMN-Studien werden nach einheit-
lichen Spezifikationen erstellt, um innerhalb der 
Europäischen Union und Norwegens vergleichbare 
Ergebnisse zu erzielen. Um auch begriffliche Ver-
gleichbarkeit zu gewährleisten, wurde ein Glossar 
erstellt, das über die nationalen und internationalen 
EMN-Webseiten zugänglich ist.
Nach der Fertigstellung der nationalen Studien wird 
ein Synthesebericht erstellt, der die wichtigsten Er-
gebnisse der einzelnen nationalen Berichte zusam-
menfasst und so einen europäischen Überblick 
erlaubt. Dazu kommen themenspezifische Informa-
tionsblätter (EMN-Informs), die knapp und präzise 
ausgewählte Themen präsentieren. Das EMN-Bul-
letin liefert vierteljährlich Informationen über die 
aktuellen Entwicklungen in der EU und ihren Mit-
gliedstaaten. Mit dem Arbeitsprogramm 2014 wurde 
des Weiteren die Arbeitsgruppe Return Expert 
Group (REG) eingerichtet. Diese beschäftigt sich mit 
Aspekten der freiwilligen Rückkehr, der Reintegra-
tion und der zwangsweisen Rückführung.
Alle EMN-Publikationen sind auf der Webseite der 
Generaldirektion Migration und Inneres der Eu-
ropäischen Kommission verfügbar. Die nationa-
len Studien der deutschen Nationalen Kontaktstelle 
sowie die Syntheseberichte, Informs und das Glossar 
finden sich auch auf der nationalen  
Webseite: www.emn-deutschland.de.
Europäisches Migrationsnetzwerk
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1.1 Kontext 
Unbegleitete Minderjährige (UM) stehen als beson-
ders Schutzbedürftige häufig im Zentrum von ge-
sellschaftlichen und politischen Diskussionen zum 
Umgang mit Fluchtmigration. Im Unterschied zu 
anderen jungen Geflüchteten werden UM in der 
Regel im System der Jugendhilfe betreut, versorgt 
und untergebracht, für sie gelten spezielle Garan-
tien im Asylverfahren und bis zur Volljährigkeit 
sind die rechtlichen und praktischen Hürden für 
eine Abschiebung sehr hoch. In den Jahren 2015 bis 
2016 kamen in kurzer Zeit so viele UM in die EU wie 
nie zuvor. Auch Deutschland erlebte einen starken 
Anstieg der Aufnahmezahlen. Dies stellte die Re-
gelstrukturen der Unterbringung, Versorgung und 
Betreuung vor eine besondere Belastungsprobe. 
Gleichzeitig sind seit 2015 überall in Deutschland 
neue Konzepte und Strukturen in diesem Bereich 
sowie zur Integration von jungen Geflüchteten in 
Schule und Ausbildung geschaffen worden. Nichts-
destotrotz befinden sich UM in Deutschland in 
einem Spannungsverhältnis zwischen Jugendhilfe 
und Integration auf der einen Seite und den Vorga-
ben des Aufenthaltsrechts, die Einfluss auf Teilhabe- 
und Integrationsmöglichkeiten haben können, auf 
der anderen Seite.
1.2 Inhalt und Aufbau der 
Studie
Die vorliegende Studie gibt einen Überblick über 
die Situation von unbegleiteten Minderjährigen in 
Deutschland. Zunächst werden zentrale Begriffe, 
die aufenthalts- und jugendrechtlichen Rahmenbe-
dingungen sowie Statistiken und die gesellschaftli-
che Diskussion1 dargestellt (Kapitel 2). Die folgenden 
Kapitel beleuchten die Strukturen und Maßnahmen 
zur Unterbringung, Versorgung und Betreuung (Ka-
pitel 3), zur Integration (Kapitel 4) und zur Rück-
1 Bei der Darstellung wird auf die Diskussionen im Rahmen 
der Bundestagswahl 2017 und der sich anschließenden Son-
dierungs- und Koalitionsverhandlungen nicht eingegangen, 
da letztere zum Zeitpunkt der Fertigstellung dieser Studie 
(Januar 2018) noch nicht abgeschlossen waren.
kehr von UM (Kapitel 5). Dabei werden jeweils der 
rechtliche Rahmen, die maßgeblichen Organisati-
onen und die wichtigsten Maßnahmen und Ange-
bote dargestellt. Zusätzlich geht die Studie auf die 
Problematik des Verschwindens unbegleiteter Min-
derjähriger (Kapitel 6) sowie auf die Regelungen zu 
Familienzusammenführung und Familiennachzug 
(Kapitel 7) ein.
Die vorliegende Studie ergänzt die EMN Fokusstu-
die „Unbegleitete Minderjährige in Deutschland“ aus 
dem Jahr 2014 (Müller 2014). Diese Fokusstudie um-
fasste die Einreise- und Aufnahmebedingungen für 
UM ebenso wie den Ablauf des Asylverfahrens oder 
die Motive und Umstände ihrer Flucht (Müller 2014). 
Seit 2014 haben sich jedoch in nahezu allen relevan-
ten Bereichen wichtige Änderungen ergeben, welche 
die vorliegende Fokusstudie aufgreift. Gleichzeitig 
hat die Studie einen engeren Fokus und konzent-
riert sich im Einklang mit den EMN-Spezifikationen 
für diese Studie auf die Themen der Unterbringung, 
Versorgung und Betreuung, der Integration und der 
Rückkehr von UM nach der Klärung ihres aufent-
haltsrechtlichen Status. Unter Klärung fällt in dieser 
Studie auch die Erteilung einer Duldung, da die end-
gültige Statusklärung in einigen Fällen erst nach der 
Volljährigkeit stattfindet und die betroffenen UM bis 
zu diesem Zeitpunkt eine Duldung erhalten (vgl. Ka-
pitel 2.3.2). Der Ablauf des Asylverfahrens oder an-
dere Prozesse des Erlangens eines Aufenthaltsrechts 
werden in der Studie hingegen nicht thematisiert. 
1.3 Methodik und verwendete 
Quellen
Wie alle EMN-Studien wurde die vorliegende Stu-
die nach einheitlichen Spezifikationen erstellt, um 
innerhalb der Europäischen Union und Norwegens 
vergleichbare Ergebnisse zu erzielen. Die Spezifika-
tionen sind auf der Website des EMN veröffentlicht 
(EMN 2017a). 
Für die Erstellung der Studie wurde hauptsächlich 
auf öffentlich verfügbare Informationen sowie auf 
die einschlägige Fachliteratur zurückgegriffen. Für 
einzelne Aspekte wurden Informationen oder Statis-
Einleitung1
14 Einleitung
tiken aus den relevanten Organisationseinheiten des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
oder aus anderen Behörden angefragt.2 Hinsichtlich 
der Darstellung politischer Maßnahmen und Debat-
ten sowie rechtlicher Entwicklungen wurde vorran-
gig auf Drucksachen des Deutschen Bundestages, 
auf Verlautbarungen von Ministerien und Behörden 
sowie auf Medienberichte zurückgegriffen. Themen-
bezogen wurden auch Mitteilungen oder Publika-
tionen von zivilgesellschaftlichen Fachverbänden 
verwendet.3 
2 Unser Dank gilt Vertreterinnen und Vertretern beteiligter 
Stellen, die sich im Rahmen von Hintergrundgesprächen so-
wie eines im Dezember 2017 in Nürnberg gehaltenen Work-
shops mit relevanten Hintergrundinformationen eingebracht 
haben.
3 Wir bedanken uns bei Sara Tzur und Dana Wolf für ihre 
Unterstützung im Rahmen ihres Praktikums im Forschungs-
zentrum des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge.
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2
2.1 Internationaler und 
europäischer Rahmen
Verschiedene internationale Abkommen setzen den 
Rahmen für den rechtlichen und verwaltungsprak-
tischen Umgang mit UM in Deutschland. Das zent-
rale internationale Abkommen zu Kinderrechten ist 
die Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen 
(KRK).4 Die Konvention basiert auf vier zentralen 
Prinzipien: 
  Die vorrangige Berücksichtigung des Kindes-
wohls bei allen Maßnahmen, die Kinder be-
treffen, „gleichviel ob sie von öffentlichen oder 
privaten Einrichtungen der sozialen Fürsorge, 
Gerichten, Verwaltungsbehörden oder Gesetz-
gebungsorganen getroffen werden“ (Art. 3 Abs. 1 
KRK), 
  das Verbot von Diskriminierung von Kindern 
unter anderem wegen der nationalen, ethni-
schen oder sozialen Herkunft oder wegen ihres 
Status oder dem ihrer Eltern oder des Vormun-
des (Art. 2 KRK), 
  die Gewährleistung der Entwicklung des Kindes 
in größtmöglichem Umfang (Art. 6 Abs. 2 KRK) 
und 
  die Beteiligung von Kindern in allen sie betref-
fenden Angelegenheiten (Art. 12 KRK) (Lewek 
2016: 76). 
Gegenüber Kindern, die die Anerkennung als 
Flüchtling begehren oder nach internationalem 
oder innerstaatlichem Recht als Flüchtling gel-
ten, sind die Vertragsstaaten verpflichtet, Maßnah-
men zu treffen, die Schutz und humanitäre Hilfe 
bei der Wahrnehmung ihrer Rechte nach der KRK 
oder nach anderen internationalen Übereinkünf-
ten wie bspw. der Genfer Flüchtlingskonvention5 
gewähren (Art. 22 KRK). Nach der Unterzeichnung 
am 26. Januar 1990 trat die Kinderrechtskonvention 
in Deutschland am 5. April 1992 in Kraft (BMFSFJ 
4 Übereinkommen über die Rechte des Kindes vom 20. Novem-
ber 1989.
5 Abkommen vom 28.07.1951 über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge.
2014). Die KRK gilt für Deutschland seit der Rück-
nahme eines Vorbehalts im Jahre 2010 vollumfäng-
lich. 
Die vorrangige Berücksichtigung des Kindeswohls 
bei allen Kinder betreffenden Maßnahmen öffentli-
cher Stellen oder privater Einrichtungen ist auch in 
der Charta der Grundrechte (GRC) der Europäischen 
Union (EU) verankert (Art. 24 Abs. 2 GRC). In EU-
Richtlinien zum Gemeinsamen Europäischen Asyl-
system werden darüber hinaus spezifisch UM „als 
besonders schutzbedürftige Gruppe mit besonderen 
Rechten definiert“ (Lewek 2016: 77). Hierzu gehören 
neben dem Vorrang des Kindeswohls eine kindge-
rechte Unterbringung, qualifizierte Betreuung und 
juristischer Beistand für UM in asylrechtlichen Ver-
fahren (vgl. EMN 2017a: 3ff.).
2.2 Definition und Begriffe
Ein ausländisches Kind oder ein ausländischer Ju-
gendlicher ist grundsätzlich dann als unbegleitet zu 
betrachten, wenn die Einreise nicht in Begleitung 
eines oder einer Personensorgeberechtigten oder 
Erziehungsberechtigten erfolgt (§ 42a Abs. 1 Satz 2 
SGB VIII).
  Kind ist dabei nach dem Kinder- und Jugendhil-
fegesetz wer noch nicht 14 Jahre alt ist, ein Ju-
gendlicher, wer 14, aber noch nicht 18 Jahre alt 
ist (§ 7 Abs. 1 SGB VIII).
  Personensorgeberechtigte sind die Personen, 
denen allein oder gemeinsam mit einer anderen 
Person nach den Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs (BGB) die Personensorge zusteht (in 
der Regel die Eltern). Sie sind gleichzeitig die Er-
ziehungsberechtigten. Die Erziehungsberechti-
gung kann aber auch jede sonstige Person über 
18 Jahre innehaben, soweit sie aufgrund einer 
Vereinbarung mit dem Personensorgeberechtig-
ten nicht nur vorübergehend und nicht nur für 
einzelne Verrichtungen Aufgaben der Personen-
sorge wahrnimmt (§ 7 Abs. 1 SGB VIII). 
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  Das Kriterium „ausländisch“ bezeichnet jede 
Person, die keine deutsche Staatsbürgerschaft 
besitzt (§ 2 Abs. 1 AufenthG).6 
Zur Bezeichnung der Gruppe der Minderjährigen, 
die ohne Eltern nach Deutschland einreisen, werden 
verschiedene Begriffe verwendet: unbegleitete Min-
derjährige (UM), unbegleitete ausländische Minder-
jährige (UAM) oder auch unbegleitete minderjährige 
Ausländer (UMA). Der Begriff unbegleitete minder-
jährige Flüchtlinge (umF) wird ebenfalls genutzt, be-
schreibt im juristischen Sinne aber nur diejenigen 
unbegleiteten Minderjährigen, die die Voraussetzun-
gen für die Anerkennung als Flüchtlinge nach der 
Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) erfüllen (vgl. 
§ 3 AsylG).7
Da die vorliegende Studie die Situation aller unbe-
gleiteten Minderjährigen nach Klärung des aufent-
haltsrechtlichen Status (unabhängig vom Ergebnis 
dieser Klärung) beschreibt, wird im Folgenden der 
Begriff unbegleitete Minderjährige (UM) genutzt.
2.3 Unbegleitete Minderjährige 
im Kinder- und 
Jugendhilferecht und im 
Aufenthaltsrecht 
2.3.1 Das Primat der Kinder- und Jugendhilfe
„In Deutschland sind, anknüpfend an die internatio-
nalen Rechtsvorschriften, bei Einreise von unbeglei-
teten Minderjährigen alle notwendigen Maßnah-
men zum Schutz des Kindeswohls im Rahmen des 
staatlichen Wächteramtes […] sicherzustellen. Leitge-
danke dieses Gesetzes ist es, dass jeder junge Mensch 
in Deutschland ein Recht auf Förderung seiner Ent-
wicklung und auf Erziehung zu einer eigenverant-
wortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlich-
keit hat (§ 1 Abs. 1 SGB VIII)“ (BAG 2017: 11).
6 UM im Sinne des SGB VIII sind somit auch unbegleitete 
Minderjährige aus Mitgliedsstaaten der Europäischen Union. 
In der vorliegenden Studie bezieht sich UM allerding auf 
drittstaatsangehörige UM. 
7 Der Begriff unbegleitete minderjährige Flüchtlinge wird teil-
weise bewusst breiter verwendet; dies ist jedoch umstritten 
(Diskussionen u. a. bei BumF 2015; Noske 2012).
UM sind in erster Linie Kinder und Jugendliche. Für 
sie gilt das sog. Primat der Kinder- und Jugendhilfe: 
Bei der Einreise nach Deutschland greifen bezüg-
lich ihrer Unterbringung, Versorgung und Betreu-
ung primär die Regelungen des Achten Buchs So-
zialgesetzbuch (SGB VIII), in dem das Kinder- und 
Jugendhilferecht kodifiziert ist, erst sekundär greifen 
Asyl- und Aufenthaltsrecht. Für UM gibt es keinen 
gesonderten Rechtsbereich, sie werden im Rahmen 
des allgemeinen Kinderschutzsystems unterge-
bracht, versorgt und betreut, wie dies auch bei ande-
ren gefährdeten Kindern und Jugendlichen der Fall 
ist (vgl. auch Kap. 3.1.1).
2.3.2 Aufenthaltsrechtliche Möglichkeiten 
Als Drittstaatsangehörige benötigen UM für den 
Aufenthalt in Deutschland einen Aufenthaltstitel 
(§ 4 Abs. 1 AufenthG). 
Besitzen sie einen solchen nicht, was bei der Ein-
reise in der Regel der Fall ist, wird ihnen nach der 
Inobhutnahme durch das Jugendamt von der zu-
ständigen Ausländerbehörde (ABH) zunächst eine 
Duldung ausgestellt (nach § 60a Abs. 2 Satz 1 oder 3 
AufenthG). Eine Duldung ist kein Aufenthaltstitel, 
sondern bescheinigt lediglich die vorübergehende 
Aussetzung der Abschiebung (§ 60a Abs. 2 Satz 1 und 
Abs. 4 AufenthG). Um den weiteren Aufenthalt zu si-
chern, können UM entweder durch ein Asylverfah-
ren beim BAMF einen Schutzstatus anstreben oder 
durch Antrag bei der zuständigen Ausländerbehörde 
einen alternativen Aufenthaltstitel beantragen. In 
vielen Fällen bleiben sie allerdings auch bis zum Er-
reichen der Volljährigkeit geduldet in Deutschland 
(vgl. Kap. 5). 
Asylverfahren und resultierende Aufenthaltstitel
Der Asylantrag beim BAMF kann zu der Anerken-
nung als Asylberechtigter (Art. 16a Abs. 1 Grund-
gesetz), als Flüchtling (§ 3 AsylG) oder als subsidiär 
Schutzberechtigter (§ 4 AsylG) führen. Ebenso kön-
nen Abschiebungsverbote (§ 60 Abs. 5 und 7 Auf-
enthG) festgestellt werden. Es gibt für UM kein ge-
sondertes Asylverfahren, dennoch wird, um das 
Kindeswohl zu wahren, das Verfahren von beson-
ders geschulten Entscheiderinnen bzw. Entschei-
dern (sog. Sonderbeauftragten) kindgerecht durch-
geführt (BAMF 2017a: 37). 
Zur Durchführung des Asylverfahrens wird jedem 
Antragsteller bzw. jeder Antragstellerin der Aufent-
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halt im Bundesgebiet gestattet (§ 55 AsylG). Dabei 
entsteht die Aufenthaltsgestattung für UM mit Ein-
gang der Asylantragsstellung beim BAMF, die über 
den Vormund oder das Jugendamt schriftlich erfol-
gen muss (§ 55 Abs. 1 Satz 3 i. V. m. § 14 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 3 AsylG).
Wird Antragstellenden im Asylverfahren ein Schutz-
status zugesprochen, erhalten sie eine Aufenthalts-
erlaubnis (§ 25 Abs. 1 und 2 AufenthG). Wird ihnen 
die Asylberechtigung oder der Flüchtlingsstatus zu-
erkannt, wird die Erlaubnis für drei Jahre erteilt, bei 
subsidiärem Schutz für ein Jahr (§ 26 Abs. 1 Satz 2 
u. 3 AufenthG). Werden Abschiebeverbote festge-
stellt, erhalten sie in der Regel ebenfalls eine Aufent-
haltserlaubnis (§ 25 Abs. 3 i. V. m. § 60 Abs. 5 u. 7 Auf-
enthG), die für mindestens ein Jahr erteilt wird (§ 26 
Abs. 1 Satz 4 AufenthG). Andererseits kann der Asyl-
antrag als unbegründet oder als offensichtlich un-
begründet abgelehnt werden (§§ 29a und 30 AsylG). 
Die Ablehnung im Asylverfahren führt dabei auf-
grund der häufig eintretenden Unmöglichkeit einer 
Abschiebung von UM (vgl. Kap. 5.1.2) meist zu einer 
Duldung. Gleichzeitig kann die Ablehnung als of-
fensichtlich unbegründet (beispielsweise für UM aus 
sog. sicheren Herkunftsstaaten8) dazu führen, „dass 
der Erwerb einer Aufenthaltserlaubnis auf anderem 
Wege dauerhaft versagt bleibt“ (Espenhorst/Noske 
2017a: 52; vgl. hierzu auch § 10 Abs. 3 AufenthG). 
Alternative aufenthaltsrechtliche Möglichkeiten
Im Rahmen des Clearingverfahrens (vgl. Kap. 3.1.2) 
wird gemeinsam mit dem bzw. der UM überlegt, 
ob ein Asylantrag tatsächlich im Interesse des Kin-
deswohls liegt. Stellt sich hierbei heraus, dass an-
dere Formen der Aufenthaltssicherung sinnvoll 
erscheinen,9 beantragt der Vormund bei der zustän-
digen Ausländerbehörde schriftlich unter Darle-
gung der Gründe eine Aufenthaltserlaubnis. Bis zur 
Entscheidung der Ausländerbehörde halten sich UM 
geduldet in Deutschland auf (vgl. Espenhorst/Noske 
2017a: 52). Die Beantragung einer Aufenthaltser-
laubnis muss daher nicht in direktem zeitlichen Zu-
sammenhang mit der Ankunft in Deutschland ste-
hen. 
8 Derzeit sind dies: die Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Union sowie Albanien, Bosnien und Herzegowina, Ghana, 
Kosovo, die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, 
Montenegro, Senegal und Serbien (§ 29a Abs. 2 AsylG i. V. m. 
Anlage 2 zum AsylG).
9 In Fällen, in denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass das Kind oder der Jugendliche internationalen Schutz 
im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 2 AsylG benötigt, sieht § 42 Abs. 2 
Satz 5 SGB VIII allerdings eine Verpflichtung des Jugendamtes 
zur unverzüglichen Asylantragstellung vor. 
Viele Bleiberechtsmöglichkeiten jenseits der asyl-
rechtlichen Aufenthaltstitel erfordern einen län-
geren Voraufenthalt in Deutschland (vgl. Kap. 5.4). 
Diese können demnach bei der Einreise noch nicht 
beantragt werden. Während der Zeit der Duldung 
bis zur Volljährigkeit können UM jedoch darauf 
hinarbeiten, die Voraussetzungen für diese Bleibe-
rechtsregelungen zu erfüllen (vgl. Espenhorst/Noske 
2017a: 52f.).
2.3.3 Spannungsverhältnis zwischen Kinder- 
und Jugendhilfe und Aufenthaltsrecht
Die Fachliteratur zu UM spricht häufig von einem 
Spannungsverhältnis zwischen Kinder- und Ju-
gendhilfe einerseits und Aufenthaltsrecht anderer-
seits (vgl. z. B. Parusel 2015 oder Schammann 2016). 
Dieses Spannungsverhältnis manifestiert sich auf 
politischer Ebene in der Konkurrenz der Migrati-
onskontrolle zum Primat des Kindeswohls. Diese 
Spannung wirkt aber auch ganz praktisch in das 
Leben einzelner UM, wenn bestimmte Teilhabe- und 
Entwicklungsmöglichkeiten von der Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis bzw. deren Bestimmungen 
abhängen. Dies betrifft v. a. den Zugang zu Integra-
tionsmaßnahmen (vgl. Kap. 4.3.2), die aufenthalts-
rechtliche Unsicherheit, die eintreten kann, falls 
eine Abschiebung bei Volljährigkeit perspektivisch 
in Frage kommt (vgl. Kap. 5) oder die Möglichkeiten 
des Eltern- und Geschwisternachzugs (vgl. Kap. 7). 
Bezüglich der Unterbringung, Versorgung und Be-
treuung von UM hingegen spielt es nur in wenigen 
Fällen eine Rolle, ob schon ein Aufenthaltsstatus er-
langt wurde, und welche Beschränkungen die Auf-
enthaltserlaubnis aufweist - hier gilt das Primat der 
Kinder- und Jugendhilfe. 
2.3.4 Überblick: Übergang zur Volljährigkeit 
und junge Volljährige 
Das Primat der Kinder- und Jugendhilfe gegenüber 
dem Aufenthaltsrecht besteht nur bis zum Errei-
chen der Volljährigkeit. Mit der Volljährigkeit sind 
ehemalige UM nun als junge Volljährige10 in vollem 
Umfang für ihre eigenen Belange (inklusive ihrer 
rechtlichen Vertretung) zuständig. Sie können zwar 
noch Jugendhilfe erhalten, dies muss aber nicht der 
Fall sein (vgl. Kap. 3.1.2). Gleichzeitig wird der auf-
10 Junger Volljähriger ist, wer 18, aber noch nicht 27 Jahre alt ist 
(§ 7 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII).
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enthaltsrechtliche Status zentral, da an ihn die Mög-
lichkeiten der ehemaligen UM in Bezug auf Unter- 
bringung, Integration, Sozialleistungsbezug, etc. 
gekoppelt sind. 
Besitzen UM zum Zeitpunkt der Volljährigkeit eine 
Aufenthaltserlaubnis, kann es je nach den Bestim-
mungen des Aufenthaltstitels sein, dass sie frei sind, 
sich eine Wohnung zu nehmen, dass sie Ansprüche 
auf Sozialleistungen haben, dass sie eine Erwerbs-
tätigkeit und somit eine Ausbildung aufnehmen 
können etc. Nichtsdestotrotz kann gerade bei dieser 
Personengruppe der Übergang problematisch sein, 
da die ehemaligen UM zum Teil schlagartig aus der 
vollen Unterstützung der Jugendhilfe fallen und sie 
ihre Ansprüche auf weitergehende Unterstützungs-
leistungen (z. B. nach SGB II) aufgrund der Unver-
trautheit mit den Gegebenheiten (z. B. deutsches So-
zialversicherungssystem) nicht kennen. 
In der Regel besitzen ehemalige UM an ihrem 
18. Geburtstag eine Duldung und unterliegen allen 
Regelungen, denen volljährige Geduldete unter-
liegen. Sollte ein Asylverfahren initiiert, aber noch 
nicht abgeschlossen sein, ist der Aufenthalt in der 
Regel bis zum Abschluss des Verfahrens gestattet. 
Mit dem Auslaufen der Jugendhilfe haben geduldet 
und gestattet aufhältige ehemalige UM in der Regel 
Anspruch auf Leistungen nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz. 
Die rechtlichen Änderungen bei Volljährigkeit sowie 
die einzelnen Schritte im Übergang zur Volljährig-
keit werden in den nachfolgenden Kapiteln in Bezug 
auf die Aspekte Unterbringung, Versorgung, Betreu-
ung (Kap. 3), Integration (Kap. 4) sowie Rückkehr 
(Kap. 5) ausführlich beschrieben.
2.4 Statistische Daten 
zu unbegleiteten 
Minderjährigen
Daten zu UM in Deutschland finden sich in der 
amtlichen Kinder- und Jugendhilfestatistik (KJH-
Statistik)11 sowie in der Asylgeschäftsstatistik des 
BAMF. Das Bundesverwaltungsamt (BVA) besitzt da-
rüber hinaus Verwaltungsdaten zu UM in jugendhil-
ferechtlicher Zuständigkeit nach der Inobhutnahme. 
Es existieren hingegen keine Daten zu der Anzahl 
der Aufenthaltstitel, Aufenthaltsgestattungen oder 
Duldungen, die an UM erteilt worden sind.12
2.4.1 Unbegleitete Minderjährige in 
jugendhilferechtlicher Zuständigkeit
Zum Zeitpunkt der Fertigstellung der vorliegen-
den Studie lagen Daten zur vorläufigen und regulä-
ren Inobhutnahme (zur Definition vgl. Kap. 3.1.2) bis 
einschließlich 2016 vor. An ihnen lässt sich ablesen, 
dass die Inobhutnahmen aufgrund einer unbeglei-
teten Einreise aus dem Ausland von 2013 bis 2016 
stark zugenommen haben. Der Anteil von UM an 
allen Inobhutnahmen durch Jugendämter machte 
2015 und 2016 über die Hälfte aus. Die Altersstruk-
tur der aufgrund einer unbegleiteten Einreise aus 
dem Ausland in Obhut genommenen Kinder und 
11 In der KHJ-Statistik enthaltene Daten beziehen sich auf UM 
aus Drittstaaten sowie aus EU-Mitgliedsstaaten. 
12 Zur Beurteilung der Datenlage vgl. Deutscher Bundestag 
2017b: 20.
Tabelle 1:  Zahlen zu Inobhutnahmen 2013-2016
Jahr
Inobhutnah-
men insgesamt
Darunter aufgrund einer unbegleiteten Einreise aus dem Ausland
Insgesamt
Anteil an allen 
Inobhutnahmen 
in %
Alter (in Jahren)
unter 14 14 bis 17
Anzahl
Anteil an allen Inobhutnahmen 
aufgrund einer unbegleiteten 
Einreise aus dem Ausland in % Anzahl
Anteil an allen Inobhutnahmen 
aufgrund einer unbegleiteten 
Einreise aus dem Ausland in %
2013 42.123 6.584 15,6 377 5,7 6.207 94,3
2014 48.059 11.642 24,2 723 6,2 10.919 93,8
2015 77.645 42.309 54,5 3.406 8,1 38.903 92,0
2016 84.230 44.935 53,4 3.160 7,0 41.775 93,0
Quelle: Statistisches Bundesamt 2017a, eigene Berechnung.
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Jugendlichen ist dabei im Wesentlichen gleich ge-
blieben: die Kinder- und Jugendhilfestatistik gibt 
an, dass die Ankommenden in ihrer großen Mehr-
heit Jugendliche im Alter von 14 bis 17 Jahren waren 
(siehe Tabelle 1).
Eine genauere Betrachtung der Altersverteilung von 
Kindern und Jugendlichen, die 2016 aufgrund einer 
unbegleiteten Einreise aus dem Ausland aufgenom-
men wurden, macht deutlich, dass es sich bei den 
UM vorwiegend um Minderjährige zwischen 16 und 
18 Jahren handelt, die somit kurz vor der Volljährig-
keit stehen (siehe Tabelle 2).
Dieselbe Statistik zeigt auch eine deutliche Ge-
schlechterverteilung auf: 2016 unbegleitet aus dem 
Ausland einreisende und in Obhut genommene 
Kinder und Jugendliche waren vorwiegend männ-
lich (91,7 %). 
Die Inobhutnahmestatistiken geben die Zahl der 
neu nach Deutschland kommenden unbegleite-
ten Minderjährigen wieder. Die Gesamtzahl der in 
Deutschland nach SGB VIII untergebrachten, ver-
sorgten und betreuten UM und jungen Volljähri-
gen (vgl. Kap. 3) ergibt sich aus den Verwaltungsda-
ten des BVA. Hier zeigt sich, dass sich zum Stichtag 
8. Dezember 2017 insgesamt 54.962 UM und junge 
Volljährige in jugendhilferechtlicher Zuständigkeit 
befanden (zur Begrifflichkeit vgl. Kap. 3). Von diesen 
waren 30.874, also 56,2 %, unbegleitete Minderjäh-
rige und 24.088, also 43,8 %, junge Volljährige. Ins-
gesamt waren zum Stichtag 9.083 Personen weniger 
in jugendhilferechtlicher Zuständigkeit als noch am 
30. Dezember 2016 (siehe Tabelle 3).
2.4.2 Unbegleitete Minderjährige im 
Asylverfahren
Betrachtet man die Entwicklung der Asylerstanträge 
von UM, so ist zwischen 2013 und 2016 ein beachtli-
cher Anstieg von 2.486 auf 35.939 zu verzeichnen. In 
2017 ist dann die Anzahl der Anträge wieder deut-
lich zurückgegangen (auf 9.084, siehe Tabelle 4). 
Grundsätzlich fällt auf, dass die Asylerstantragszah-
len sich nicht in der gleichen Höhe bewegen, wie die 
Entscheidungszahlen. Dies ist u. a. dadurch bedingt, 
dass UM während des Asylverfahrens volljährig wer-
den und somit in der Statistik nicht mehr als UM 
geführt werden (Deutscher Bundestag 2015a: 37). 
Zudem hängt dies mit der Tatsache zusammen, dass 
Entscheidungen z. T. erst im Jahr nach der Antrags-
stellung gefällt werden, wie dies bei allen Asylver-
fahren der Fall sein kann. Dies spiegelt sich 2017 
Tabelle 2:  Alters- und Geschlechtsstruktur der 2016 aufgrund einer unbegleiteten Einreise aus dem Ausland in Obhut genommenen Min-
derjährigen
Alter in  
Jahren
Unbegleitete Einreisen aus dem  
Ausland
Davon männlich Davon weiblich
Anzahl Prozent Anzahl Prozent Anzahl Prozent
unter 3 91 0,2 58 63,7 33 36,3
 3 - 6 97 0,2 55 56,7 42 43,3
 6 - 9 313 0,7 209 66,8 104 33,2
 9 - 12 819 1,8 632 77,2 187 22,8
12 - 14 1.840 4,1 1.622 88,2 218 11,9
14 - 16 9.398 20,9 8.735 93,0 663 7,1
16 - 18 32.377 72,1 29.906 92,4 2.471 7,6
Insgesamt 44.935 100,0 41.217 91,7 3.718 8,3
Quellen: Statistisches Bundesamt 2017b, Tabelle 5, eigene Berechnung.
Tabelle 3:  UM und junge Volljährige in jugendhilferechtlicher 
Zuständigkeit
  
Gesamtzahl  
am 30.12.2016
Gesamtzahl 
 am 8.12.2017
Davon unbe-
gleitete  
Minderjährige
Davon junge  
Volljährige
64.045 54.962 30.874 24.088
Quelle: von Nordheim/Karpenstein/Klaus 2017: 4 
 auf Grundlage des Bundesverwaltungsamts.
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sowie damit zu tun, dass die Inobhutnahmezahlen 
auch Inobhutnahmen von UM aus EU-Mitglieds-
staaten beinhalten.
Die Asylgeschäftsstatistik erlaubt eine weitere Auf-
schlüsselung der antragstellenden UM: diese sind 
überwiegend männlich (2017: ca. 86 %; 2016: 91 %) 
und 16 bis 17 Jahre alt (2017: ca. 81 %; 2016: 71 %). 
Sie stammen im Jahr 2017 vorwiegend aus Afgha-
nistan (2017: ca. 24%, 2016: 42%) und Eritrea (2017: 
ca. 17 %, 2016: 5 %).
Mit 19.408 positiven von insgesamt 24.930 Entschei-
dungen lag die Gesamtschutzquote13 für Asylerstan-
träge von UM im Jahr 2017 bei ca. 78 % (2016: 89 %). 
Tabelle 5 gibt Aufschluss über die Entscheidungen 
sowie die wichtigsten zehn Herkunftsstaaten von 
UM.
13  Die Gesamtschutzquote enthält alle Entscheidungen, die zu 
einer Anerkennung als Asylberechtigter, Flüchtling, subsi-
diär Schutzberechtigter oder zu einem Abschiebungsverbot 
gem. § 60 Abs. 5 und 7 AufenthG führen.
auch in der gestiegenen Zahl der Entscheidungen 
über Asylanträge von UM wider.
Bei der Betrachtung der Asylgeschäftsstatistik zu 
Asylanträgen von UM wird deutlich, dass diese ge-
ringer ausfallen als die Zahlen der Inobhutnahme. 
Dies hat mit dem Verschwinden von UM aus der In-
obhutnahme (vgl. Kap. 6), mit den oben erwähnten 
alternativen aufenthaltsrechtlichen Möglichkeiten 
Tabelle 4:  Asylerstanträge, Asylentscheidungen, Schutzquoten 
für Asylerstanträge von UM
Jahr Asylerstanträge 
UM
Entscheidungen 
UM
Schutzquote
Asylerstanträge 
UM
2013 2.486 1.024 57 %
2014 4.398 1.544 73 %
2015 22.255 2.922 90 %
2016 35.939 9.300 89 %
2017  
Stand: Dez
9.084 24.930 78 %
Quellen: BAMF, Statistisches Bundesamt 2017a.
Tabelle 5:  Asylantrags- und Entscheidungsübersicht - unbegleitete Minderjährige (Stand: Dezember 2017)
Antrags- und Entscheidungsübersicht - UM (Stand: Dezember 2017)
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1 Afghanistan 2.213 10.453 - 1.737 1.002 4.509 2.841 364 7.248 69 %
2 Eritrea 1.544 2.003 - 466 1.414 29 11 83 1.909 95 %
3 Somalia 1.204 1.252 1 424 367 192 171 97 984 79 %
4 Guinea 903 508 - 43 34 213 176 42 290 57 %
5 Syrien 708 5.843 - 1.578 4.139 5 3 118 5.722 98 %
6 Irak 459 2.305 1 1.495 418 69 276 46 1.983 86 %
7 Gambia 383 186 - 3 7 71 83 22 81 44 %
8 Äthiopien 213 327 - 52 21 82 156 16 155 47 %
9 Ungeklärt 148 411 - 161 147 15 56 32 323 79 %
10 Pakistan 126 237 - 9 5 39 158 26 53 22 %
  alle HKL 9.084 24.930 7 6.240 7.706 5.455 4.473 1.049 19.408 78 %
Quelle: Auswertung BAMF.
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2.4.3 Statistiken zu Aufenthaltstiteln
Im Gegensatz zu Inobhutnahme- und Asylstatisti-
ken liegen für die Art und Dauer der Aufenthalts-
titel, die UM in Deutschland erhalten, keine Daten 
vor. „Die Erteilung von Aufenthaltstiteln und Dul-
dungen erfolgt durch die jeweils zuständigen Aus-
länderbehörden, die diese Angaben an das Aus-
länderzentralregister (AZR) melden. Angaben zur 
diesbezüglichen Antragstellung, Ablehnung und 
Erteilung liegen der Bundesregierung jedoch be-
reits schon deshalb nicht vor, da im AZR nicht ge-
speichert wird, ob ein Ausländer als unbegleiteter 
Minderjähriger nach Deutschland eingereist ist“ 
(Deutscher Bundestag 2015a: 32). Zwar wird seit In-
krafttreten des Datenaustauschverbesserungsgeset-
zes am 3. Februar 2016 das zuständige Jugendamt 
im AZR gespeichert (§ 3 Abs. 2 Nr. 9 AZRG14). Daraus 
lässt sich aber nach wie vor nicht ableiten, ob eine 
im AZR registrierte Person UM ist. Aus demselben 
Grund ist es nicht möglich, Aussagen über die An-
zahl der Duldungen für UM zu machen.
14 Gesetz über das Ausländerzentralregister.
2.4.4 Statistiken zur Rückkehr von 
unbegleiteten Minderjährigen
Von 2015 bis 2017 gab es keine Abschiebung von UM 
in Drittstaaten.15 Insgesamt sind von 2013 bis 2017 
385 unbegleitete Minderjährige mit der Rückkehr-
förderung des REAG/GARP-Programms ausgereist 
(vgl. Kap. 5.1). Am häufigsten erfolgte die Rückkehr-
förderung bei albanischen und afghanischen UM. 
Im Jahr 2017 sind 80 unbegleitete Minderjährige mit 
dem Programm ausgereist, 2016 waren es 170 Aus-
reisen (vgl. auch Hoffmeyer-Zlotnik 2017: 45).
2.4.5 Statistiken zum Verschwinden von 
unbegleiteten Minderjährigen
Valide Daten zum Verschwinden von UM existieren 
nicht (vgl. Diskussion in Kap. 6).
15 Für die Jahre 2010-2014 vgl. Deutscher Bundestag 2015a: 26f.
Tabelle 6:  Ausreisen von unbegleiteten Minderjährigen mit REAG/GARP - Gesamt und TOP 10 Herkunftsländer
2013 2014 2015 2016 2017
Ausreisen gesamt 
(2013-2017)
Albanien 2 4 45 31 31 113
Afghanistan 2 6 73 21 102
Irak 3 3 31 8 45
Kosovo (UNSCR 1244) 2 27 4 1 34
Russische Föderation 7 1 2 10
Syrien 3 7 10
Iran 1 1 6 1 9
Serbien 2 4 3 9
Tadschikistan 2 1 3 6
Türkei 1 4 1 6
Gesamt (pro Jahr) 12 27 96 170 80 385
Quelle: Auswertung BAMF 2018. Die Daten für 2017 sind vorläufig (Stand 17.01.2018).
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2.5 Rechtliche Änderungen
2.5.1 Änderungen seit 2014 
Etliche Gesetzesnovellierungen seit 2014 hatten 
Auswirkungen auf UM.16 Aufgrund des hohen Re-
gelungsbedarfs in der Phase der starken Zuwande-
rung der Jahre 2015 und 2016 enthalten dabei einige 
Gesetze mehrere Regelungen, die sich auf verschie-
dene Lebensbereiche von UM auswirken (z. B. Integ-
ration, Unterbringung, etc.). Die folgende Auflistung 
ist daher chronologisch angeordnet. 
Mit dem Gesetz zur Neubestimmung des Bleibe-
rechts und der Aufenthaltsbeendigung, welches am 
1. August 2015 in Kraft trat, wurde die in § 25a Auf-
enthG normierte Bleiberechtsmöglichkeit erweitert. 
„§25a AufenthG ermöglicht für alle geduldeten und 
gestatteten Minderjährigen, die vor dem 17. Lebens-
jahr nach Deutschland eingereist sind, ein Bleibe-
recht nach vier Jahren rechtmäßigem Aufenthalt in 
Deutschland“ (BumF 2017b: 2; zu Details der Rege-
lung vgl. Kap. 5.4.3). Mit dem Gesetz wurde zudem 
die Ausbildungsduldung eingeführt (s. u.).
Am 24. Oktober 2015 trat das Asylverfahrensbe-
schleunigungsgesetz in Kraft, welches u. a. die seit 
langem von zivilgesellschaftlicher Seite geforderte 
Anhebung der asylrechtlichen Verfahrensfähigkeit 
von 16 auf 18 Jahre verfügte. Da Jugendliche nun 
nicht mehr selbst im Asylverfahren handeln kön-
nen, ist eine Behandlung des Verfahrens erst mög-
lich, wenn ein Vormund bestellt ist (vgl. Kap. 3.4). 
Zudem wurde ein Beschäftigungsverbot für abge-
lehnte Asylbewerberinnen und Asylbewerber (so 
auch UM) aus sicheren Herkunftsstaaten (nach § 29a 
Abs. 2 AsylG i. V. m. Anlage II zum AsylG), die ihren 
Asylantrag nach dem 31. August 2015 gestellt haben, 
eingeführt (§ 60a Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 AufenthG). 
Während die zuvor beschriebenen Gesetze UM als 
Teil der Gruppe der Geflüchteten betrafen, wurde 
das Gesetz zur Verbesserung der Unterbringung, 
Versorgung und Betreuung ausländischer Kinder 
und Jugendlicher, welches am 1. November 2015 in 
Kraft trat, explizit aufgrund der hohen Zuwande-
rung von UM und der damit verbundenen Überlas-
tung einzelner Kommunen verabschiedet. Es führte 
eine der regulären Inobhutnahme vorgeschaltete 
vorläufige Inobhutnahme (§ 42a SGB VIII), inklusive 
16 Eine Übersicht über alle Gesetzesänderungen seit 2015 bietet 
BumF 2017b.
eines behördlichen Verfahrens zur Altersfeststellung 
(§ 42f SGB VIII), sowie das Prinzip der landes- und 
bundesweiten Aufnahmepflicht und einen bundes-
weiten Verteilmechanismus für UM (§ 42b SGB VIII) 
ein (näher siehe Kap. 3.1.2). Zudem wurde die Hand-
lungsfähigkeit gegenüber der Ausländerbehörde, die 
zuvor bei 16 Jahren gelegen hatte, auf 18 Jahre hoch-
gesetzt, womit nun auch (wie im Asylrecht) für alle 
UM eine rechtliche Vertretung gegenüber der Aus-
länderbehörde handeln muss. 
Besonders für den Bereich der Förderung der Integ-
ration von UM relevant ist das BAföG-Änderungs-
gesetz, welches am 1. Januar 2016 in Kraft trat. Ein 
Anspruch auf Bundesausbildungsförderung für Ju-
gendliche und junge Heranwachsende mit einem 
Aufenthaltstitel oder einer Duldung besteht dem-
nach nicht erst nach vier Jahren, sondern bereits 
nach 15 Monaten. UM mit einer Aufenthaltsgestat-
tung bleiben allerdings weiterhin von der Förderung 
ausgeschlossen (siehe auch Kap. 4.3.3). 
Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Einführung 
beschleunigter Asylverfahren am 17. März 2016 
wurde der Familiennachzug zu subsidiär Schutzbe-
rechtigten bis zum 16. März 2018 ausgesetzt. Diese 
Regelung ist für UM besonders in Bezug auf den El-
ternnachzug relevant (näheres in Kap. 7). 
Das Integrationsgesetz, welches am 6. August 2016 
in Kraft trat, modifizierte die in 2015 eingeführte 
Ausbildungsduldung und machte sie zur Anspruchs-
leistung. Demnach ist unabhängig vom Alter nach 
§ 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG eine Duldung zu ertei-
len, wenn UM eine qualifizierte Berufsausbildung 
aufnehmen (Näheres in Kap. 5.4).
Zuletzt wurde mit dem Gesetz zur besseren Durch-
setzung der Ausreisepflicht, welches am 29. Juli 
2017 in Kraft trat, eine für den Aufenthaltsstatus 
von UM relevante Änderung eingebracht. Zu den 
Rechtshandlungen, zu denen das Jugendamt im Fall 
der Inobhutnahme von UM verpflichtet ist, gehört 
nunmehr insbesondere die unverzügliche Stellung 
eines Asylantrags für UM in bestimmten Fällen (§ 42 
Abs. 2 Satz 5 SGB VIII). Die Regelung wurde beson-
ders im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe stark 
diskutiert (näheres in Kap. 3.1). 
2.5.2 Diskutierte und geplante Änderungen 
Zum Zeitpunkt der Fertigstellung dieser Studie be-
fanden sich keine Gesetzesinitiativen im Bundes-
23Unbegleitete Minderjährige in Deutschland - Überblick
tag oder Bundesrat, die einen direkten Einfluss auf 
UM mit einer Duldung, Aufenthaltsgestattung oder 
einer Aufenthaltserlaubnis hätten. Mehrere legisla-
tive Projekte sind in der vergangenen Legislaturpe-
riode allerdings nicht abgeschlossen oder weiter-
geführt worden. Dies betrifft unter anderem einen 
„Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung von Kindern 
und Jugendlichen: Kinder- und Jugendstärkungsge-
setz (KJSG)“ sowie eine Reform des Vormundschafts-
rechts (BumF 2017b: 9). Inwieweit diese Projekte in 
der seit November 2017 laufenden 19. Legislaturpe-
riode des Bundestags wieder aufgegriffen werden, 
bleibt abzuwarten.
2.6 Öffentlicher Diskurs in 
Bezug auf unbegleitete 
Minderjährige
In der öffentlichen Diskussion haben unbegleitete 
Minderjährige in den letzten Jahren große mediale 
und politische Aufmerksamkeit erhalten. Dabei ist 
in den Jahren 2014 bis 2018 insgesamt eine Verschie-
bung des Diskurses von Unterbringungs- und Integ-
rationsfragen hin zu einer eher problemorientierten 
Sicht auf UM festzustellen. 
Bundesweite Aufnahmepflicht und Umverteilung 
Der erhöhte Zuzug von UM ab 2014 belastete Bun-
desländer und Kommunen unterschiedlich stark. 
Wie die Bundesregierung 2015 berichtete, waren 
Kommunen, „die an bestimmten Einreiseknoten-
punkten gelegen sind oder die von den Kindern und 
Jugendlichen als Zielorte besonders bevorzugt wer-
den [zum Teil] sehr stark belastet. Mancherorts sind 
die Kapazitätsgrenzen bereits so weit überschritten, 
dass eine dem Kindeswohl entsprechende Unter-
bringung, Versorgung und Betreuung der Kinder 
und Jugendlichen erheblich erschwert bzw. nicht 
mehr möglich ist“ (Deutscher Bundestag 2015b: 16). 
Die Situation wurde u. a. beim Flüchtlingsgipfel im 
Bundeskanzleramt am 11. Dezember 2014 auf Bun-
desebene diskutiert und führte zur Verabschiedung 
des Gesetzes zur Verbesserung der Unterbringung, 
Versorgung und Betreuung ausländischer Kinder 
und Jugendlicher, welches am 1. November 2015 in 
Kraft trat (s. o. und Kap. 3.1). 
Der Verabschiedung ging eine breite Debatte in der 
(Fach-)Öffentlichkeit voran. Dabei stand das anvi-
sierte bundes- und landesweite Verteilverfahren 
schon vor der Verabschiedung in der Kritik durch 
die parlamentarische Opposition und zivilgesell-
schaftliche Organisationen, welche das Verfahren 
als „bürokratisch“ kritisierten (Deutscher Bundes-
tag 2015c: 12138) und die Befürchtung äußerten, das 
Kindeswohl könne in der Praxis nicht umfassend 
gewahrt werden (PRO ASYL/BumF 2015). 
In einer Evaluation des Umverteilungsmechanismus 
seitens des Bundesfachverbands unbegleitete min-
derjährige Flüchtlinge e. V. (BumF) vom Juli 2016 be-
mängelte dieser, dass in der Umverteilung aufgrund 
kurzer Fristen, mangelnder Qualifizierung des Per-
sonals sowie fehlender spezifischer Kapazitäten für 
UM jugendhilferechtliche Standards nicht voll zum 
Tragen kämen (BumF 2016a: 29f.). Die Bundesregie-
rung teilte in einem Bericht vom März 2017 einige 
der vorgebrachten Kritikpunkte bezüglich zu kur-
zer Fristen, resümierte jedoch, dass das Verfahren 
insgesamt funktioniere, es die kommunale Praxis 
entlaste und die besonderen Bedarfe und Schutzbe-
dürfnisse von UM sicherstelle (Deutscher Bundestag 
2017b: 7f.).
UM als Straffällige und Abschiebungen von UM
Die gesamtgesellschaftliche Diskussion zu UM rich-
tete sich im Laufe der Jahre 2016 und 2017 stärker 
problemorientiert aus. Zunehmend standen dabei 
Fragen des „Integrationserfolges“, der Straffälligkeit 
und zu Möglichkeiten der Abschiebung von UM im 
Vordergrund. Vermehrt wurde über kriminelle Akti-
vitäten von UM oder von Banden von UM in einzel-
nen Städten berichtet (z. B. Soldt 2017; Heine 2017). 
Im politischen Raum wurden vermehrt Forderun-
gen laut, straffällig gewordene UM abzuschieben 
(z. B. Leubecher 2018). Zivilgesellschaftliche Organi-
sationen führten in diesem Zusammenhang immer 
wieder an, dass es sich bei straffällig werdenden 
UM um eine kleine Minderheit handele und dass es 
allem voran eine pädagogische Herausforderung sei, 
Jugendliche aus kriminellen Strukturen herauszu-
holen (z. B. NDR 2017).
Altersfeststellung bei UM
Die Frage der Einschätzung der Minder- oder Voll-
jährigkeit und die damit verbundenen rechtlichen 
Folgen (bspw. Anspruch auf Kinder- und Jugend-
hilfe, kinderspezifische Abschiebehindernisse, etc.) 
wurde im Laufe der letzten Jahre immer wieder im 
öffentlichen Raum diskutiert. Im Jahr 2015 wurde 
mit der Einführung der vorläufigen Inobhut-
nahme auch das behördliche Verfahren zur Alters-
feststellung kodifiziert. § 42f SGB VIII schreibt den 
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Jugendämtern die Altersfeststellung für die vorläu-
fige Inobhutnahme explizit vor, allerdings besteht 
diesbezüglich eine unterschiedliche Praxis in den 
Ländern (Deutscher Bundestag 2017b: 34f.). 
Die öffentliche Debatte wurde gegen Ende des Jah-
res 2017 und Anfang 2018 stark angefacht. Gründe 
waren ein Medienbericht, der einem Großteil der 
UM Täuschung in Bezug auf ihr Alter unterstellte 
(Leubecher 2017a) sowie ein Mord durch einen Ge-
flüchteten, der als UM registriert war, aber einem 
gerichtlich veranlassten medizinischen Gutach-
ten nach als volljährig eingestuft wurde (Leube-
cher 2017b). Mehrere Politikerinnen und Politi-
ker forderten daraufhin die Einführung gesetzlich 
vorgeschriebener medizinischer Altersgutachten 
(Leubecher 2017b). Fachverbände lehnen diese For-
derungen mit dem Hinweis auf die starke Unge-
nauigkeit und Fehleranfälligkeit der medizinischen 
Altersdiagnostik allerdings als „Symbolpolitik und 
gefährliche Stimmungsmache“ ab (BumF/Deutsches 
Kinderhilfswerk/IPPNW 2017). Nach dem Präsi-
denten der Bundesärztekammer sind medizinische 
Methoden der Altersdiagnostik „aufwendig, teuer 
und mit großen Unsicherheiten belastet“ (Ueber-
bach 2018). In der medizinischen Fachöffentlichkeit 
wird allerdings auch die Meinung vertreten, dass die 
Feststellung „der Bandbreite des möglichen Lebens-
alters, welche anschließend in ein Verhältnis zu den 
juristisch relevanten Alterslimits gesetzt werden 
kann“ in bestimmten Fällen erlaube „eine Minder-
jährigkeit mit dem höchstmöglichen Beweismaß, 
d. h. ohne vernünftige Zweifel“ auszuschließen (Ru-
dolf 2018). Es folgte eine mediale Debatte, bei der 
u. a. die Nach- gegen die Vorteile der medizinischen 
Altersdiagnostik abgewogen und die bestehenden 
Regelungen diskutiert wurden (z. B. Tieg 2018; Be-
cker/Soldt 2018; Schughart 2018).
In einer Stellungnahme betonte Bundesinnenminis-
ter Thomas de Maizière, dass standardisierte Vor-
gaben entwickelt werden müssten: „Es kann nicht 
ins Belieben einzelner Behörden gestellt sein, wann 
Zweifel angenommen und Maßnahmen eingeleitet 
werden. Vielmehr sollte klar geregelt werden, dass in 
allen Fällen, in denen kein offizielles und echtes Do-
kument vorgelegt werden kann, auf anderem Weg, 
soweit geboten auch durch ärztliche Untersuchung, 
das Alter festgestellt werden muss“ (BMI 2018). Die 
Aufgabe solle aber weiterhin bei den Jugendämtern 
verbleiben. 
Weitere Themen der öffentlichen Diskussion
In der öffentlichen Diskussion wurden ebenfalls die 
Integrationspotentiale und -möglichkeiten von UM, 
das Verschwinden von UM sowie der Eltern- bzw. 
Geschwisternachzug zu UM thematisiert. Die Debat-
ten werden in den folgenden thematischen Kapiteln 
jeweils skizziert.
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Unterbringung, Versorgung und 
Betreuung von unbegleiteten 
Minderjährigen und jungen 
Volljährigen
3
3.1 Grundlagen der 
Unterbringung, Versorgung 
und Betreuung 
3.1.1 Das Primat der Kinder- und Jugendhilfe 
bei Unterbringung, Versorgung und 
Betreuung
Seit 2005 ist die Zuständigkeit der Jugendhilfe für 
unbegleitete ausländische Kinder und Jugendli-
che sowie die Verpflichtung zur Inobhutnahme von 
UM durch die Jugendämter in § 42 SGB VIII explizit 
verankert. Das Primat der Kinder- und Jugendhilfe 
wurde durch nachfolgende gesetzliche Regelungen 
bekräftigt (u. a. durch das Gesetz zur Verbesserung 
der Unterbringung, Versorgung und Betreuung aus-
ländischer Kinder und Jugendlicher, in Kraft getre-
ten am 1. November 2015, oder das das Gesetz zur 
Bekämpfung von Kinderehen, in Kraft getreten am 
18. Juli 2017) (González Méndez de Vigo 2017: 43f.).17 
17 Die vorliegenden Ausführungen gehen auf die bundesge-
Dies bedeutet auch, dass die Unterbringung, Versor-
gung und Betreuung von UM nicht in erster Linie 
von der Entscheidung über ihren aufenthaltsrecht-
lichen Status abhängig gemacht wird. Die nachfol-
genden Ausführungen gehen daher nur dort auf 
aufenthaltsrechtliche Bestimmungen ein, wo diese 
in bestimmten Fällen einen Einfluss auf die Unter-
bringungs-, Versorgungs- und Betreuungssituation 
von UM haben.
3.1.2 Jugendhilfemaßnahmen für unbegleitete 
Minderjährige und junge Volljährige 
Die Unterbringung, Versorgung und Betreuung von 
UM beginnt bei ihrem ersten Kontakt mit deutschen 
Behörden. Dabei greifen in verschiedenen Phasen 
des Ankommens unterschiedliche Prozesse, die im 
Folgenden darstellt werden.
setzlichen Regelungen ein. Alle Bundesländer haben Aus-
führungsgesetze zum SGB VIII, auf die im Folgenden nicht 
eingegangen wird.
Abbildung 1:  Übersicht - Prozesse der Unterbringung, Versorgung und Betreuung von UM
Einreise Vorläufige  Inobhutnahme
Evtl. bundesweite 
Verteilung
(Reguläre)  
Inobhutnahme Hilfeplanung
Anschluss- 
maßnahmen
Erstklärung Clearingverfahren Genehmigung  von Hilfen Betreuung
Versorgung Versorgung Versorgung
Unterbringung Unterbringung Unterbringung
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Vorläufige Inobhutnahme und bundesweites 
Verteilverfahren
Treffen ausländische Kinder und Jugendliche unbe-
gleitet in Deutschland ein und kommen mit staat-
lichen Stellen in Kontakt, so informieren diese das 
örtlich zuständige Jugendamt (vgl. Müller 2014: 16). 
Dieses ist nach § 42a Abs. 1 Satz 1 SGB VIII berech-
tigt und verpflichtet, den oder die UM vorläufig in 
Obhut zu nehmen. Die vorläufige Inobhutnahme 
beinhaltet (wie ebenfalls die reguläre Inobhut-
nahme, s. u.) die kindeswohlgerechte Unterbringung 
bei einer geeigneten Person, in einer geeigneten Ein-
richtung oder in einer sonstigen Wohnform, die Si-
cherstellung des notwendigen Unterhalts, die Kran-
kenhilfe sowie die rechtliche Vertretung des Kindes 
(vgl. § 42a SGB VIII). Die vorläufige Inobhutnahme 
beinhaltet ebenfalls das behördliche Verfahren zur 
Altersfeststellung (§ 42f SGB VIII).
Zudem hat das Jugendamt während der vorläufigen 
Inobhutnahme durch eine Erstklärung einzuschät-
zen, ob eine Weiterverteilung des bzw. der UM im 
Rahmen des sog. bundesweiten Verteilverfahrens 
„in Anbetracht der konkreten Situation des Kindes 
oder des bzw. der Jugendlichen und seines bzw. ihres 
Wohls überhaupt zulässig ist“ (González Méndez de 
Vigo 2017: 27). Dabei wird nach § 42a Abs. 2 Satz 1 
SGB VIII zusammen mit dem Kind oder Jugendli-
chen geprüft: 
1. ob das Wohl des Kindes oder des bzw. der Ju-
gendlichen durch die Durchführung des Ver-
teilverfahrens gefährdet würde,
2. ob sich eine mit dem Kind oder dem bzw. der 
Jugendlichen verwandte Person im Inland 
oder im Ausland aufhält,
3. ob das Wohl des Kindes oder des bzw. der Ju-
gendlichen eine gemeinsame Inobhutnahme 
mit Geschwistern oder anderen unbegleiteten 
ausländischen Kindern oder Jugendlichen er-
fordert und
4. ob der Gesundheitszustand des Kindes oder 
des bzw. der Jugendlichen die Durchführung 
des Verteilverfahrens innerhalb von 14 Werk-
tagen nach Beginn der vorläufigen Inobhut-
nahme ausschließt. 
Das Jugendamt entscheidet auf der Grundlage des 
Ergebnisses dieser Einschätzung darüber, ob der 
bzw. die UM zum bundesweiten Verteilverfahren 
angemeldet wird, oder ob er bzw. sie von der Ver-
teilung ausgeschlossen wird (§ 42a Abs. 2 Satz 2 
SGB VIII). Das Jugendamt hat innerhalb von sie-
ben Werktagen der nach Landesrecht für die Ver-
teilung von unbegleiteten ausländischen Kindern 
und Jugendlichen zuständigen Stelle mitzuteilen, 
dass der bzw. die UM vorläufig in Obhut genom-
men wurde und ebenfalls, welche Ergebnisse bei der 
Einschätzung erzielt wurden (vgl. hierzu exempla-
risch von Nordheim/Karpenstein/Klaus 2017: 19f.). 
Die zuständige Stelle für die Verteilung ist das Lan-
desjugendamt, es sei denn, dass Landesrecht etwas 
anderes regelt (§ 42b Abs. 3 SGB VII). Die entspre-
chende Landesstelle wiederum hat gegenüber dem 
BVA innerhalb von drei Werktagen das Kind oder 
den bzw. die Jugendlichen zur Verteilung anzumel-
den oder den Ausschluss der Verteilung anzuzei-
gen (§ 42a Abs. 4 SGB VIII). Das BVA benennt inner-
halb von zwei Werktagen nach Anmeldung das zur 
Aufnahme verpflichtete Bundesland (§ 42b Abs. 1 
SGB VII). Maßgebend hierfür ist die Erfüllung oder 
Nicht-Erfüllung einer Aufnahmequote für UM, die 
sich derzeit nach dem sog. Königsteiner Schlüssel 
richtet (§ 42c Abs. 1 SGB VIII). Die nach Landesrecht 
für die Verteilung von UM zuständige Stelle des be-
nannten Bundeslandes weist das Kind oder den 
bzw. die Jugendliche/n innerhalb von zwei Werkta-
gen einem in seinem Bereich gelegenen Jugendamt 
zur regulären Inobhutnahme zu. Maßgeblich für die 
Zuweisung sind die spezifischen Schutzbedürfnisse 
und Bedarfe von UM. Wird der bzw. die UM im Rah-
men des Verteilverfahrens einem neuen Jugendamt 
zugewiesen, hat das vorläufig in Obhut nehmende 
Jugendamt sicherzustellen, dass er oder sie durch 
eine insofern geeignete Person zum neuen Jugend-
amt begleitet wird (§ 42a Abs. 5 Satz 1 SGB VIII), um 
sie dort zusammen mit den schon erhobenen Infor-
mationen zur betroffenen Person einer Fachkraft zu 
übergeben. Das neue Jugendamt nimmt den bzw. die 
UM dann regulär in Obhut.
Die vorläufige Inobhutnahme endet entweder, 
  wenn das Kind oder der bzw. die Jugendliche an 
die Personensorge- oder Erziehungsberechtigten 
übergeben wird, oder 
  wenn das Kind oder der bzw. die Jugendliche an 
das (aufgrund der Zuweisungsentscheidung der 
zuständigen Landesbehörde) zuständige Jugend-
amt übergeben wird, oder 
  indem der Ausschluss vom Verteilungsverfahren 
(nach § 42b Abs. 4 SGB VIII) angezeigt wird (§ 42a 
Abs. 6 SGB VIII).
Darüber hinaus endet die vorläufige Inobhutnahme, 
wenn festgestellt wird, dass die Voraussetzungen 
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nicht mehr vorliegen, beispielsweise, wenn bei der 
Altersfeststellung deutlich wird, dass es sich bei der 
Person nicht um einen bzw. eine Minderjährige 
handelt. In diesem Fall ist verwaltungsrechtlich eine 
Rücknahme oder ein Widerruf notwendig (Trenczek 
et al. 2017: 374). Die vorläufige Inobhutnahme muss 
ebenfalls für beendet erklärt werden, wenn der bzw. 
die UM sich der Betreuung durch Entweichen ent-
zieht und das Jugendamt so seine Aufsichtspflicht 
nicht mehr wahrnehmen kann (ebd.). 
In ihren Handlungsempfehlungen zum Umgang mit 
UM definiert die Bundesarbeitsgemeinschaft Lan-
desjugendämter Standards zur vorläufigen Inobhut-
nahme von UM (BAG 2017: 21-26).
Die vorläufige Inobhutnahme und das Verteilverfah-
ren wurden mit dem Gesetz zur Verbesserung der 
Unterbringung, Versorgung und Betreuung auslän-
discher Kinder und Jugendlicher im November 2015 
eingeführt, um bundesweit vorhandene Unterbrin-
gungskapazitäten besser zu nutzen, aber auch um 
die Belastung der Kommunen besser zu verteilen. 
Diese waren vor der Gesetzesnovellierung zustän-
dig für die Inobhutnahme aller UM, die in ihrem Zu-
ständigkeitsbereich aufgegriffen wurden, was v. a. 
für Kommunen in grenznahen Regionen eine be-
sondere Belastung bedeutete. Das Verteilverfahren 
löst diese Situation durch eine bundesweite Aufnah-
mepflicht. Welches Bundesland wie viele UM auf-
nimmt wird durch eine festgelegte Aufnahmequote 
geregelt (Deutscher Bundestag 2017b: 4; vgl. § 42c 
SGB VIII). 
Das Verteilverfahren wurde verschiedentlich kriti-
siert. Zum einen wurde hervorgehoben, dass die ge-
setzlichen Vorgaben zu Problemen in der Praxis füh-
ren können, etwa durch sehr kurze Fristen (González 
de Méndez Vigo 2017: 36f.). Zum anderen wurde kri-
tisiert, dass die Versorgung und Betreuung im Um-
verteilungsverfahren allzu oft nicht im Rahmen der 
Standards der Jugendhilfe stattfände: „Kinder und 
Jugendlich werden vielerorts in temporären Behelfs-
strukturen untergebracht, die nicht für die Unter-
bringung von Kindern und Jugendlichen geeignet 
sind; die vorläufige Inobhutnahme dauert länger, als 
gesetzlich vorgesehen ist. […] Die Gesundheitsver-
sorgung während der vorläufigen Inobhutnahme 
ist in vielen Fällen mangelhaft; unter den Fachkräf-
ten herrscht ein eklatanter Mangel an spezifischem 
Fachwissen und Erfahrung, aber auch Qualifikati-
onsangebote bestehen nicht in ausreichender Zahl. 
Aus Sicht der Fachkräfte fehlen die Voraussetzun-
gen für eine wirkliche Prüfung, dahingehend, ob das 
Kindeswohl der Verteilung entgegensteht, um ihre 
Beteiligung im Verteilprozess sicherzustellen, sowie 
die systematische Weitergabe der in der vorläufigen 
Inobhutnahme gewonnenen Informationen zu ge-
währleisten“ (BumF 2016a: 7f.).
Die Bundesregierung teilt einige Kritikpunkte be-
züglich kurzer Fristen oder der zu langen Dauer der 
Verfahren, stellt aber fest, dass das Verteilungsver-
fahren die Kommunen insgesamt entlastet habe und 
resümiert: „Insgesamt bewerten Bund, Länder und 
die kommunalen Jugendämter übereinstimmend 
das Ergebnis und auch den Ablauf des Verfahrens 
zur Umsetzung der bundesweiten Aufnahmepflicht 
als positiv“ (Deutscher Bundestag 2017b: 7f.). 
Reguläre Inobhutnahme und Clearingverfahren
Sind UM mit der Verteilung an ein anderes zustän-
diges Jugendamt übergeben worden oder verbleiben 
sie nach Ausschluss von der Verteilung bei dem Ju-
gendamt, welches sie vorläufig in Obhut genommen 
hatte, beginnen die reguläre Inobhutnahme und 
das Clearingverfahren. „Eine umfangreiche Pers-
pektivklärung, die Biographiearbeit, die Klärung der 
aufenthaltsrechtlichen Situation und die Bedarfs-
ermittlung finden in der regulären Inobhutnahme 
statt. Bei unbegleiteten Minderjährigen stellt die In-
obhutnahme außerdem in der Regel gleichzeitig den 
Einstieg in den jugendhilferechtlichen Hilfeprozess 
dar“ (González Méndez de Vigo 2017: 44). 
Die Inobhutnahme durch das Jugendamt bein-
haltet die Befugnis, das Kind oder den bzw. die 
Jugendliche/n bei einer geeigneten Person, in einer 
geeigneten Einrichtung oder in einer sonstigen 
Wohnform vorläufig unterzubringen (§ 42 Abs. 1 
Satz 2 SGB VIII). Das Jugendamt hat während der In-
obhutnahme für das Wohl des Kindes oder Jugend-
lichen zu sorgen und dabei den notwendigen Un-
terhalt und die Krankenhilfe sicherzustellen (§ 42 
Abs. 2 Satz 1 SGB VIII). Das Jugendamt ist während 
der Inobhutnahme berechtigt, alle Rechtshandlun-
gen vorzunehmen, die zum Wohl des Kindes oder 
Jugendlichen notwendig sind, wobei der mutmaßli-
che Wille der Personensorge- oder der Erziehungs-
berechtigten dabei angemessen zu berücksichtigen 
ist (§ 42 Abs. 2 Satz 4 SGB VIII). Zu diesen Rechts-
handlungen gehört bei UM auch unter bestimmten 
Umständen die unverzügliche Stellung eines Asyl-
antrags (§ 42 Abs. 2 Satz 5 SGB VIII). Das Jugendamt 
hat ebenfalls beim Familiengericht die Bestellung 
eines Vormunds oder eines Pflegers bzw. einer Pfle-
gerin zu veranlassen (§ 42 Abs. 3 Satz 4 SGB VIII). 
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Zudem hat das Jugendamt während der Inobhut-
nahme die Situation, die zur Inobhutnahme geführt 
hat, zusammen mit dem Kind oder Jugendlichen 
zu klären und Möglichkeiten der Hilfe und Unter-
stützung aufzuzeigen (§ 42 Abs. 2 Satz 1 SGB VIII). 
Ziele dieses sog. Clearingverfahrens ist „der Schutz, 
die Klärung der Situation und der Perspektiven des/
der unbegleiteten Minderjährigen“ (BAG 2017: 33). 
Es beinhaltet die Klärung des Gesundheitszustan-
des (ggf. ärztliche Behandlung), die Erhebung von 
Informationen über bisherige Lebensumstände, 
die Klärung der Möglichkeiten zum Spracherwerb 
und zur Beschulung, die Entscheidung über die Art 
der Aufenthaltsbeantragung sowie die Klärung und 
Vorbereitung der anschließenden Hilfen zur Erzie-
hung. „Das Clearingverfahren kann sowohl in einer 
speziellen Clearingeinrichtung, als auch in einer an-
deren Unterbringungsform nach § 42 Abs. 1 Satz 2 
SGB VIII erfolgen. Das Clearingverfahren ist Aufgabe 
der Jugendämter. Diese können das Clearingver-
fahren selbst durchführen oder freie Träger in An-
spruch nehmen. Die Letztverantwortung verbleibt 
jedoch im zuständigen Jugendamt“ (BAG 2017: 33). 
In der Regel endet das Clearingverfahren, wenn die 
offenen Fragestellungen soweit geklärt sind, dass 
die Entscheidung zu entsprechenden Anschlusshil-
fen getroffen werden und die konkrete Hilfeplanung 
starten kann (BAG 2017: 35). Standards zu Inhalt 
und Ablauf des Clearingverfahrens, sowie Vordrucke 
für Anamnesebögen und zur sozialpädagogischen 
Einschätzung finden sich in den Handlungsempfeh-
lungen der Bundesarbeitsgemeinschaft Landesju-
gendämter (BAG 2017).
Die reguläre Inobhutnahme endet entweder mit der 
Übergabe des Kindes oder Jugendlichen an die Per-
sonensorge- oder Erziehungsberechtigten (was bei 
UM selten der Fall ist), oder mit der Entscheidung 
über die Gewährung von Hilfen nach dem Sozial-
gesetzbuch, den sog. Anschlussmaßnahmen (§ 42 
Abs. 4 SGB VIII).18
Hilfeplanung und Anschlussmaßnahmen 
„Unbegleitete minderjährige und junge volljährige 
Flüchtlinge haben wie andere in Deutschland le-
bende Kinder und Jugendliche einen Anspruch auf 
die notwendige und geeignete Hilfe nach den §§ 27-
35, 41 SGB VIII19 und auf Eingliederungshilfe für 
18 Die Inobhutnahme ist allerdings erst dann beendet, wenn 
eine Überleitung in eine andere Hilfeform tatsächlich erfolgt 
ist, um zu verhindern, dass die betroffene Person in einen 
rechtsfreien Zeitraum rutscht, während sie beispielsweise auf 
einen Heimplatz wartet (Trenczek et al. 2017: 299f.)
19 Diese sind nach SGB VIII Hilfe zur Erziehung (§ 27), Erzie-
seelisch behinderte Kinder und Jugendliche nach 
§ 35a SGB VIII“ (Müller 2017: 136). Wird im Clea-
ringverfahren festgestellt, dass Hilfen nach SBG VIII 
gewährt werden sollen, wird die Hilfeplanung ein-
geleitet. Das in § 36 SGB VIII definierte Hilfeplanver-
fahren sieht die Beratung des/der betroffenen Min-
derjährigen zu den Hilfsmöglichkeiten und ihren 
Auswirkungen (§ 36 Abs. 1 Satz 1 SGB VIII), aber 
auch seine/ihre Beteiligung im Rahmen der Hilfe-
plangespräche vor: 
Die Entscheidung über die im Einzelfall ange-
zeigte Hilfeart soll, wenn Hilfe voraussichtlich 
für längere Zeit zu leisten ist, im Zusammenwir-
ken mehrerer Fachkräfte getroffen werden. Als 
Grundlage für die Ausgestaltung der Hilfe sollen 
sie zusammen mit dem Personensorgeberechtig-
ten und dem Kind oder dem Jugendlichen einen 
Hilfeplan aufstellen, der Feststellungen über den 
Bedarf, die zu gewährende Art der Hilfe sowie die 
notwendigen Leistungen enthält; sie sollen re-
gelmäßig prüfen, ob die gewählte Hilfeart wei-
terhin geeignet und notwendig ist. Werden bei 
der Durchführung der Hilfe andere Personen, 
Dienste oder Einrichtungen tätig, so sind sie oder 
deren Mitarbeiter an der Aufstellung des Hilfe-
plans und seiner Überprüfung zu beteiligen. Er-
scheinen Maßnahmen der beruflichen Einglie-
derung erforderlich, so sollen auch die für die 
Eingliederung zuständigen Stellen beteiligt wer-
den (§ 36 Abs. 2 SGB VIII).
Der bzw. die UM hat bei der Auswahl der Hilfeart 
ein Wahl- und Wunschrecht, dem zu entsprechen 
ist, sofern die Wahl nicht mit unverhältnismäßi-
gen Mehrkosten verbunden ist (§ 36 Abs. 1 Satz 4 
SGB VIII). Im Gegensatz zu anderen Kindern und 
Jugendlichen ergibt sich allerdings bei UM durch 
die Sprachbarriere und ihre Unvertrautheit mit 
dem Kinder- und Jugendhilfesystem die Heraus-
forderung „wie sie überhaupt dazu befähigt werden 
können, ihre Rechte im Rahmen der Hilfeplanung 
wahrzunehmen“ (Müller 2017: 138). Dass hier Hand-
lungsbedarfe bestehen, wird auch durch die Ergeb-
nisse einer Befragung von Jugendhilfeeinrichtungen 
sichtbar, von denen zehn Prozent angaben, ihre Hil-
feplangespräche ohne die Beteiligung der betroffe-
nen Person durchzuführen (Moos 2017: 127).
hungsberatung (§ 28), Soziale Gruppenarbeit (§ 29), Erzie-
hungsbeistand, Betreuungshelfer (§ 30), Sozialpädagogische 
Familienhilfe (§ 31), Erziehung in einer Tagesgruppe (§ 32), 
Vollzeitpflege (§ 33), Heimerziehung, sonstige betreute Wohn-
form (§ 34), Intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung 
(§ 35) sowie Hilfe für junge Volljährige, Nachbetreuung (§ 41).
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Entsprechend der Ergebnisse der Hilfeplanung wird 
der bzw. die UM in einer der Hilfeformen unterge-
bracht, so beispielsweise in einer Einrichtung der 
Heimerziehung, in einer betreuten Wohnform, bei 
einer Gastfamilie oder Pflegefamilie, in sozialpä-
dagogisch begleiteten Wohnformen oder in einer 
intensiven sozialpädagogischen Einzelbetreuung 
(§§ 32-35 SGB VIII). Jede dieser Unterbringungsfor-
men ist bezüglich der Intensität der sozialpädagogi-
schen Betreuung und der Versorgung unterschied-
lich ausgestaltet (s. u.). 
Die Inanspruchnahme der Hilfen ist unabhängig 
vom Aufenthaltsstatus des/der UM. Sofern dieser 
nicht während der Inobhutnahme geklärt wurde, 
läuft die Klärung parallel zu den gewährten Hil-
fen weiter. Eine Entscheidung über den aufent-
haltsrechtlichen Status hat allerdings aufgrund des 
Primats der Kinder- und Jugendhilfe bis zur Voll-
jährigkeit keinen direkten Einfluss auf die Inan-
spruchnahme der Hilfen.
Bestimmung des Kindeswohls in 
jugendhilferechtlichen Verfahren
In Deutschland hat jeder junge Mensch ein Recht 
auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erzie-
hung zu einer eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeit (§ 1 Abs. 1 SGB VIII). 
Um dieses Recht zu verwirklichen soll die Jugend-
hilfe junge Menschen in ihrer individuellen und 
sozialen Entwicklung fördern und dazu beitragen, 
Benachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen, 
Kinder und Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl 
zu schützen sowie positive Lebensbedingungen für 
junge Menschen und ihre Familien sowie eine kin-
der- und familienfreundliche Umwelt zu erhalten 
oder zu schaffen (§ 1 Abs. 3 Satz Nr. 1, 3-4 SGB VIII).
Um diesem Auftrag gegenüber UM gerecht zu wer-
den, ist vorgesehen, dass an mehreren Punkten im 
Verlauf der Unterbringung, Versorgung und Betreu-
ung durch formalisierte und nicht formalisierte Pro-
zesse die Handlungsoptionen, die am geeignetsten 
sind, das Kindeswohl zu sichern und umzusetzen, 
bestimmt werden. 
  Im Rahmen der vorläufigen Inobhutnahme ist 
dies die Erstklärung, bei der die zu klärenden 
Fragen in § 42a Abs. 2 SGB VIII vorgegeben sind. 
  Im Rahmen der regulären Inobhutnahme ist dies 
das ausführliche Clearingverfahren, das in § 42 
Abs. 2 Satz 1 SGB VIII allerdings ohne konkrete 
Verfahrensvorgaben normiert ist. Die Hand-
lungsempfehlungen der Bundesarbeitsgemein-
schaft Landesjugendämter konkretisieren diese 
Vorgabe und zeigen Schritte auf, die das Clea-
ringverfahren enthalten sollte (BAG 2017: 32-
35). Handlungsempfehlungen und -leitfäden der 
Bundesländer zum Umgang mit UM enthalten 
ebenfalls Empfehlungen zur Durchführung des 
Clearingverfahrens (z. B. NRW 2017: 18-21). 
  Werden Hilfen gewährt, existiert mit der Hilfe-
planung nach § 36 SGB VIII ein formalisierter 
Prozess, in dem Fachkräfte mit dem/der UM und 
dem Vormund sowie weiteren involvierten Ak-
teuren in regelmäßigen Abständen zusammen-
kommen sollen, um die besten Handlungsoptio-
nen zu bestimmen. 
Von fachlicher Seite wird dabei immer wieder da-
rauf hingewiesen, dass die Sicherung des Kindes-
wohls nicht nur eine Perspektivklärung bis zur Voll-
jährigkeit enthält, sondern konkrete Perspektiven 
über den 18. Geburtstag hinaus aufzeigen muss (vgl. 
Karpenstein/Schmidt 2016).
Jugendhilferechtlicher Übergang in die 
Volljährigkeit
Das Kinder- und Jugendhilferecht regelt, dass Ju-
gendämter Personen, die als Minderjährige Hilfen 
zur Erziehung erhalten, diese unter bestimmten Be-
dingungen nach Erreichen der Volljährigkeit wei-
terhin gewähren können: Einem jungen Volljähri-
gen soll Hilfe für die Persönlichkeitsentwicklung 
und zu einer eigenverantwortlichen Lebensführung 
gewährt werden, wenn und solange die Hilfe auf-
grund der individuellen Situation des jungen Men-
schen notwendig ist (§ 41 Abs. 1 Satz 1 SGB VIII). Die 
Hilfe wird in der Regel nur bis zur Vollendung des 
21. Lebensjahres gewährt; in begründeten Einzel-
fällen soll sie für einen begrenzten Zeitraum darü-
ber hinaus fortgesetzt werden (§ 41 Abs. 1 SGB VIII). 
Maximal kann die Jugendhilfe dabei allerdings ge-
währt werden, solange die betroffene Person noch 
keine 27 Jahre alt ist (§ 41 Abs. 1 SGB VIII i. V. m. § 7 
Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII). Es handelt sich bei den Leis-
tungen für junge Volljährige in der Regel um eine 
Anspruchsleistung. „Nur in atypischen Fällen steht 
dem Jugendamt Ermessen zu. Das Vorliegen eines 
solchen Falls muss der Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe begründen“ (Winkler 2017: § 41 SGB VIII, 
Rn. 14). Aus der Praxis wird jedoch berichtet, dass 
die Gewährung von Hilfen für junge Erwachsene 
lokal unterschiedlich gehandhabt wird (vgl. Karpen-
stein/Schmidt 2016: 58f., von Nordheim/Karpen-
stein/Klaus 2017: 42ff.).
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Die Alternative zur Fortführung der Hilfen ist die 
Entlassung aus der Jugendhilfe. Der oder die junge 
Volljährige ist mit dem 18. Geburtstag damit in allen 
Fragen für sich selbst verantwortlich, was Konse-
quenzen für beinahe alle Lebensbereiche mit sich 
bringt (Unterbringung/Wohnung, Finanzierung, 
etc.).
3.1.3 Beteiligte Institutionen
Die Unterbringung, Versorgung und Betreuung er-
folgt im Zusammenspiel verschiedener Akteure. 
Die nachfolgende Aufstellung listet nicht alle in 
Deutschland aktiven Akteure namentlich auf, son-
dern gibt einen Überblick über die Akteure, die auf 
lokaler Ebene in der Unterbringung, Versorgung 
und Betreuung von UM involviert sind.
Tabelle 7:  Akteure der Unterbringung, Versorgung und Betreuung
Institution Beschreibung Verantwortlichkeiten/Aktivitäten
Jugendamt Dem Jugendamt kommt „im Rahmen des staatlichen Wäch-
teramts […] die Aufgabe zu, alle notwendigen Maßnahmen 
zum Schutz des Kindeswohls sicherzustellen“ (Brinks et al. 
2017: 72). Das örtliche Jugendamt ist Bestandteil der Kom-
munalverwaltung. Jeder örtliche Träger der öffentlichen 
Kinder- und Jugendhilfe (in der Regel sind dies Landkreise 
und kreisfreie Städte), muss ein solches Amt einrichten, um 
die Aufgaben nach SGB VIII wahrzunehmen (§ 69 Abs. 3 
SGB VIII). In Deutschland existieren knapp 600 Jugendämter 
(Brinks et al. 2017: 74).
Das örtliche Jugendamt besteht aus zwei Teilen: dem Ju-
gendhilfeausschuss und der Verwaltung. Entscheidungen 
zur Organisation und Ausrichtung der Kinder- und Jugend-
hilfe werden im Jugendhilfeausschuss getroffen, welcher 
ebenfalls stimmberechtigte Vertreter der freien Träger der 
Kinder- und Jugendhilfe (s. u.) enthält. Die Verwaltung des 
Jugendamts setzt die Beschlüsse und Ziele des Ausschusses 
um. (Brinks et al. 2017: 74f.). 
Das örtliche Jugendamt ist als sozialpädagogische Fachbe-
hörde für die Umsetzung aller Leistungen nach dem SGB 
VIII zuständig (Brinks et al. 2017: 72). In Bezug auf UM be-
deutet dies u.a. eine Zuständigkeit für 
  die (vorläufige und reguläre) Inobhutnahme von UM,
  evtl. die Organisation der bundesweiten Verteilung vor 
Ort,
  die Hilfeplanung,
  die Eignungsprüfung der Pflegefamilien,
  die Gewährung von Hilfen nach dem SGB VIII.
Freie Träger Neben den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe existieren 
die Träger der freien Jugendhilfe. „Träger der freien Jugend-
hilfe sind die Kirchen und Religionsgemeinschaften des 
öffentlichen Rechts, die in der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Freie Wohlfahrtspflege zusammengeschlossenen Spitzenver-
bände (Arbeiterwohlfahrt, Caritasverband, Deutsches Rotes 
Kreuz, Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband, Diako-
nisches Werk und die Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in 
Deutschland), Jugendverbände, Jugendgruppen, Selbsthilfe-
gruppen, um nur die wichtigsten Beispiele zu nennen. Ferner 
sind in zunehmendem Maße privatgewerbliche freie Träger 
anzutreffen“ (Winkler 2017: § 3 SGB VIII, Rn. 2.2).
Freie Träger betreiben unter anderem Unterbringungsein-
richtungen (inklusiv oder exklusiv für UM), beraten und 
betreuen Pflegefamilien von UM oder bieten andere Betreu-
ungsleistungen für UM an. Soweit geeignete Einrichtungen, 
Dienste und Veranstaltungen von anerkannten Trägern der 
freien Jugendhilfe betrieben werden oder rechtzeitig ge-
schaffen werden können, soll die öffentliche Jugendhilfe von 
eigenen Maßnahmen absehen (§ 4 Abs. 2 SGB VIII). 
„An zahlreichen Orten bestehen Kooperationsverträge zwi-
schen den Jugendämtern und Freien Trägern. Diese bezie-
hen sich entweder auf die grundsätzliche Übertragung des 
gesamten Bereichs Pflegekinderhilfe für unbegleitete min-
derjährige Flüchtlinge oder auf die Übertragung einzelner 
Elemente wie Betreuung und Begleitung der Gastfamilien“ 
(Kompetenz-Zentrum Pflegekinder e.V. 2016: 23).
Familien-
gericht
Das Familiengericht ist eine Abteilung des Amtsgerichts, 
die für die Entscheidung von Familiensachen zuständig ist 
(§ 23b Abs. 1 Gerichtsverfassungsgesetz).
In Bezug auf UM ist das Familiengericht dafür zuständig, zu 
prüfen, welche Maßnahmen zum Wohl des Kindes oder des/
der Jugendlichen erforderlich sind. 
Insbesondere prüft und entscheidet es, ob ein Vormund für 
den/die UM bestellt wird, ordnet die Vormundschaft von 
Amts wegen an (§ 1774 Satz 1 BGB), wählt den Vormund 
nach Anhörung des Jugendamts aus (§ 1779 Abs. 1 BGB) und 
bestellt den Vormund (§ 1789 BGB).
Vormund Minderjährige erhalten einen Vormund, wenn sie nicht unter 
elterlicher Sorge stehen oder wenn die Eltern weder in den 
die Person noch in den das Vermögen betreffenden Angele-
genheiten zur Vertretung des Minderjährigen berechtigt sind 
(§ 1773 Abs. 1 BGB). Das Jugendamt hat bei einer Inobhut-
nahme von UM unverzüglich beim Familiengericht die Be-
stellung eines Vormunds oder eines Pflegers/einer Pflegerin 
zu veranlassen (§ 42 Abs 3 Satz 4 SGB VIII). 
Vormunde nehmen die Personen- und die Vermögenssorge 
für UM wahr und vertreten sie rechtlich.
In der Praxis wird für UM meistens das Jugendamt zum Vor-
mund bestellt (Trenczek et al. 2017: 281).
Weitere Informationen s. u.
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Kooperation
Neben den oben genannten sind noch weitere Ak-
teure indirekt in die Unterbringung, Versorgung 
und Betreuung von UM vor Ort eingebunden (z. B. 
Ausländerbehörden, Migrantenorganisationen, 
Wohlfahrtsverbände, ehrenamtlich Engagierte, Ge-
sundheits- und Schulämter, Jobcenter und Arbeits-
agenturen etc.). Zum Teil können diese im Jugend-
hilfeausschuss vertreten sein. Sie können aber auch 
in weniger formalen Netzwerken zusammenge-
schlossen sein. Die kommunale Vernetzung zwi-
schen den involvierten Akteuren wird jedoch immer 
wieder als zentrales Element gelingender Hilfen für 
UM hervorgehoben (z. B. Jagusch 2017, Brinks et al. 
2017: 80).
3.2 Unterbringung
3.2.1 Rechtliche Grundlagen der 
Unterbringung
Bei der Unterbringung von UM greifen je nach der 
Phase, in der sich der bzw. die UM befindet (vorläu-
fige Inobhutnahme, reguläre Inobhutnahme, An-
schlussunterbringung), verschiedene gesetzliche 
Regelungen. „Grundlage für die Unterbringung von 
unbegleiteten ausländischen Minderjährigen ist das 
SGB VIII. Standards, die das SGB VIII bundesrecht-
lich vorsieht, sind eine kindeswohlorientierte Unter-
bringung, die Pflicht, beim Betreiben entsprechen-
der Einrichtungen, eine Erlaubnis zur Vollzeitpflege 
innezuhaben (§ 44 SGB VIII), oder auch die Betriebs-
erlaubnis für Einrichtungen (§ 45 SGB VIII)“ (Deut-
scher Bundestag 2017b: 72). Die Bundesländer haben 
z. T. eigene Mindeststandards für die Unterbringung 
von UM definiert (Deutscher Bundestag 2017b: 73). 
Zudem ist die konkrete Umsetzung der Unterbrin-
gung auf Ebene der Kommunen angesiedelt. Es be-
stehen damit zum Teil erhebliche Unterschiede 
nicht nur zwischen, sondern auch innerhalb der 
Bundesländer (Müller 2014: 36). „Grundsätzlich kann 
bei der Unterbringung zwischen stationären Ein-
richtungen, sozialpädagogisch begleiteten Wohnfor-
men sowie Gast- und Pflegefamilien unterschieden 
werden“ (Deutscher Bundestag 2017b: 70).
3.2.2 Unterbringung während der (vorläufigen) 
Inobhutnahme 
Unterbringungsformen
Sowohl im Rahmen der vorläufigen Inobhutnahme 
(§ 42a Abs. 1 Satz 2 SGB VIII i. V. m. § 42 Abs. 1 Satz 2 
SGB VIII), als auch im Rahmen der regulären Inob-
hutnahme (§ 42a Abs. 1 Satz 2 SGB VIII) hat das Ju-
gendamt die Befugnis, den/die UM bei einer geeig-
neten Person, in einer geeigneten Einrichtung oder 
in einer sonstigen Wohnform vorläufig unterzubrin-
gen. 
Ausländerrechtliche Einrichtungen (Erstaufnahme-
einrichtungen oder Gemeinschaftsunterkünfte) er-
füllen dabei in der Regel nicht die Voraussetzungen 
für die Ausstellung einer Betriebserlaubnis, die nach 
§ 45 SGB VIII für den Betrieb von Einrichtungen 
erforderlich ist, in denen Kinder und Jugendliche 
ganztägig betreut werden und stellen mithin grund-
sätzlich keine geeigneten Einrichtungen im Sinne 
des SGB VIII dar (González Méndez de Vigo 2017: 30; 
Deutscher Bundestag 2017b: 10).
Falls die Voraussetzungen zur Inobhutnahme bei 
einer bzw. einem UM vorliegen, aber durch die Tren-
nung von erwachsenen Begleitpersonen, die zusam-
men mit dem bzw. der UM eingereist sind (z. B. voll-
jährige Geschwister), die Gefahr für das „Kindeswohl 
höher einzuschätzen ist, als die, die von einer nicht 
geeigneten Unterbringung in einer nicht kindes-
wohl ausgerichteten Aufnahmeeinrichtung des Aus-
länderrechts“ (González Méndez de Vigo 2017: 31) 
ausgeht, dann kann eine Unterbringungen dort im 
Einzelfall auch angezeigt sein. Dies entbindet das 
Jugendamt allerdings nicht von der Pflicht, die In-
obhutnahme zu verfügen und die entsprechenden 
Aufgaben wahrzunehmen. 
Für die Unterbringung im Rahmen der regulären 
Inobhutnahme gilt, dass für UM die gleichen Stan-
dards wie bei deutschen Kindern und Jugendlichen 
gelten: So können UM beispielsweise bei Verwand-
ten untergebracht werden, wenn dies von dem/der 
UM sowie den Verwandten gewünscht wird, letztere 
geeignet sind und auch sonst nichts gegen eine Un-
terbringung dort spricht (González Méndez de Vigo 
2017: 44).
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Verteilung auf Unterbringungsformen
Die Statistik der Kinder- und Jugendhilfe erfasst für 
den Bereich der vorläufigen Schutzmaßnahen, unter 
die die vorläufige und die reguläre Inobhutnahme 
fallen, nicht gesondert, wie sich UM auf verschie-
dene Unterbringungsformen verteilen (Statistisches 
Bundesamt 2017b). In einer Abfrage der Bundesre-
gierung, die sich auf das zweite und dritte Quartal 
2016 bezog, machten die Bundesländer allerdings 
Angaben zur Unterbringung von UM während der 
vorläufigen und der regulären Inobhutnahme. 
Bezüglich der vorläufigen Inobhutnahme stellten 
die Länder dabei fest, dass UM häufig in von freien 
Trägern vorgehaltenen Kinder- und Jugendhilfe-
einrichtungen untergebracht werden, aber auch in 
landeseigenen bzw. kommunalen Clearingeinrich-
tungen (Deutscher Bundestag 2017b: 70). Als Clea-
ringhäuser werden Einrichtungen beschrieben, die 
auf die Erstaufnahme von UM spezialisiert sind und 
eine intensive pädagogische Betreuung ermöglichen 
(Müller 2014: 36). In der Phase der hohen Zuwan-
derungszahlen von UM erfolgte die Unterbringung 
häufig auch in Notunterkünften, Hotels, Hostels und 
Jugendherbergen, Gastfamilien oder Gemeinschafts-
unterkünften, also in Einrichtungen, die in der Regel 
nicht die Kinder- und Jugendhilferechtlichen Stan-
dards einhalten (BumF 2016a: 7f.). Die Bundesregie-
rung berichtet, dass diese Unterbringungspraxis sich 
im Laufe des Jahres 2016 stark verbessert habe, was 
u. a. an der niedrigeren Einreisezahl von UM und der 
Einführung der bundesweiten Verteilung von UM 
gelegen habe. Gegen Ende 2016 sei es damit möglich 
gewesen, sich stärker auf Aspekte der Qualitätsent-
wicklung zu konzentrieren (Deutscher Bundestag 
2017b: 71). In einer Umfrage des BumF unter Fach-
kräften der Kinder- und Jugendhilfe vom Herbst 
2017 gaben 65,3 % der befragten Fachkräfte an, dass 
UM während der vorläufigen Inobhutnahme über-
wiegend in regulären Jugendhilfeeinrichtungen un-
tergebracht werden, 18,9 % gaben an, dass hierfür 
überwiegend Notunterkünfte genutzt werden, und 
8,1 % gaben Hotels, Hostels und Jugendherbergen 
als die überwiegende Unterbringungsform an (von 
Nordheim/Karpenstein/Klaus 2017: 25).20 
Bezüglich der regulären Inobhutnahme gaben die 
Bundesländer in der o. g. Abfrage an, dass UM vor 
allem in Einrichtungen der stationären Jugend-
20 Weitere Angaben wurden gemacht zu den Kategorien: 
Verwandte mit eigenem Wohnraum (1,2 % der Befragten), 
Pflege- bzw. Gastfamilien (0,6 % der Befragten), Gemein-
schaftsunterkünfte (2,8 % der Befragten) sowie sonstige 
Unterbringungsformen (3,1 % der Befragten). 
hilfe untergebracht werden und dass hier zum Teil 
für UM eigene weitere Jugendhilfeeinrichtungen 
geschaffen wurden. „Auch werden sie in speziel-
len Inobhutnahme-/Clearingeinrichtungen unter-
gebracht. Zudem werden auch (sozialpädagogisch) 
begleitete oder betreute Wohnformen genutzt. In 
deutlich geringerem Maße werden auch Gast- und 
Pflegefamilien zur Unterbringung der UMA genutzt“ 
(Deutscher Bundestag 2017b: 71). Ebenfalls erfolgt 
die Unterbringung in Einzelfällen und nach Prüfung 
des Kindeswohls in Erstaufnahmeeinrichtungen bei 
Familienangehörigen oder Fluchtgemeinschaften, 
sowie in Hotels und Jugendherbergen oder Notun-
terkünften (ebd.). Diese Einschätzung teilt auch die 
Befragung des BumF vom Herbst 2017. Die Mehr-
heit der befragten Fachkräfte (80,6 %) gibt hier an, 
dass UM überwiegend in regulären Einrichtungen 
der Kinder- und Jugendhilfe untergebracht werden 
(von Nordheim/Karpenstein/Klaus 2017: 25).
3.2.3 Unterbringung im Anschluss an die 
Inobhutnahme
Unterbringungsformen
Werden im Anschluss an die Inobhutnahme Hilfen 
zur Erziehung gewährt, kommen für UM alle Unter-
bringungsformen in Betracht, die das SGB VIII defi-
niert, also die Unterbringung
  in einer Einrichtung der Heimerziehung  
(§ 34 SGB VIII),
  in einer betreuten Wohnform (§ 34 SGB VIII),
  bei einer Gastfamilie oder Pflegefamilie  
(§ 33 SGB VIII),
  in sozialpädagogisch begleiteten Wohnformen 
(§ 13 SGB VIII) oder
  in einer intensiven sozialpädagogischen Einzel-
betreuung (§ 35 SGB VIII).
Angebote, die unter § 34 SGB VIII fallen, sind in 
Deutschland vielfältig und können verschiedenar-
tig ausgestaltet sein. Sie weisen je nach Bedarf des/
der UM unterschiedlich intensive pädagogische Be-
treuung auf. Dies „reicht von der Unterbringung 
in Heimeinrichtung mit rund um die Uhr gewähr-
leisteter Betreuung vor Ort bis zu betreuten Wohn-
gruppen, in denen selbstständigere Jugendliche un-
tergebracht werden, mit ‚offenen Konzepten‘ des 
Wohnens, bei denen pädagogische Betreuung mobil 
und flexibel gewährleistet wird“ (Deutscher Bun-
destag 2017b: 73). Dabei kann zwischen integrativen 
Unterbringungsmöglichkeiten, in denen UM mit 
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anderen Kindern und Jugendlichen untergebracht 
werden, und solchen, die speziell für UM ausgelegt 
sind, unterschieden werden. Diese können ebenfalls 
„auf bestimmte Personengruppen, wie beispiels-
weise Mädchengruppen oder spezialisiert auf spe-
zifische Unterstützungs- und Förderangebote, wie 
z. B. heilpädagogische Gruppen für stark traumati-
sierte UMA ausgerichtet“ sein (Deutscher Bundes-
tag 2017b: 73). 
Auswahl der Unterbringungsform
UM werden in der Regel in der Kommune unterge-
bracht, in der auch das regulär in Obhut nehmende 
Jugendamt zuständig ist. „Die Unterbringung der 
unbegleiteten Minderjährigen erfolgt entsprechend 
des ermittelten Unterstützungsbedarfs: In aller 
Regel wohnen die Minderjährigen im Anschluss an 
das Clearingverfahren in einer sozialpädagogischen 
Wohngruppe oder in einer Einrichtung bis sie voll-
jährig sind“ (Deutscher Bundestag 2017b: 72). Die 
Unterbringung soll dabei auf die individuellen Be-
dürfnisse des oder der UM angepasst sein und eine 
„angemessene stabilisierende Hilfeform“ darstellen 
(Brinks/Dittmann/Müller 2017: 79). Da die Unter-
bringung einen Teil der Hilfemaßnahmen darstellt, 
ist der oder die UM im Rahmen der Hilfeplanung an 
der Entscheidung über die zu wählende Einrichtung 
oder Pflegestelle zu beteiligen (§ 36 Abs. 1 Satz 3 SGB 
VIII). Diesem Wunsch- und Wahlrecht ist zu ent-
sprechen, sofern nicht unverhältnismäßige Mehr-
kosten entgegenstehen. 
Dynamik in der Bereitstellung von 
Unterbringungsmöglichkeiten
Die starke Zuwanderung von UM 2015 und 2016 hat 
zu einer starken Dynamik bei den Unterbringungs-
möglichkeiten geführt. Auf der einen Seite fehlten 
diese über längere Zeit, was auf das Wunsch- und 
Wahlrecht der UM bezüglich ihrer Unterbringung 
Auswirkungen hatte: „Allerdings ist dieses Wunsch- 
und Wahlrecht für unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge zurzeit in vielen Regionen de facto stark 
eingeschränkt bzw. nicht gegeben, da insgesamt 
Unterbringungsmöglichkeiten fehlen. Anzustreben 
ist, dass auch für diese jungen Menschen das Ge-
samtspektrum der Hilfen zur Erziehung zur Ver-
fügung steht. Das heißt, dass neben Angeboten der 
Heimerziehung auch betreute Wohnformen, Ange-
bote des Jugendwohnens nach § 13 SGB VIII, Unter-
bringungsmöglichkeiten in Pflege- oder Gastfami-
lien sowie selbstständiges Wohnen (einzeln oder in 
Gruppen) mit ambulanter Betreuung möglich sind” 
(Moos 2017: 126f.). 
Gleichzeitig wurden durch den erhöhten Bedarf an 
Unterbringungsmöglichkeiten aber auch die Ka-
pazitäten erweitert: „Mit dem Anstieg der Fallzah-
len unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge haben 
Jugendämter und Einrichtungen neue Unterbrin-
gungsplätze innerhalb kürzester Zeit geschaffen. Das 
Angebot reicht von intensiv-pädagogischen Spezial-
wohngruppen über betreutes Einzelwohnen bis hin 
zum offenen Jugendwohnen“ (Brinks/Dittmann/
Müller 2017: 79). Auf die in der Hochphase der Zu-
wanderung entstandenen Notunterkünfte wie ange-
mietete Hotels oder Pensionen seien jetzt die fachli-
chen Standards der Jugendhilfe anzuwenden. 
Hinsichtlich ausreichender Kapazitäten deutet sich 
eine regionale Disparität an: Während im August 
2016 acht Bundesländer angaben, dass die Kapazitä-
ten nicht ausreichten, und man vor allem Bedarf an 
Unterbringungsplätzen für ältere Jugendliche und 
junge Volljährige habe, gaben drei Bundesländer an, 
dass die Kapazitäten ausreichten (Deutscher Bun-
destag 2017b: 73f.). Die in dieser Umfrage ebenfalls 
beteiligten Fachverbände gaben an, dass die Kapazi-
täten nicht weiter ausgebaut werden müssten. „Al-
lerdings bestehe hinsichtlich der Qualität, der Min-
deststandards und der Passgenauigkeit der Hilfen 
noch ein sehr starker (Weiter-)Entwicklungsbedarf“ 
(Deutscher Bundestag 2017b: 74).
Verteilung auf Unterbringungsformen
Wie im Falle der (vorläufigen) Inobhutnahme, lie-
gen bezüglich der gewährten Hilfen zur Erziehung 
ebenfalls keine Statistiken zur Verteilung von UM 
auf verschiedene Unterbringungsformen vor (Sta-
tistisches Bundesamt 2017c).21 Die oben erwähnte 
nicht-repräsentative Umfrage des BumF unter Fach-
kräften der Kinder- und Jugendhilfe vom Februar 
2016 kam zu dem Ergebnis, dass Fachkräfte UM zum 
Zeitpunkt der Umfrage am häufigsten in Jugend-
wohngruppen (90,5 %) und betreuten Wohnformen 
(70,5 %) unterbrachten.22 Zudem werden vermehrt 
auch Gast- und Pflegefamilien sowie Verwandte 
zur Unterbringung genutzt (49,6 %). Die Fachkräfte 
gaben ebenfalls an, dass Notlösungen z. T. auch in 
der Anschlussunterbringung genutzt werden, so 
bspw. Gemeinschaftsunterkünfte (24 %) oder Ho-
21 Eine Auswertung der Mikrodaten der Kinder- und Jugend-
hilfestatistik von 2014 mit detaillierter Aufschlüsselung 
der Unterbringung von UM bietet Fendrich et al. 2016. Eine 
Auswertung der Daten von 2015 und 2016, die Rückschlüsse 
auf die Unterbringung von UM nach dem starken Anstieg der 
Zuwanderung von UM zuließe, liegt bisher allerdings nicht 
vor. 
22 Die erwähnte Umfrage ließ Mehrfachantworten zu.
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tels, Hostels und Jugendherbergen (21,6 %). Dass Un-
terbringungen auch bei Verwandten ohne Hilfen 
zur Erziehung erfolgen, gaben 32,2 % der befrag-
ten Fachkräfte an (BumF 2016a: 10). Eine Evalua-
tion stationärer Jugendhilfemaßnahmen für UM 
durch den Bundesverband katholischer Einrichtun-
gen und Dienste der Erziehungshilfen e. V. (BVkE) 
und des Instituts für Kinder- und Jugendhilfe (IKJ) 
ergab ein ähnliches Bild: „Die Unterbringung erfolgt 
in 75,7 % der Fälle in Wohngruppen, die ausschließ-
lich mit UMF belegt werden, und in 22,1 % in ge-
mischten Wohngruppen“ (BVkE/IKJ 2017: 2). In der 
Umfrage des BumF unter Fachkräften der Kinder- 
und Jugendhilfe vom Herbst 2017 zeigt sich, dass die 
Tendenz, UM während der Hilfen zur Erziehung in 
regulären Jugendhilfeeinrichtungen unterzubrin-
gen, noch verstärkt hat: 89,6 % der Befragten gaben, 
an, dass UM überwiegend in solchen Einrichtungen 
untergebracht werden (von Nordheim/Karpenstein/
Klaus 2017: 25). Zu beachten ist, dass die erwähnten 
Umfragen nicht-repräsentativ und untereinander 
nicht vergleichbar sind. Sie können somit nur eine 
Tendenz in der Unterbringung von UM aufzeigen. 
Statistische Angaben zur Verteilung auf Unterbrin-
gungsformen existieren nicht. 
Die Tendenz, junge Geflüchtete mehrheitlich in der 
Heimerziehung und in spezialisierten Wohngrup-
pen (nur) mit anderen UM unterzubringen wird z. T. 
kritisch gesehen. Eine solche Unterbringung ent-
spräche oft nicht den Wünschen der UM nach Nor-
malität und Austausch mit Gleichaltrigen aus der 
Aufnahmegesellschaft (Brinks/Dittmann/Müller 
2017: 79).
3.2.4 Unterbringung bei einer Gast- oder 
Pflegefamilie
„Eine Gastfamilie ist rechtlich eine Pflegefamilie (im 
Sinne des SGB VIII). Sie nimmt ein Kind bei sich zu-
hause auf und sorgt dafür, dass sich ihr Pflegekind 
zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschafts-
fähigen Persönlichkeit entwickelt“ (BMFSFJ 2017a). 
Die Möglichkeit, UM bei Gastfamilien oder Pflege-
familien23 unterzubringen, ist in den verschiedenen 
23 Eine rechtliche Unterscheidung zwischen Gast- und Pflege-
familien gibt es nicht. Die Begriffe werden häufig synonym 
verwendet, an anderen Stellen aber deutlich voneinander ab-
gegrenzt. Betscher/Szylowicki nutzen den Begriff Gastfamilie, 
um auszudrücken, „dass es sich i. d. R. nicht um eine Hilfe mit 
dem Ziel des Aufbaus einer klassischen Eltern-Kind-Bezie-
hung handelt. Keinesfalls dürfen mit dem Terminus ‚Gastfa-
milie‘ jedoch niedrigere Bedarfe oder abgesenkte Standards 
verbunden werden“ (Betscher/Szylowicki 2017: 175). 
Phasen der Aufnahme in unterschiedlicher Weise 
gegeben. 
Während der (vorläufigen) Inobhutnahme haben 
die Jugendämter auch die Möglichkeit, UM in Gast- 
oder Pflegefamilien unterzubringen. Nach der 
BumF-Befragung vom Herbst 2017 spielt die Unter-
bringung in Gast- bzw. Pflegefamilien hier aber nur 
eine untergeordnete Rolle (von Nordheim/Karpen-
stein/Klaus 2017: 25).
Im Rahmen der Anschlussmaßnahmen ist die Mög-
lichkeit der Unterbringung bei einer Gastfamilie 
durch § 33 SGB VIII gegeben. Im Vergleich zu an-
deren Unterbringungsformen ist diese Hilfeform 
in Deutschland allerdings „noch stark in der Ent-
wicklung“ (Betscher/Szylowicki 2017: 175). In der 
erwähnten Umfrage des BumF vom Februar 2016 
gaben knapp die Hälfte der befragten Fachkräfte an, 
dass sie im Rahmen ihrer Arbeit UM auch in Gast- 
und Pflegefamilien unterbringen (BumF 2016a: 10f.). 
Diese Unterbringungsform hat seit 2015 also stärker 
zugenommen, was auch darauf zurückzuführen sein 
kann, dass mit der höheren Einreisezahl von UM 
auch verstärkt nach Gastfamilien gesucht wurde. 
Sowohl auf Bundes- und Landes- als auch auf kom-
munaler Ebene werben staatliche und zivilgesell-
schaftliche Akteure dabei für das Engagement als 
Gastfamilie (e.g. BMFSFJ 2016a: 5). 
In einer Ausarbeitung des Kompetenz-Zentrums 
Pflegekinder e. V., die auf einer Umfrage aus dem 
Zeitraum September bis Dezember 2015 basiert, 
wurde das breite zivilgesellschaftliche Engagement, 
sich als Gastfamilie für UM einzubringen, hervor-
gehoben: „Dementsprechend groß sind der Zulauf 
und das Interesse, wenn Jugendämter dazu aufrufen, 
Pflege- oder Gastfamilien für unbegleitete minder-
jährige Flüchtlinge zu werden. Informationsabende 
sind überfüllt, die Liste derer, die sich für diese Auf-
gabe vorbereiten und schulen lassen wollen, ist lang“ 
(Kompetenz-Zentrum Pflegekinder e.V. 2016: 4).
Allerdings wird mit dem Anstieg bei der Unterbrin-
gung von UM in Gastfamilien auch die Sorge geäu-
ßert, dass hierdurch die Standards der Kinder- und 
Jugendhilfe nicht ausreichend umgesetzt bzw. ver-
wässert werden könnten. Der Bundesfachverband 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge e. V. sieht 
daher dringenden Aufklärungs- und Fortbildungs-
bedarf, „um abzusichern, dass es sich beim Modell 
der Gastfamilie nicht um eine schleichende Ausla-
gerung der umF aus den Strukturen der Jugendhilfe 
mit ihren Mechanismen zum Schutz des Kindes-
wohles handelt“ (BumF 2016a: 11).
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Um dieser Entwicklung entgegenzuwirken, wurden 
in den letzten Jahren verschiedene Projekte durch-
geführt, im Rahmen derer Lehrpläne entwickelt 
und Fachkräfte und Gastfamilien geschult wurden. 
Das vom Bundesministerium für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend geförderte Projekt „Men-
schen stärken Menschen“ unterstützte beispiels-
weise durch die Entwicklung und Erprobung von 
Lehrplänen, Schulungen und Qualitätsstandards für 
Pflegefamilien (sowie Vormundschaften und Pa-
tenschaften) in zehn Modellregionen in Deutsch-
land (BMFSFJ 2017b). Aber ebenso haben zivilge-
sellschaftliche Organisationen Curricula entwickelt 
und führen Schulungen für (interessierte) Gastfami-
lien durch (Kompetenz-Zentrum Pflegekinder e. V. 
2016: 16f.).
3.2.5 Unterbringung in Unterkünften für 
erwachsene Geflüchtete
Die Unterbringung von Kindern und Jugendlichen 
in Erstaufnahmeeinrichtungen, Gemeinschafts- und 
Notunterkünften ist grundsätzlich nur für begleitete 
Minderjährige vorgesehen (vgl. UNICEF 2017). Un-
begleitete Minderjährige werden entsprechend den 
oben beschriebenen Vorgaben des SGB VIII im Rah-
men der Kinder- und Jugendhilfe in Obhut genom-
men. Eine Unterbringung in Unterkünften für er-
wachsene Geflüchtete ist nur in der oben genannten 
Konstellation und unter Wahrung des Kindeswohls 
möglich (vgl. Kap. 3.2.2).
3.2.6 Unterbringung für unbegleitete 
Minderjährige mit spezifischen 
Bedürfnissen
Es existieren vielfältige Angebote zur Unterbrin-
gung von UM mit spezifischen Bedürfnissen: “Fakt 
ist, dass sich die inzwischen auf dem Markt der Hei-
merziehung vorhandenen Angebote in ihrer Viel-
falt kaum noch systematisch kategorisieren lassen: 
Anzutreffende Differenzierungsparameter sind etwa 
die Betreuungsintensität (Regelgruppen, Intensiv-
gruppen, Arrangements mit geringer oder hoher Be-
treuungsintensität), die Spezifik der Zielgruppe (Kin-
der und Jugendliche mit psychischen Erkrankungen, 
Essstörungen, Fluchtbiografien, sexuellen Auffällig-
keiten, Traumatisierungen, Intelligenzminderungen 
etc.), altersspezifische Förderbedarfe (Kleinkindgrup-
pen, Verselbstständigungsgruppen, betreutes Woh-
nen etc.) oder der Ort, an dem die Hilfe erbracht 
wird (Heim, Außenwohngruppe, Familie, Auslands-
maßnahme etc.)“ (Hansbauer/Alt 2017: 187). Wenn-
gleich UM in der Regel in stationären Einrichtungen 
und Wohngruppen untergebracht werden, exis-
tieren für sie ebenfalls stark ausdifferenzierte An-
gebote, wie beispielsweise UM-Mädchengruppen 
oder heilpädagogische Gruppen für stark trauma-
tisierte UM (Deutscher Bundestag 2017b: 73). Grö-
ßere Einrichtungen haben darüber hinaus selbst z. T. 
auch angestellte Therapeutinnen und Therapeuten 
(Gierke 2016: 71). 
3.2.7 Unterbringung für unbegleitete, 
minderjährige Opfer von 
Menschenhandel
Im Rahmen seiner Kompetenz, in Obhut genom-
mene UM bei einer geeigneten Person, in einer ge-
eigneten Einrichtung oder in einer sonstigen Wohn-
form unterzubringen (s. o.), kann das Jugendamt UM 
auch in Mädchen- oder Frauenhäusern unterbrin-
gen, die besonderen Schutz für Mädchen bieten, die 
Opfer von Menschenhandel geworden sind. 
Infobox:  
Anwerbung von Pflegefamilien - ein Beispiel
Um mehr UM in einem Familien-Setting un-
terbringen zu können, haben viele Jugendämter 
seit 2015 bundesweit Informations- und Werbe-
kampagnen durchgeführt, oft in Zusammenar-
beit mit freien Trägern der Jugendhilfe. Die Fach-
stelle Vollzeitpflege des Jugendamts Nürnberg 
entschied sich Anfang 2016 zusätzlich zu ihrer 
Anwerbung für „reguläre“ Pflegefamilien auch 
Anwerbemaßnahmen speziell für potentielle 
Gast- und Pflegefamilien von UM durchzuführen. 
Eine online verfügbare Broschüre stellt interes-
sierten Familien Informationen zu den Rahmen-
bedingungen der Vollzeitpflege allgemein sowie 
zu den rechtlichen und alltagspraktischen Beson-
derheiten bei der Aufnahme eines bzw. einer UM 
zur Verfügung. Sie enthält ebenso Hinweise zu 
den besonderen Herausforderungen bei der Auf-
nahme von UM und lädt die potentiellen Pflege-
personen zur Reflexion darüber ein, ob diese He-
rausforderungen gemeistert werden können. In 
Zusammenarbeit mit zwei freien Trägern werden 
Infoabende und Fortbildungen zum Thema ange-
boten (Nürnberg 2017a).
36 Unterbringung, Versorgung und Betreuung von unbegleiteten Minderjährigen und jungen Volljährigen
Bestenfalls erfolgt die Unterbringung von Kindern 
und Jugendlichen, die sexuell ausgebeutet wurden, 
in anonymen Unterkünften. „Es wird jedoch auch 
kritisiert, dass diese Unterkünfte in erster Linie auf 
erwachsene Frauen ausgerichtet und deshalb mög-
licherweise nicht dafür geeignet sind, um minder-
jährige Opfer von Menschenhandel aufzunehmen“ 
(Costa 2016: 28). Ebenfalls wird kritisch bemerkt, 
dass „alle bekannten Unterkünfte“ für Frauen oder 
Mädchen konzipiert seien (ebd.). Das Projekt ‚Flucht 
& Menschenhandel - Schutz- und Unterstützungs-
strukturen für Frauen und Minderjährige‘, das der 
Bundesweite Koordinierungskreis gegen Menschen-
handel (KOK) e. V. durchführt, resümiert daher: „Die 
Schaffung einer ausreichend finanzierten Bera-
tungs- und Unterstützungsstruktur für minderjäh-
rige von Menschenhandel Gefährdete bzw. Betrof-
fene, deren zentrale Ausgangspunkte Kindeswohl 
und Kinderschutz sind, muss forciert werden. Hier-
bei müssen insbesondere auch spezielle Angebote 
für Jungen und junge Männer erweitert werden“ 
(KOK 2016: 13).
3.2.8 Kosten für die Unterbringung von 
unbegleiteten Minderjährigen
Die Kosten für die Unterkunft sowie die entspre-
chenden pädagogischen und therapeutischen Leis-
tungen sind der wesentliche Kostenfaktor bei der 
Versorgung von UM. Allerdings liegen Statistiken 
zu den Kosten für die vorläufige Inobhutnahme, die 
reguläre Inobhutnahme und die Anschlussmaß-
nahmen pro Tag und pro UM nicht vor. Die Bun-
desregierung ging 2015 von durchschnittlichen auf-
gewandten Kosten pro Fall und Tag in Höhe von 
175 Euro aus (Deutscher Bundestag 2015b: 27). Al-
lerdings können die Fall- und Platzkosten „je nach 
Unterbringungsart, pädagogischem Setting und 
Gesundheitskosten, […] ganz erheblich variieren” 
(Deutscher Bundestag 2017b: 74). Schätzungen der 
Bundesländer im Rahmen der oben erwähnten Län-
derabfrage zeigen aber eine Spanne von 90-205 Euro 
pro Tag und UM auf. Dabei werden Unterschiede 
zwischen den Bundesländern, die sich an der Ab-
frage beteiligt haben, sichtbar (siehe Tabelle 8). 
Schätzungen der Kommunen (im Rahmen derselben 
Abfrage, über die kommunalen Spitzenverbände) 
gehen dabei von 67-350 Euro pro UM pro Tag als 
Kosten für die (vorläufige) Inobhutnahme aus und 
von 33-209 Euro pro UM pro Tag als Kosten für die 
Anschlussmaßnahmen im Rahmen der Hilfen zur 
Erziehung (Deutscher Bundestag 2017b: 75).
Pflegeeltern erhalten für als Pflegekinder aufge-
nommene UM ein monatliches Pflegegeld, das sich 
aus dem notwendigen Unterhalt des Kindes und 
den Kosten der Erziehung zusammensetzt. Die Pau-
schalbeträge für laufende Leistungen zum Unter-
halt sollen dabei von den nach Landesrecht zustän-
digen Behörden festgesetzt werden. Dabei ist dem 
altersbedingt unterschiedlichen Unterhaltsbedarf 
von Kindern und Jugendlichen durch eine Staffe-
lung der Beträge nach Altersgruppen Rechnung zu 
tragen (§ 39 Abs. 5 Satz 1 und. 2 SGB VIII). Die wei-
tere Bestimmung der Pflegegeldsätze unterliegt 
landesrechtlicher Regelung (§ 39 Abs. 5 Satz 3 SGB 
VIII). Der Deutsche Verein für öffentliche und pri-
vate Fürsorge e. V. gibt jährlich Empfehlungen zur 
Tabelle 8:  Angaben der Bundesländer zu den durchschnittlichen Fallkosten der Inobhutnahme und der Maßnahmen der Hilfen zur Erzie-
hung
Land Kosten (vorläufige) Inobhutnahme 
(in Euro pro Tag)
Kosten Hilfen zur Erziehung  
(in Euro pro Tag)
Berlin 120 180
Brandenburg 130 90
Bremen 117-183
Mecklenburg-Vorpommern 125-205
Sachsen-Anhalt k. A. 140
Schleswig-Holstein 153
Saarland 137
Thüringen 110
Quelle: Deutscher Bundestag 2017: 75. Bei den Angaben handelt es sich in der Regel um geschätzte Angaben, denen keine Auswertungen der 
jeweiligen Unterbringungen in den Ländern zu einem bestimmten Stichtag zugrunde liegen.
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Fortschreibung der Pauschalbeträge in der Vollzeit-
pflege heraus. Für das Jahr 2018 empfiehlt er fol-
gende Sätze:
Darüber hinaus werden einmalige Hilfen oder Zu-
schüsse übernommen (§ 39 Abs. 3 SGB VIII) (Für 
Beispiele zu Posten und Höhen vgl. Nürnberg 
2017b: 30). 
3.2.9 Qualifikationen von Betreuenden
Das SGB VIII macht deutlich, dass die Jugendhilfe 
durch die Vielfalt von Trägern unterschiedlicher 
Wertorientierungen und die Vielfalt von Inhalten, 
Methoden und Arbeitsformen gekennzeichnet ist 
(§ 3 SGB VIII). Dies bedingt auch, dass im Rahmen 
der Unterbringung, Versorgung und Betreuung von 
UM in den vielzähligen Unterbringungs- und Be-
treuungsformen Personen mit unterschiedlichs-
ten Hintergründen aktiv sind. Eine allgemeingültige 
Aussage zu ihren Qualifikationen und Kenntnissen 
ist mithin nicht möglich. In der Regel sind Mitar-
beitende sozialpädagogisch geschult. Bei den für die 
Arbeit mit UM notwendigen Kenntnissen in asyl- 
und aufenthaltsrechtlichen Fragen und im Umgang 
mit Traumatisierungen besteht hingegen Qualifizie-
rungsbedarf (Deutscher Bundestag 2017b: 80; von 
Nordheim/Karpenstein/Klaus 2017: 11).
Das SGB VIII bestimmt, dass die Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe bei den Jugendämtern und Lan-
desjugendämtern hauptberuflich nur Personen be-
schäftigen sollen, die sich für die jeweilige Aufgabe 
nach ihrer Persönlichkeit eignen und eine dieser 
Aufgabe entsprechende Ausbildung erhalten haben 
oder aufgrund besonderer Erfahrungen in der sozi-
alen Arbeit in der Lage sind, die Aufgabe zu erfüllen. 
Soweit die jeweilige Aufgabe dies erfordert, sind mit 
ihrer Wahrnehmung nur Fachkräfte oder Fachkräfte 
mit entsprechender Zusatzausbildung zu betrauen 
(§ 72 Abs. 1 Satz 1-2 SGB VIII). Diese Verpflichtung 
Tabelle 9:  Vollzeitpflegesätze
Alter des  
Pflegekindes  
(von ... bis unter ... 
Jahren)
Kosten für  
den Sach aufwand  
(in Euro)
Kosten für die Pflege  
und Erziehung  
(in Euro)
0 – 6 522 240
6 – 12 592 240
12 – 18 676 240
Quelle: Deutscher Verein e. V. 2017: 4.
gilt nur für die öffentlichen Träger der Jugendhilfe 
- allerdings bestimmt sie auch die Praxis der freien 
Träger der Jugendhilfe mit, da hier von gleichwerti-
gen fachlichen Standards ausgegangen wird (Wies-
ner 2015: § 72 SGB VIII, Rn. 15). Zudem benötigen 
Träger von Einrichtungen, in denen Kinder oder Ju-
gendliche (also auch UM) ganztägig oder für einen 
Teil des Tages betreut werden oder Unterkunft er-
halten, eine Erlaubnis (§ 45 Abs. 1 SGB VIII). Zur Prü-
fung der Erlaubnisvoraussetzungen, muss der Träger 
im Hinblick auf die Eignung des Personals nachwei-
sen, dass die Vorlage und Prüfung von aufgabenspe-
zifischen Ausbildungsnachweisen sowie von Füh-
rungszeugnissen sichergestellt ist (§ 45 Abs. 3 Nr. 2 
SGB VIII).
Infobox: Modellprojekt SHELTER - eLearning 
für Fachkräfte
„Junge Flüchtlinge weisen allgemein eine erhöhte 
Anfälligkeit für psychische Störungen auf. Unbe-
gleitete minderjährige Flüchtlinge stellen hierbei 
nochmal eine besonders vulnerable Gruppe dar, 
da ihnen wichtige Schutzfaktoren wie beispiels-
weise ein familiäres Umfeld, das Schutz und Un-
terstützung bietet, fehlen“ (SHELTER 2017). Dies 
bedingt einen erhöhten Qualifikationsbedarf von 
Fachkräften und ehrenamtlichen Betreuerinnen 
und Betreuern von UM zum Umgang mit trau-
matisierten Minderjährigen. 
Das Verbundprojekt ‚SHELTER - Begleitete und 
unbegleitete geflüchtete Minderjährige - Rah-
menbedingungen und Schutz in Organisationen, 
Verständnis für Traumafolgen und psychische 
Belastungenʻ begegnet diesem Bedarf durch die 
Entwicklung eines e-Learning Curriculums. Das 
interdisziplinäre Projekt wird vom Bundesminis-
terium für Bildung und Forschung (BMBF) geför-
dert und von mehreren Hochschulen durchge-
führt. 
Die Online-Kurse, die 2017 zum ersten Mal er-
probt wurden, ermöglichen Fachkräften und Per-
sonen, die ehrenamtlich mit minderjährigen Ge-
flüchteten arbeiten, sich zu folgenden Themen 
weiterzubilden:
   Folgen potentiell traumatisierender  
Belastungen, 
  Umgang mit Selbst- und Fremdgefährdung, 
  Schutzkonzepte in Institutionen  
(SHELTER 2017).
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3.2.10 Übergang in die Volljährigkeit
Rechtliche Änderungen bei Erreichen der 
Volljährigkeit 
Werden für ehemalige UM nach § 41 SGB VIII Hil-
fen für junge Volljährige gewährt, enthalten diese 
Hilfen auch die Unterbringung. In diesem Fall kann 
(soweit dies in der Einrichtung vorgesehen ist) der 
bzw. die Jugendliche in der Unterbringung bleiben, 
in der er bzw. sie zuvor untergebracht war (statio-
näre Unterbringung, Pflegefamilie, etc.), oder aber 
die Unterbringungsform kann im Rahmen der Hil-
feplanung neu bestimmt werden. Möglich ist die 
Unterbringung beispielsweise in sog. Verselbststän-
digungsgruppen, die sich speziell an junge Volljäh-
rige richten.
Neben der Hilfe nach § 41 Abs. 1 SGB VIII ist für 
junge Volljährige auch die Unterbringung in einer 
sozialpädagogischen Wohnform nach § 13 Abs. 3 
SGB VIII möglich. Diese richtet sich an junge Men-
schen (nach § 7 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIII sind dies Per-
sonen, die das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben), die an einer schulischen oder beruflichen 
Ausbildung teilnehmen. Im Gegensatz zur Hilfege-
währung nach § 41 SGB VIII ist diese Möglichkeit als 
„kann“-Regelung formuliert und unterliegt somit 
dem pflichtgemäßen Ermessen des Jugendamts. 
Die Alternative zur Fortführung der Hilfen ist die 
Entlassung aus der Kinder- und Jugendhilfe, mit der 
Konsequenz, dass ebenfalls die Unterbringung des 
oder der jungen Volljährigen in einer Einrichtung 
der Kinder- und Jugendhilfe oder bei einer Pflegefa-
milie endet. In diesen Fällen kommt die weitere Un-
terbringung auf mehrere Faktoren an: „Die konkre-
ten Umstände des Wohnens nach Beendigung der 
Jugendhilfe hängen insbesondere vom jeweiligen 
Aufenthaltsstatus, der Dauer des Aufenthaltes in der 
Bundesrepublik, den jeweiligen Landesgesetzen, der 
örtlichen Praxis der zuständigen Behörden sowie 
der kommunalen Politik ab“ (BumF 2017c: 46).
Möglich ist eine Umverteilung der betroffenen 
Person nach dem Königsteiner Schlüssel, wenn 
der Asylantrag erst nach Beendigung der Jugend-
hilfe gestellt wird oder wenn über den Asylantrag 
erst nach Beendigung der Jugendhilfe entschieden 
wird (vgl. BumF 2017c: 41f.). Ebenso können aus-
länderrechtliche Wohnsitzauflagen greifen (BumF 
2017c: 43f.).
„Rechtlich ist für Personen im Asylverfahren, die 
nicht oder nicht mehr in einer Erstaufnahmeein-
richtung leben müssen, vorgesehen, dass sie in 
den jeweiligen Kommunen in Gemeinschaftsun-
terkünften untergebracht werden bis das BAMF 
(oder im Falle der Einlegung von Rechtsmitteln 
das Gericht) positiv über den Asylantrag ent-
schieden hat (§ 53 AsylG). Nach der Anerkennung 
besteht der Anspruch, aus der Gemeinschaftsun-
terkunft auszuziehen. Ob bereits davor der Aus-
zug möglich ist, entscheidet die zuständige Aus-
länderbehörde auf Antrag nach einer Abwägung 
zwischen den öffentlichen Interessen und den-
jenigen des Betroffenen i. V. m. den jeweiligen 
Landesaufnahmegesetzen (§ 53 Abs. 1 AsylG). 
[…] Für Geduldete ist die Unterbringung bun-
desgesetzlich nicht explizit geregelt […]. Darü-
ber hinaus können Besonderheiten gelten, wenn 
[für Asyl- und schutzberechtigte oder humani-
tär Aufgenommene, J. T.] eine Wohnsitzauflage 
nach § 12a AufenthG erteilt wurde. Zur Kosten-
deckung besteht grundsätzlich die Möglichkeit 
beim Sozialamt einen Antrag auf Übernahme der 
Kosten für eine Privatwohnung zu stellen  
(§ 3 Abs. 2 AsylbLG bzw. nach 15 Monaten unun-
terbrochenen Aufenthalts § 2 AsylbLG i.V.m. § 67 
SGB XII analog). Anerkannte Flüchtlinge kön-
nen bei Vorliegen der Voraussetzungen entweder 
Leistungen nach § 67 SGB XII oder Leistungen 
der Grundsicherung nach § 22 SGB II beantra-
gen, die u.a. auch die Unterkunftskosten beinhal-
ten“ (BUMF 2017c: 46f.).
Der 15. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregie-
rung warnt vor der Unsicherheit, die mit der Voll-
jährigkeit für UM einhergehen kann: „Für junge 
Geflüchtete ist dabei häufig nicht transparent, wie 
ihr Leben weiter verlaufen kann und was warum ge-
schieht. Ob und inwiefern eine Folge davon wach-
sende Obdachlosigkeit unter jungen Geflüchte-
ten sein wird – wie mit Blick auf Einzelfälle bereits 
befürchtet wird –, muss genau beobachtet werden. 
Auch hier sind die Übergänge und die Begleitung 
nach der Volljährigkeit im jungen Erwachsenenalter 
undurchsichtig“ (Deutscher Bundestag 2017b: 451). 
Übergangsbegleitung
Für UM, die kurz vor der Volljährigkeit und somit 
vor einer gravierenden Veränderung ihrer recht-
lichen Lage stehen, gibt es keine gesetzlich festge-
legten Informationsverpflichtungen seitens der 
Jugendämter. Die Jugendämter informieren und be-
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raten UM zum Übergang im Rahmen der Hilfeplan-
gespräche. 
Information und Beratung der Jugendlichen findet 
daher vor allem durch die Betreuerinnen und Be-
treuer vor Ort statt, in seltenen Fällen auch durch 
die Vormünder. „Besonderes Augenmerk sollte dabei 
darauf gerichtet werden, dass die Minderjährigen 
auf die Zeit nach der Jugendhilfe nicht nur theore-
tisch vorbereitet werden, sondern der Übergang ins 
Erwachsenenleben bei Bedarf begleitet wird. Ein zu 
frühes Ende der Jugendhilfe kann Wohnungslosig-
keit oder Verlust des Schul-, Ausbildungs- oder Ar-
beitsplatzes zur Folge haben“ (Noske 2015: 26). 
Allerdings wird vonseiten der Fachverbände kritisch 
angemerkt, dass für eine umfangreiche Beratung 
und Begleitung häufig die Zeit fehlt: „Wohnungssu-
che ist für alle Care Leaver unabhängig vom Auf-
enthaltsstatus ein schwieriges Unterfangen. Nicht 
selten sprengt diese Aufgabe die zeitlichen Res-
sourcen der Betreuer/innen“ (Karpenstein/Schmidt 
2016: 61).
Unterstützung und Beratung nach der 
Volljährigkeit
Auch, wenn junge Volljährige mit Erreichen des  
18. Lebensjahrs keine weitere Hilfe nach § 41 SGB 
VIII erhalten und somit aus der Jugendhilfe entlas-
sen werden, sollen sie dennoch auch nach Beendi-
gung der Hilfe bei der Verselbständigung im not-
wendigen Umfang beraten und unterstützt werden 
(§ 41 Abs. 3 SGB VIII). „Von der Nachbetreuung er-
fasst sind u. a. regelmäßig wiederkehrende Bera-
tungssettings (wöchentlich) oder auch Unterstüt-
zung bei Behördengängen, Ausbildungs- und  
Arbeitsplatzangelegenheiten“ (BumF 2017c: 33).
Weitere Beratungsmöglichkeiten sind in der Praxis 
eingeschränkt, wie der BumF deutlich macht:
„Eine Unabhängigkeit der jungen Menschen von 
Unterstützungsstrukturen beim Ausscheiden 
aus der Jugendhilfe ist in der Regel illusorisch – 
schon allein aufgrund des zumeist ungeklärten 
Aufenthaltsstatus. Es findet daher vielfach eine 
Weiterleitung an anknüpfende Unterstützungs- 
und Beratungsstrukturen statt. Doch für Fragen 
rund um Leistungsansprüche, Ausbildungsför-
derung, Wohngeld und Kindergeld gibt es, so-
weit ersichtlich, kaum spezifischen Anlaufstellen 
für junge Volljährige, die diese Fragen bereichs-
übergreifend und gebündelt behandeln. Noch 
schwieriger ist es, Beratungsstellen zu finden, die 
aufgrund der zahlreichen Besonderheiten und 
Einschränkungen im Asyl- und Aufenthaltsrecht 
mit Blick auf die besondere Situation junger Ge-
flüchteter kompetent beraten können und dabei 
die besondere Lebenslage der jungen Menschen 
im Blick haben.
Die Beratungs- und Unterstützungsstrukturen 
sind primär von den lokalen Gegebenheiten ab-
hängig. Kapazitäten, um über eine punktuelle 
Beratung hinaus zu unterstützen und zu beglei-
ten, sind in den vorhandenen Strukturen meist 
nicht gegeben. Viel zu oft werden junge Men-
schen mit einfachen Adresslisten ausgestattet, 
bevor die Betreuung durch die Jugendhilfe endet. 
Die Erfahrung von Jugendhilfeträgern hat ge-
zeigt, dass der alleinige Hinweis auf die Kontakte 
von möglichen Unterstützungsstrukturen au-
ßerhalb der Jugendhilfe jedoch selten zur Inan-
spruchnahme geführt hat. Stattdessen sind die 
meisten jungen Geflüchteten bei Schwierigkeiten 
zu ihren ehemaligen Betreuer/innen, also den 
altbewährten Unterstützungsstrukturen, zurück-
kehrt“ (BumF 2017c: 77).
Um dieser Situation entgegenzuwirken, haben ei-
nige Jugendhilfeträger eine persönliche Kontakt-
aufnahme mit der Beratungsstelle vor Ort noch 
während der Hilfegewährung in ihr Konzept der 
Übergangsbegleitung aufgenommen: „Das Kennen-
lernen der Beratungsstelle, der dortigen Mitarbei-
tenden und ihrer Angebote noch im Rahmen der 
Jugendhilfe, wurde von den jungen Geflüchteten als 
sehr positiv bewertet. Die erste Hürde in der Kon-
taktaufnahme kann somit bereits überwunden wer-
den” (ebd.). Hierzu seien vor allem Kooperationen 
zwischen Jugendhilfeeinrichtungen und Anlauf-
stellen, die für die Betreuung junger Geflüchteter 
nach der Jugendhilfe zuständig und kompetent sind, 
dringend notwendig.
Inwieweit Beziehungen zu den ehemaligen Betreu-
erinnen und Betreuern weiter bestehen, ehemalige 
UM in die Aktivitäten ihrer alten Einrichtung einge-
bunden sind, sie diese bei Problemen als Anlaufstelle 
verstehen und von dort Unterstützung erwarten 
können, kommt auf den Einzelfall an. „Regelmäßige 
Angebote, die auch Ehemaligen offenstehen, wie 
z. B. gemeinsames Kochen, Aktivitäten, Infoveran-
staltungen, Feste, können zum einen dem Gefühl als 
Bittsteller/in aufzutreten entgegenwirken und zum 
anderen die emotionale Rückkehr ermöglichen. Die 
Bedarfe der jungen Menschen sind selbstverständ-
lich unterschiedlich und die Herausforderung für 
Fachkräfte besteht nicht nur in der Wahrung der ei-
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genen Grenzen nach dem Betreuungsende, sondern 
auch darin, die gewählte Distanz der jungen Men-
schen zu akzeptieren“ (BumF 2017c: 76).
3.2.11 Kapazitäten und Standards
Aufgrund der starken Dynamik in der Entwicklung 
der Unterbringungsformen und -kapazitäten für 
UM im Laufe der Jahre 2015 und 2016 sind umfas-
sende Untersuchungen zu den aktuellen Unterbrin-
gungskapazitäten nicht verfügbar. Der Bericht der 
Bundesregierung über die Situation unbegleiteter 
ausländischer Minderjähriger in Deutschland vom 
März 2017 beschreibt, dass der Bedarf an Unterbrin-
gungskapazitäten von den Bundesländern in 2016 
unterschiedlich eingeschätzt wird. Während einige 
Bundesländer freie Plätze meldeten, zeigten andere 
Bundesländer an, dass die Kapazitäten nicht aus-
reichten (Deutscher Bundestag 2017b: 73f.). Einige 
Bundesländer betonten ebenfalls, dass es beson-
ders an Plätzen im Bereich Hilfen zur Erziehung für 
ältere Jugendliche und junge Volljährige mangele 
(ebd.). 
Bezüglich der Standards der Unterbringung, zeichne 
sich „ein fachlicher Weiterentwicklungsbedarf ab, 
um Zielsetzungen für eine gelingende Integration 
und Persönlichkeitsentwicklung des UMA bzw. des 
volljährig gewordenen unbegleiteten Minderjähri-
gen effektiv erreichen zu können“ (Deutscher Bun-
destag 2017: 10). Nach einer Umfrage des BumF 
unter Fachkräften der Kinder- und Jugendhilfe vom 
Herbst 2017 zeichnet sich ebenfalls bezüglich der 
tatsächlichen Qualität der Unterbringung und Be-
treuung eine regionale Disparität ab. Verbesserungs-
bedarf wird vor allem im Bereich der (vorläufigen) 
Inobhutnahme und bei den Hilfen für junge Voll-
jährige gesehen (von Nordheim/Karpenstein/Klaus 
2017: 24f.).
3.2.12 Auswirkungen der Unterbringung auf 
die Integration von unbegleiteten 
Minderjährigen 
Die Art der Unterbringung von UM hat ebenfalls 
Auswirkungen auf ihre Integration. Obwohl es hier 
an systematischen empirischen Studien mangelt, 
gibt die Fachliteratur Hinweise: 
  Sind UM unter bestimmten Bedingungen (s. o.) 
in Gemeinschaftsunterkünften untergebracht, 
kann dies zu Erfahrungen von Ausgrenzung und 
Gewalt führen, was sich wiederum auf das In-
tegrationsverhalten auswirken kann (UNICEF 
2017: 48).
  Die Chancen auf Integration in neue Netzwerke 
können für UM durch eine Unterbringung in 
Gast- oder Pflegefamilien steigen (Kompetenz-
Zentrum Pflegekinder e.V. 2016: 5). Allerdings 
können Gast- und Pflegefamilien auch anfälliger 
für Krisen und Konflikte sein. „Deshalb muss in 
jedem Einzelfall geprüft werden, ob eine Jugend-
liche oder ein Jugendlicher eher ein familiäres, 
eher emotional gefärbtes Setting braucht oder 
ob ein tendenziell emotionsärmeres Heimsetting 
besser geeignet ist“ (Hansbauer/Alt 2017: 188).
  Der abrupte Abbruch der Hilfen für volljährig ge-
wordene UM und der damit verbundene Umzug 
in Gemeinschaftsunterkünfte wird hingegen als 
negativer Schritt beschrieben, der erste Integra-
tionsbemühungen zunichtemache (z. B. Karpen-
stein/Schmidt 2016: 61f.).
3.3 Medizinische Versorgung 
3.3.1 Zugang zu medizinischer Versorgung für 
unbegleitete Minderjährige
„Das Recht auf Gesundheit erstreckt sich auf alle 
Minderjährigen, die sich in Deutschland aufhalten“ 
(Espenhorst/Noske 2017b: 68). Ein Zugang zu medi-
zinischer Versorgung ist also nicht an die Erteilung 
eines Aufenthaltstitels gebunden. Allerdings unter-
scheiden sich die rechtlichen Grundlagen sowie der 
Umfang der Gesundheitsleistungen je nach Situa-
tion der UM. 
Während der vorläufigen Inobhutnahme und der 
regulären Inobhutnahme hat das Jugendamt „ins-
gesamt für das Wohl des Minderjährigen zu sor-
gen. In Fällen schwerer körperlicher Verletzungen 
und einem existenzbedrohlichen Gesundheitszu-
stand geht die unmittelbare, ärztliche Versorgung 
allen anderen Interventionen vor“ (Trenczek et 
al. 2017: 284). Sowohl während der vorläufigen Inob-
hutnahme (§ 42a Abs. 1 Satz 2 SGB VIII i. V. m. § 42 
Abs. 2 Satz 3 SGB VIII) als auch während der an-
schließenden regulären Inobhutnahme (§ 42 Abs. 2 
Satz 3 SGB VIII) hat das Jugendamt die Krankenhilfe 
nach § 40 SGB VIII sicherzustellen. Krankenhilfe 
ist ebenfalls zu leisten, wenn UM in der Phase nach 
der Inobhutnahme in stationären Jugendhilfeein-
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richtungen (nach §§ 33 bis 35 oder § 35a Abs. 2 Nr. 3 
oder 4) untergebracht sind (§ 40 Satz 1 SGB VIII). 
„Dies gilt unabhängig vom Aufenthaltsstatus und 
umfasst einen Großteil der unbegleiteten minder-
jährigen Flüchtlinge” (Espenhorst/Noske 2017b: 68). 
Die Krankenhilfe muss dabei den im Einzelfall not-
wendigen Bedarf in voller Höhe befriedigen, zudem 
sind Zuzahlungen und Eigenbeteiligungen zu über-
nehmen (§ 40 Satz 2 und 3 SGB VIII).
Die Krankenhilfen nach § 40 verweisen dabei auf die 
Leistungen nach den Hilfen zur Gesundheit, wie sie 
in §§ 47 bis 52 SGB XII definiert sind und umfassen 
vorbeugende Gesundheitshilfe (§ 47 SGB XII), Hilfe 
bei Krankheit (§ 48 SGB XII), Hilfe zur Familienpla-
nung (§ 49 SGB XII), Hilfe bei Schwangerschaft und 
Mutterschaft (§ 50 SGB XII) sowie die Hilfe bei Steri-
lisation (§ 51 SGB XII). Ob die Leistungen dabei über 
eine Krankenkasse erfolgen, ist in den Bundeslän-
dern unterschiedlich geregelt (vgl. Deutscher Bun-
destag 2015a: 90ff.). „Empfohlen wird die Anmel-
dung in einer gesetzlichen Krankenversicherung 
nach § 264 SGB V. Alternativ erfolgt eine Gesund-
heitsbehandlung auf Krankenschein/Behandlungs-
schein, welcher vom örtlich zuständigen Jugendamt 
zur Verfügung gestellt wird“ (BAG 2017: 33). 
UM, die eine Gestattung, Duldung oder eine spezi-
elle Aufenthaltserlaubnis haben, und nicht statio-
när in einer Jugendhilfeeinrichtung untergebracht 
sind, wie beispielsweise UM, die bei Vertrauens-
personen in Gemeinschaftsunterkünften unterge-
bracht sind (s. o.), unterliegen bezüglich ihrer medi-
zinischen Versorgung nicht dem SGB VIII, sondern 
dem AsylbLG. Dieses regelt in § 4 AsylbLG, dass zur 
Behandlung akuter Erkrankungen und Schmerzzu-
stände die erforderlichen ärztlichen und zahnärzt-
lichen Behandlung einschließlich der Versorgung 
mit Arznei- und Verbandmitteln sowie sonstiger 
zur Genesung, zur Besserung oder zur Linderung 
von Krankheiten oder Krankheitsfolgen erforderli-
chen Leistungen zu gewähren sind (§ 4 Abs. 1 Satz 1 
AsylbLG). Schutzimpfungen und medizinisch gebo-
tene Vorsorgeuntersuchungen werden ebenfalls er-
bracht (§ 4 Abs. 1 Satz 2 AsylbLG). Eine Versorgung 
mit Zahnersatz erfolgt nur, soweit dies im Einzel-
fall aus medizinischen Gründen unaufschiebbar ist 
(§ 4 Abs. 1 Satz 3 AsylbLG). Werdenden Müttern und 
Wöchnerinnen sind ärztliche und pflegerische Hilfe 
und Betreuung, Hebammenhilfe, Arznei-, Verband- 
und Heilmittel zu gewähren (§ 4 Abs. 2 AsylbLG).
In der Praxis führt dies dazu, dass UM, die dieser 
Gruppe zuzurechnen sind, nur schwer auf medi-
zinische Leistungen zugreifen können, die über 
die Heilung bzw. Linderung akuter Erkrankungen 
oder Schmerzzustände hinausgehen (u. a. Sehhil-
fen, Zahnspangen, Behandlung von Wachstumsstö-
rungen). Dies wird in der Praxis aber auch im poli-
tischen Raum kritisiert (vgl. z. B. Espenhorst/Noske 
2017b: 68 oder Deutscher Bundestag 2015a: 2). 
Eine weitere Gruppe sind UM mit Asylberechti-
gung, festgestellter Flüchtlingseigenschaft, sub-
sidiärem Schutzstatus oder Abschiebeverboten. 
Diese haben wie Bundesbürgerinnen und -bürger 
„einen Anspruch auf Krankenhilfe nach den für ihre 
Lebenssituation einschlägigen Teilen des Sozialge-
setzbuchs, auch wenn kein Jugendhilfebedarf festge-
stellt wurde“ (Müller 2014: 38).
3.3.2 Individuelle Screenings und 
Untersuchungen
Im Rahmen der vorläufigen Inobhutnahme ist 
das Jugendamt zu einem Erstscreening verpflichtet 
(s. o.), welches eine erste Gesundheitsuntersuchung 
(sog. Kurzscreening) umfasst. Die resultierende ärzt-
liche Stellungnahme wird benötigt, um festzustel-
len, ob der Gesundheitszustand des Kindes oder des 
Jugendlichen die Durchführung des Verteilungsver-
fahrens innerhalb von 14 Werktagen nach Beginn 
der vorläufigen Inobhutnahme ausschließt (§ 42a 
Abs. 4 Nr. 4 SGB VIII). 
Der Umfang des Kurzscreenings ist gesetzlich nicht 
vorgegeben, 2015 empfahlen aber drei pädiatrische 
Verbände in einer gemeinsamen Stellungnahme 
eine standardisierte Untersuchung von Kindern und 
Flüchtlingen im Rahmen des Kurzscreenings (DGPI/
GTP/BVKJ 2015). In welchem Umfang Screenings 
durchgeführt werden, ist allerdings je nach Bundes-
land unterschiedlich geregelt. Es gelten unterschied-
liche Standards. Der Ort der ersten Registrierung 
eines bzw. einer UM in Deutschland entscheidet 
daher über den Umfang seiner bzw. ihrer medizini-
schen Erstversorgung (Voss et al., i. E.).
Während der regulären Inobhutnahme ist dann im 
Rahmen des Clearingverfahrens abzuklären, welcher 
Bedarf an therapeutischer/medizinischer/psycho-
logischer Betreuung besteht (Deutscher Bundestag 
2017b: 63). Eine Untersuchung des BVkE kam (auf 
der Basis von ca. 500 ausgewerteten Fällen) aller-
dings zu dem Ergebnis, „dass während der Inobhut-
nahme lediglich in knapp einem Viertel der Fälle 
therapeutischer Hilfebedarf überhaupt untersucht 
wird“ (ebd.). 
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Nach der Inobhutnahme können Jugenduntersu-
chungen, wie sie bei anderen Kindern und Jugend-
lichen auch durchgeführt werden, ebenfalls im 
Rahmen der entsprechenden gesundheitlichen Ver-
sorgung die individuellen medizinischen Bedarfe 
feststellen. Die Deutsche Akademie für Kinder- und 
Jugendmedizin e. V. weist darauf hin, dass es bei 
einer Beurteilung des psychischen Zustands von UM 
Zeit bedarf: „Außerdem müssen UMF das Gefühl der 
neuen sicheren Lebenssituation entwickeln können, 
bevor der psychische Zustand beurteilt und ggf. eine 
Therapie eingeleitet werden kann“ (DAKJ 2016: 6). 
Hierzu fordern Expertinnen und Experten eine ei-
gene Jugenduntersuchung für UM, die umfassend 
und kultursensibel ausgestaltet ist (ebd.).
3.3.3 Übergang in die Volljährigkeit
Beim Übergang in die Volljährigkeit ändert sich 
möglicherweise die rechtliche Grundlage der Ge-
sundheitsversorgung für UM und somit möglicher-
weise auch der Zugang zu bestimmten Leistungen. 
Werden ehemaligen UM nach ihrem 18. Geburtstag 
Hilfen für junge Volljährige gewährt, gelten die Re-
gelungen zur Übernahme der Krankenhilfe durch 
den öffentlichen Träger der Jugendhilfe (s. o.) ent-
sprechend (§ 41 Abs. 2 SGB VIII). 
Werden UM mit ihrem 18. Geburtstag aus der Ju-
gendhilfe entlassen und erhalten keine Hilfen 
für junge Volljährige, begründet ihr aufenthalts-
rechtlicher Status ihren Zugang zu Gesundheits-
versorgung: halten sie sich gestattet oder gedul-
det in Deutschland auf, greifen die Regelungen des 
AsylbLG (s. o.). Sind die jungen Erwachsenen als 
Asylberechtigte oder subsidiär Schutzberechtigte 
anerkannt, oder wurde bei ihnen die Flüchtlingsei-
genschaft oder Abschiebeverbote festgestellt, und 
haben sie einen entsprechenden Aufenthaltstitel, so 
haben diese einen Anspruch auf Krankenhilfe ent-
sprechend der für ihre Lebenssituation einschlägi-
gen Teilen des Sozialgesetzbuchs. Zudem kann die 
Versicherungspflicht zur gesetzlichen Krankenver-
sicherung greifen, wenn die betroffene Person sich 
beispielsweise in einer Ausbildung befindet, arbeitet 
oder angestellt ist (vgl. § 5 Abs. 1 SGB V). In diesen 
Fällen greifen die gleichen Leistungen wie bei allen 
anderen pflichtversicherten Personen der gesetzli-
chen Krankenkassen.
3.3.4 Gesundheitssituation von unbegleiteten 
Minderjährigen 
Die Forschung zur Gesundheitssituation von Ge-
flüchteten in Deutschland ist bisher unterentwickelt 
(Frank et al. 2017: 24ff). Diese allgemeine Feststel-
lung gilt im Besonderen für Forschung zur Gesund-
heit von UM. Verlässliche Daten fehlen und publi-
ziertes Material bezieht sich zumeist auf bestimmte 
Regionen oder Kommunen oder bestimmte Ge-
sundheitsaspekte (Janda et al., i. E.). Ebenso wenig 
gibt es eine für Deutschland repräsentative Unter-
suchung zur Verbreitung und Häufigkeit physischer 
oder psychischer Erkrankungen von UM (Deutscher 
Bundestag 2017b: 46f.). 
Die Auswertungen des Robert Koch Instituts zu mel-
depflichtigen Infektionskrankheiten legen nahe, 
dass minderjährige Geflüchtete stärker von In-
fektionskrankheiten betroffen sind, als erwach-
sene Geflüchtete (Robert Koch Institut 2017: 3). 
Stichprobenstudien bestätigen, dass gerade bei 
UM eine „unerwartet hohe Prävalenz von ausge-
wählten Infektionskrankheiten“ zutage trete (El-
ling et al. 2017: 1455). Die Impfdichte müsse daher 
deutlich erhöht werden (Janda et al., i. E.).24 Eben-
falls seien ca. 20 % der UM von zahnmedizinischen 
Problemen betroffen (Janda et al., i. E.). Medizini-
sche Bedarfe gebe es auch hinsichtlich der Behand-
lung von Kriegsverletzungen (Deutscher Bundestag 
2017b: 46). 
Es ist ebenfalls davon auszugehen, dass viele UM, 
die in Deutschland Schutz suchen, „in besonderem 
Maße von seelischer Traumatisierung betroffen sein 
können. […] Zur Prävalenz liegen kaum belastbare 
Daten, sondern nur Schätzungen vor, die nicht nur 
eine erhebliche Spannweite [von ca. 8 % bis über 
24 Bezüglich Schutzimpfung ergibt sich bei UM eine Beson-
derheit, wie das RKI in seinem ‚Konzept zur Umsetzung 
frühzeitiger Impfungen bei Asylsuchenden nach Ankunft in 
Deutschland‘ erläutert: „Unbegleitete Minderjährige können 
selbst wirksam in eine Behandlung einwilligen, wenn sie 
nach ihrer geistigen und sittlichen Reife die Bedeutung und 
Tragweite des Eingriffs ermessen können. Inwieweit diese 
natürliche Einsichts- und Entschlussfähigkeit der minder-
jährigen Person gegeben ist, muss die Ärztin oder der Arzt 
im Einzelfall im Hinblick auf den geplanten, konkreten Ein-
griff beurteilen. […] Gemäß § 42 SGB VIII hat das Jugendamt 
minderjährige unbegleitete Asylsuchende in seine Obhut zu 
nehmen und für das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen 
zu sorgen. Es ist während der Inobhutnahme berechtigt, alle 
Rechtshandlungen vorzunehmen, die zum Wohl des Kindes 
oder Jugendlichen notwendig sind. Nach der allerdings un-
einheitlichen Praxis in zahlreichen Kommunen umfasst dies 
auch die Erklärung der Einwilligung zu Schutzimpfungen” 
(RKI 2015: 441).
43Unterbringung, Versorgung und Betreuung von unbegleiteten Minderjährigen und jungen Volljährigen
50 % der UM, J. T.] aufweisen, sondern auch unterei-
nander nur eingeschränkt vergleichbar erscheinen“ 
(Deutscher Bundestag 2017b: 47). In den 32 psycho-
sozialen Zentren für Flüchtlinge und Folteropfer, die 
in der Bundesweiten Arbeitsgemeinschaft der Psy-
chosozialen Zentren für Flüchtlinge und Folteropfer 
zusammengeschlossen sind, nahmen im Jahr 2015 
insgesamt 1.056 UM therapeutische Behandlun-
gen wahr (BafF 2016: 53). Einer Umfrage des BumF 
unter Fachkräften der Kinder- und Jugendhilfe vom 
Herbst 2017 zufolge berichten Jugendliche gegen-
über ca. 60 % der befragten Fachkräfte oft oder sehr 
oft von Gewalt- und Missbrauchserfahrungen (von 
Nordheim/Karpenstein/Klaus 2017: 13). Es sei wahr-
scheinlich, dass der Anteil traumatisierter UM stär-
ker zunehme (ebd.: 5).
3.3.5 Praxis der Gesundheitsversorgung
Ebenfalls fehlt es an repräsentativen Untersuchun-
gen zur Gesundheitsversorgung von UM. Verfügba-
res Material deutet darauf hin, dass bei der gesund-
heitlichen Versorgung v. a. praktische Probleme 
entstehen. So ist der Zugang zu entsprechend ge-
schulten Dolmetscherinnen und Dolmetschern häu-
fig ein Problem - allerdings auch die Finanzierung 
ihrer Einsätze, wenn UM unter das AsylbLG (s. o.) 
fallen, da für diese Gruppe die Kosten für die Verdol-
metschung nicht übernommen werden. Ebenfalls 
sei im Bereich der Behandlung von Traumata der 
Mangel an Kinder- und Jugendpsychologinnen und 
-psychologen problematisch (Janda et al., i. E.). 
Eine Untersuchung an fünf ausgewählten medizini-
schen Einrichtungen, die UM betreuen, ergab, dass 
die Qualität der Gesundheitsversorgung nicht auf 
akzeptable Standards gestiegen sei, was vor allem 
dem hohen bürokratischen Aufwand und der Tat-
sache geschuldet sei, dass nicht alle UM in Deutsch-
land gesetzlich krankenversichert seien (Janda et al., 
i. E.). Dies deckt sich auch mit den Erkenntnissen 
der Bundesregierung, „dass grundsätzlich Zugänge 
zur medizinischen (Grund-) Versorgung durch die 
Kooperation mit Ärzt(inn)en und Therapeut(inn)
en vorhanden sind, die Bedürfnisse jedoch z. T. 
über die Grundversorgung hinaus gehen und bei-
spielsweise die Wartezeiten auf einen Termin bei 
Therapeut(inn)en oftmals sehr lang sind“ (Deutscher 
Bundestag 2017b: 46). Gerade bezüglich der Ange-
bote für Traumapatientinnen und -patienten schät-
zen einige Bundesländer und Verbände die Ver-
sorgungssituation als unzureichend ein. Vor allem 
mangelnde psychosoziale Versorgung und/oder 
Therapieangebote in eher ländlichen Gebieten und 
die unzureichende Verfügbarkeit bzw. Finanzierbar-
keit von Verdolmetschung würden hierzu beitragen. 
Die Bedarfe dürften in Zukunft steigen (Deutscher 
Bundestag 2017b: 64ff.).
Infobox: Modellprojekt Spezialambulanz
„Seit Juni 2016 implementiert das Universitätskli-
nikum Münster der Westfälischen Wilhelms-Uni-
versität, gefördert durch das BMG, ein spezielles 
Versorgungsangebot für begleitete und unbeglei-
tete Flüchtlingskinder, die sog. Spezialambulanz. 
Sie beruht auf der psychotraumatologischen, mi-
grationspsychiatrischen, entwicklungspsychopa-
thologischen und familientherapeutischen Ex-
pertise des Klinikums. Die Spezialambulanz wird 
stetig evaluiert. Lokale und überregionale Akteure 
und Experten sind in den Aufbau dieses Versor-
gungsangebotes eingebunden, um den fachlichen 
und wissenschaftlichen Austausch zu forcieren“ 
(Deutscher Bundestag 2017b: 95).
3.4 Rechtliche Vertretung und 
Vormundschaft
3.4.1 Formen der Vertretung von 
unbegleiteten Minderjährigen 
Da Eltern von unbegleitet eingereisten Minderjähri-
gen in der Regel die Personensorge für ihre Kinder 
nicht ausüben können,25 greifen in den verschiede-
nen Phasen des Ankommens in Deutschland, unter-
schiedliche Mechanismen, um die rechtliche Vertre-
tung von UM zu sichern. 
Notvertretungskompetenz
Da die Bestellung eines Vormunds26 ein längeres 
Verfahren darstellen kann (s. u.) und der bzw. die 
25 Die Rechtsprechung zum Ruhen der elterlichen Sorge ist um-
stritten. Zum Teil wird die Auffassung vertreten, dass, solange 
Kontakt über moderne Kommunikationsmittel möglich sei, 
das Ruhen der elterlichen Sorge nicht festgestellt werden 
könne (vgl. Espenhorst 2017: 160). 
26 Entsprechend der Hinweise der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Landesjugendämter wird der Begriff Vormund aufgrund des 
Fehlens einer grammatikalisch weiblichen Form im Folgen-
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UM in dieser Zeit durch eine rechtliche Vertretung 
geschützt werden muss, wird das Jugendamt im 
Rahmen der Inobhutnahme als öffentlich-rechtli-
chem Schutz- und Sorgeverhältnis, zum rechtlichen 
Vertreter. Werden UM vorläufig in Obhut genom-
men, ist daher das Jugendamt berechtigt und ver-
pflichtet, alle Rechtshandlungen vorzunehmen, die 
zum Wohl des Kindes oder des Jugendlichen not-
wendig sind. Dabei ist das Kind oder der bzw. die Ju-
gendliche zu beteiligen und der mutmaßliche Wille 
der Personen- oder der Erziehungsberechtigten an-
gemessen zu berücksichtigen (§ 42a Abs. 3 SGB VII). 
Hierzu können auch Maßnahmen zur Aufenthalts-
sicherung gehören. Das Jugendamt kann schon zu 
diesem Zeitpunkt beim Familiengericht die Bestel-
lung eines Vormunds veranlassen, muss dies aber 
nicht tun (Espenhorst/Schwarz 2017: 118f.).
Die rechtliche Vertretung durch das Jugendamt im 
Rahmen der vorläufigen Inobhutnahme hat ein 
praktisches Problem aufgeworfen: auf der einen 
Seite ist das Jugendamt die rechtliche Vertretung 
der UM. Es muss also einschreiten, wenn Behörden 
rechtswidrig handeln, oder Maßnahmen erlassen, 
die das Kindeswohl gefährden könnten. Gleichzei-
tig ist das Jugendamt auch eine Behörde, die Ent-
scheidungen trifft, gegen die im Einzelfall vorge-
gangen werden kann oder muss (z. B. im Rahmen 
der Anmeldung zum Verteilverfahren oder zur Al-
tersfeststellung). Das Jugendamt müsste also gegen 
sich selbst vorgehen. Zur Verhinderung eines sol-
chen In-sich-Geschäfts werden in der Gesetzesbe-
gründung zum Gesetz zur Verbesserung der Unter-
bringung, Versorgung und Betreuung ausländischer 
Kinder und Jugendlicher die Jugendämter angehal-
ten, entsprechende organisatorische und personelle 
Vorkehrungen zu treffen (Deutscher Bundestag 
2015b: 24; zur Diskussion vgl. Espenhorst 2017: 159).
Im Rahmen der regulären Inobhutnahme übt das 
Jugendamt ebenfalls die Personensorge in einem 
eingeschränkten Umfang unter der angemessenen 
Berücksichtigung des mutmaßlichen Willens der 
Personensorge- oder der Erziehungsberechtigten 
aus (§ 42 Abs. 2 Satz 4 SGB VIII). 
„Auch hier gilt, dass das Jugendamt verpflichtet ist, 
kurzfristige Maßnahmen zur Sicherung des Auf-
enthalts zu ergreifen“ (Espenhorst 2017: 160). Ins-
besondere ist es explizit verpflichtet, unverzüglich 
einen Asylantrag für den/die UM zu stellen, in Fäl-
len, in denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass das Kind oder der Jugendliche internationa-
den nicht gegendert (vgl. BAG 2017: 30).
len Schutz im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 2 AsylG be-
nötigt; dabei ist der bzw. die UM zu beteiligen (§ 42 
Abs. 2 Satz 5 SGB VIII). Diese Vorgabe wurde mit In-
krafttreten des Gesetzes zur besseren Durchsetzung 
der Ausreisepflicht am 29. Juli 2017 eingeführt. Sie 
wurde seitdem intensiv diskutiert (z. B. Achterfeld 
2017) und aus der Praxis stark kritisiert, unter an-
derem, weil sie eine pauschale Verpflichtung der Ju-
gendämter zur Asylantragsstellung für alle UM ohne 
Einzelfallprüfung suggeriere. Ein Asylantrag ent-
spreche aber im Vergleich zu anderen Maßnahmen 
der Aufenthaltssicherung nicht immer dem Kindes-
wohl (BumF 2017d).
Das Jugendamt ist zudem verpflichtet, unverzüg-
lich die Bestellung eines Vormunds oder Pflegers zu 
veranlassen (§ 42 Abs. 3 Satz 4 SGB VIII). Laut Ur-
teil des Bundesverwaltungsgerichts vom 24. Juni 
1999 bedeutet „unverzüglich“ dabei innerhalb von 
drei Werktagen. Die Inobhutnahme endet mit der 
Entscheidung über die Hilfen zur Erziehung, wobei 
nicht der bzw. die UM der Leistungsempfänger ist, 
sondern der Vormund. Dies bedeutet zum einen, 
dass Hilfen erst dann beginnen können, wenn ein 
Vormund bestellt ist, und zum anderen, dass das Ju-
gendamt bis zur Bestellung des Vormunds weiter-
hin die rechtliche Vertretung ausübt (Espenhorst 
2017: 160).
Sowohl bei der vorläufigen als auch bei der regulä-
ren Inobhutnahme übt das Jugendamt die Perso-
nensorge für UM als Notkompetenz aus. Es handelt 
sich jedoch nicht um eine gesetzliche oder richter-
liche Übertragung des Sorgerechts - dieses verbleibt 
bei den Eltern, auch, wenn sie es in der vorliegen-
den Situation nicht ausüben können (Trenczek et 
al. 2017: 278).
Vormundschaft
Wird durch das Jugendamt die Bestellung eines Vor-
munds für den bzw. die UM angeregt, entscheidet 
das Familiengericht hierüber auf Grundlage der all-
gemeinen rechtlichen Vorschriften zur Vormund-
schaft (§§ 1773-1921 BGB). Voraussetzung für das 
Einsetzen eines Vormunds ist, dass die betroffene 
Person minderjährig ist und die elterliche Sorge 
ruht (§ 1773 Abs. 1 BGB).
Zum Vormund können Einzelpersonen (§ 1779 
Abs. 2 Satz 1 BGB) und in bestimmten Fällen mit 
Erlaubnis des Jugendamts rechtsfähige Vereine 
(§ 1791a BGB) bestellt werden. Das Familiengericht 
soll eine Person auswählen, die nach ihren persönli-
chen Verhältnissen und ihrer Vermögenslage sowie 
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nach den sonstigen Umständen zur Führung der 
Vormundschaft geeignet ist. Bei der Auswahl unter 
mehreren geeigneten Personen sind der mutmaß-
liche Wille der Eltern, die persönlichen Bindungen 
des Mündels, die Verwandtschaft oder Schwäger-
schaft mit dem Mündel sowie das religiöse Bekennt-
nis des Mündels zu berücksichtigen (§ 1779 Abs. 2 
BGB). Eine besondere sozialpädagogische Ausbil-
dung ist keine Voraussetzung, allerdings findet in 
der Regel eine Eignungsprüfung durch das Jugend-
amt statt (Espenhorst 2017: 160f.).
Ebenso kann eine Amtsvormundschaft des Jugend-
amts bestellt werden, wenn eine als ehrenamtlicher 
Einzelvormund geeignete Person nicht vorhanden 
ist (§ 1791 Abs. 1 BGB). Bei der Vormundschaftsbe-
stellung für UM ist dies meistens der Fall (Trenczek 
et al. 2017: 281, von Nordheim/Karpenstein/Klaus 
2017: 30). Jugendämter haben für Amtsvormund-
schaften oft eine eigene Abteilung oder Einheit. Al-
lerdings ist vor der Bestellung des Jugendamtes als 
Amtsvormund zu prüfen, „ob ein geeigneter ehren-
amtlicher Vormund, insbesondere ein Verwand-
ter oder beispielsweise ein Mitglied eines auf UMA 
spezialisierten bzw. sonstigen Vormundschaftsver-
eins oder ein Vormundschaftsverein als Vereinsvor-
mund zur Verfügung steht“ (Deutscher Bundestag 
2017: 66). Derzeit betreut in der Praxis ein Vormund 
bis zu 50 Mündel (BMFSFJ 2016b).
Der Vormund ersetzt die Personensorgeberechtig-
ten und hat somit das Recht und die Pflicht, für die 
Person und das Vermögen des Mündels zu sorgen, 
insbesondere den Mündel zu vertreten (§ 1793 Abs. 1 
Satz 1 BGB). Die Bundesarbeitsgemeinschaft Landes-
jugendämter definiert das Aufgabenprofil von Vor-
mündern für UM als
  persönlicher Ansprechpartner,
  gesetzlicher Vertreter,
  Personensorgeberechtigter,
  Entwickler von Lebensperspektiven,
  Mitwirkender im Hilfeplanverfahren und
  erster Ansprechpartner im asyl- und ausländer-
rechtlichen Verfahren (BAG 2017: 30).
Der Vormund ist der Anspruchsinhaber der Jugend-
hilfe, sodass er für die Beantragung von Leistungen 
nach dem SGB VIII zuständig ist und an den Hilfe-
plangesprächen teilnimmt. Er oder sie ist als gesetz-
licher Vertreter nur dem Wohl des Mündels ver-
pflichtet (BAG 2017: 30).
„Der Vormund vertritt parteiisch die Interessen der 
bzw. des Minderjährigen und ist nur dem Wohl der 
bzw. des Minderjährigen verpflichtet. Bei Amtsvor-
mundschaften muss sich das auch im Organisa-
tions- und Ablaufplan widerspiegeln. Das bedeutet 
auch, dass der Vormund bei Entscheidungen, die die 
Entwicklung der bzw. des Minderjährigen berühren, 
als rechtlicher Vertreter zu beteiligen ist und er wei-
sungsfrei entscheiden kann. Die Angelegenheiten 
des täglichen Lebens regelt die Jugendhilfeeinrich-
tung, sofern der Vormund nicht anders entscheidet. 
Die Aufsicht führt das Familiengericht, dem der Vor-
mund mindestens jährlich einen Bericht zu erstat-
ten hat“ (Espenhorst 2017: 161).
Zur Ausübung der Vormundschaft soll der Vormund 
mit dem bzw. der UM persönlichen Kontakt hal-
ten. Gesetzlich ist vorgesehen, dass der Vormund 
den bzw. die UM in der Regel einmal im Monat 
in seiner bzw. ihrer üblichen Umgebung aufsucht 
(§ 1793 Abs. 1a BGB). Ein häufigerer Kontakt kann 
aber gerade zu Anfang zum Beziehungsaufbau zwi-
schen Vormund und UM notwendig sein (Espen-
horst 2017: 161). „Der Kontakt zwischen Vormund 
und Mündel muss persönlich stattfinden, bloße Te-
lefonate oder E-Mail-Wechsel genügen nicht“ (Lettl 
2016: 486).
Die Vormundschaft endet, wenn die Vorausset-
zungen nach § 1773 BGB wegfallen, zum Beispiel, 
wenn die Eltern nach Deutschland nachziehen (Lettl 
2016: 486), wenn das Familiengericht bei Tod oder 
Verschollenheit des Mündels die Vormundschaft 
aufhebt (§ 1884 BGB), oder bei Eintritt der Volljäh-
rigkeit des Mündels, welche sich nach Heimatrecht 
bemisst (vgl. Kap. 3.4.2). 
Ergänzungspflegschaft
Nach europäischem Recht muss gewährleistet sein, 
dass ein Vertreter den UM vertritt und unterstützt, 
der seine Aufgaben im Interesse des Kindeswohls 
wahrnimmt und hierfür über die erforderliche 
Fachkenntnis verfügt (Art. 25 Abs. 1 Buchstabe a Ver-
fahrensrichtlinie27). Fundierte asyl- und aufenthalts-
rechtliche Kenntnisse sind aber in der Praxis häufig 
weder bei ehrenamtlichen Einzelvormündern noch 
bei Amtsvormündern vorhanden. Eine mögliche Lö-
sung ist die Bestellung einer Ergänzungspflegschaft 
(nach § 1909 BGB). Dieses Instrument erlaubt die 
Vertretung einer Person nur in einem bestimmten 
Themengebiet. 
27 Richtlinie 2013/32/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26. Juni 2013 zu gemeinsamen Verfahren für die 
Zuerkennung und Aberkennung des internationalen Schutzes 
(Neufassung).
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Allerdings gibt es zur Bestellung von Ergänzungs-
pflegerinnen und -pflegern bundesweit keine ein-
heitliche Praxis. Während der Bundesgerichtshof 
2013 geurteilt hat, dass Ergänzungspflegschaften 
für asyl- und aufenthaltsrechtliche Belange unzu-
lässig seien, da der Vormund sich dieses Wissen an-
zueignen habe, haben mehrere Familiengerichte 
Ergänzungspflegschaften mit Hinweis auf die un-
mittelbare Anwendbarkeit der Verfahrensrichtlinie 
angeordnet (Espenhorst 2017: 163). Die Bundesar-
beitsgemeinschaft Landesjugendämter empfiehlt die 
Beantragung unter ausdrücklichem Hinweis auf eu-
roparechtliche Vorgaben (BAG 2017: 31). 
3.4.2 Übergang in die Volljährigkeit 
Mit der Volljährigkeit des bzw. der betroffenen UM 
endet die Vormundschaft. Er oder sie ist ab diesem 
Zeitpunkt vollumfänglich für die eigenen Belange 
(so z. B. auch in finanziellen Fragen) zuständig. Al-
lerdings bestimmt sich die Volljährigkeit nach dem 
Heimatrecht der betroffenen Person.28 „Insoweit 
kann es in einigen Fällen dazu kommen, dass auch 
für einen über 18-Jährigen noch eine Vormund-
schaft im Inland besteht bzw. bestehen bleibt, da er 
nach seinem Heimatrecht beispielsweise erst mit 
21 Jahren volljährig wird“ (BAG 2017: 30f.).
Wie oben beschrieben, ist der Vormund neben sei-
ner Rolle als rechtlicher Vertreter auch Personen-
sorgeberechtigter und Entwickler von Lebensper-
spektiven. Insofern hat er auch für eine Beratung 
im Übergang zur Volljährigkeit zu sorgen oder diese 
selbst anzubieten. Dies dürfte allerdings eher bei 
ehrenamtlichen Einzelvormündern der Fall sein, 
als bei Amtsvormündern, die sich mit hohen Be-
treuungsschlüsseln konfrontiert sehen (vgl. Noske 
2010: 20). 
Inwieweit nach Beendigung der Vormundschaft 
noch inoffizielle Beratungskontakte zwischen dem 
Vormund und dem ehemaligen Mündel bestehen, 
kommt auf den persönlichen Kontakt zwischen bei-
den an. „Bei entsprechender Sympathie für und In-
teresse an einander kann es durchaus vorkommen, 
28 Bei der Anwendung des AsylG und des AufenthG sind aller-
dings die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs dafür 
maßgebend, ob die betroffene Person als minderjährig oder 
volljährig anzusehen ist. Die Geschäftsfähigkeit und die 
sonstige rechtliche Handlungsfähigkeit eines nach dem Recht 
seines Heimatstaates volljährigen Ausländers bzw. einer voll-
jährigen Ausländerin bleiben davon unberührt (§ 80 Abs. 3 
AufenthG, § 12 Abs. 2 AsylG). 
dass der Kontakt gehalten wird“ (Noske 2010: 45). 
Einen rechtlichen Anspruch auf eine weitere Bera-
tung durch den ehemaligen Vormund gibt es nicht. 
Auch hier dürfte der Kontakt eher weiter bestehen 
bleiben, wenn der Vormund ein ehrenamtlicher Ein-
zelvormund war.
3.4.3 Praxis und Standards des 
Vormundschaftswesens
In ihrem Bericht zur Situation unbegleiteter aus-
ländischer Minderjähriger in Deutschland geht die 
Bundesregierung auch auf die Praxis des Vormund-
schaftswesens für UM ein. Sie stellt darin fest, dass 
die Verfahrensdauer der Bestellung eines Vormunds 
zum Teil erheblich variiert: während manche Ver-
fahren von der Antragsstellung bis zur Bestellung 
eines Vormunds nur zwei Wochen dauern, kann 
diese Phase in anderen Fällen bis zu vier Monate be-
tragen (Deutscher Bundestag 2017b: 67). 
Der Bericht macht ebenfalls deutlich, dass Daten zur 
Anzahl an Vormündern der unterschiedlichen Vor-
mundschaftsformen nicht erhältlich sind. Die Bun-
desländer geben jedoch an, dass Familiengerichte 
UM mehrheitlich unter die Amtsvormundschaft des 
Jugendamts stellen (Deutscher Bundestag 2017b: 68). 
Die Bundesregierung betont demgegenüber aber 
auch die Vorzüge von ehrenamtlichen Einzelvor-
mundschaften: 
„Ehrenamtliche Einzelvormünder können sich 
intensiver um die jungen Menschen kümmern 
und sie individueller betreuen. Ehrenamtliche 
Einzelvormünder können den UMA teilweise 
Kontakt- und Betreuungsmöglichkeiten bieten, 
die den Amtsvormündern zeitlich nicht möglich 
sind. Auch nach der Beendigung der Vormund-
schaft kann ein ehrenamtlicher Vormund noch 
weitaus besser ein vertrauter, verlässlicher An-
sprechpartner für die jungen Erwachsenen blei-
ben“ (Deutscher Bundestag 2017b: 68). 
Auch bezüglich der Qualifikationen und des Qua-
lifizierungsbedarfs gibt der Bericht Auskunft: 
15 Bundesländer sahen Qualifizierungsbedarfe für 
Vormünder in den Bereichen Asyl- und Aufenthalts-
recht, interkulturelle Kompetenz und dem Umgang 
mit traumatisierten UM. Fachverbände betonen im 
Bericht ebenfalls, dass „nicht nur zu wenige Vor-
münder zur Verfügung stehen, sondern auch, dass 
nicht alle ausreichend qualifiziert sind“ (Deutscher 
Bundestag 2017b: 69). 
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In einer Studie aus dem Jahr 2010 untersucht Bar-
bara Noske anhand qualitativer Interviews, wie Vor-
münder ihre Aufgaben und Verantwortung ausüben 
und wie UM ihre Vormünder wahrnehmen. Noske 
macht deutlich, dass sich im Laufe der Zeit eine sehr 
unterschiedliche kommunale Praxis entwickelt hat, 
was auch dazu führt, dass es nicht ein Verständnis 
von der Rolle des Vormunds gibt (Noske 2010). 
3.4.4 Auswirkungen der Vormundschaft 
auf die Integration von unbegleiteten 
Minderjährigen
Empirische Studien, die den Zusammenhang zwi-
schen der Art und Weise der Ausübung der Vor-
mundschaft und der weiteren Entwicklung von UM 
in der Aufnahmegesellschaft untersuchen, existie-
ren nicht. Nichtsdestotrotz wird in der Fachliteratur 
immer wieder auf die Wichtigkeit des persönlichen 
Kontakts zwischen Vormund und UM hingewiesen: 
„Gerade für unbegleitete Minderjährige erscheint 
dies von besonderer Bedeutung, da hier Fragen der 
Integration wie in der Schule eine große Rolle spie-
len“ (Lettl 2016: 486). Die in der Praxis teils verspä-
tet stattfindende Vormundschaftsbestellung kann 
nach Aussagen der Fachverbände gravierende Kon-
sequenzen in allen Bereichen des täglichen Lebens 
haben (von Nordheim/Karpenstein/Klaus 2017: 30). 
Ohne rechtliche Vertretung können beispielsweise 
keine Verträge abgeschlossen werden.
3.5 Herausforderungen und 
Maßnahmen 
3.5.1 Herausforderungen
Mit der starken Zuwanderung in den Jahren 2015/16 
standen die involvierten Akteure vor der Heraus-
forderung, die Unterbringung, Versorgung und Be-
treuung von UM überhaupt sicherzustellen. Diese 
Herausforderung scheint, nicht zuletzt durch die 
Verteilung der finanziellen und kapazitären Belas-
tungen durch das Gesetz zur Verbesserung der Un-
terbringung, Versorgung und Betreuung ausländi-
scher Kinder und Jugendlicher (in Kraft getreten 
am 1. November 2015) gemeistert. Auch wenn es 
noch vereinzelt zu Kapazitätsengpässen bzw. auch 
zum Leerstand von Unterbringungsplätzen kommt 
(vgl. Kap. 3.2.11), stehen die beteiligen Akteure jetzt 
vor neuen Herausforderungen. Betont wird in die-
sem Zusammenhang immer wieder die Notwen-
digkeit, betreuendes Fachpersonal und Vormün-
der hinreichend zu qualifizieren, v. a. im Hinblick 
auf asyl- und aufenthaltsrechtliche Kenntnisse (vgl. 
Kap. 3.2.9). 
Zu den Herausforderungen zählen aber auch der 
immer wieder geforderte Ausbau der spezifischen 
Kapazitäten für traumatisierte UM, sowohl in Bezug 
auf ihre Unterbringung als auch auf ihre psychoso-
ziale Versorgung sowie die Sicherung und Auswei-
tung der gesundheitlichen Versorgung von UM (vgl. 
Kap. 3.3). Fragen der Integration von UM rücken 
ebenfalls verstärkt als Herausforderung in den Blick 
der Einrichtungen, die UM unterbringen, und des 
Fachpersonals, das UM betreut.
Daneben wird besonders seit Ende des Jahres 2017 
die uneinheitliche Praxis bei der Altersfeststellung 
als Herausforderung diskutiert und teilweise eine 
bundeseinheitliche Praxis gefordert (vgl. Kap. 2.6).
Im Rahmen des oben genannten Berichts der Bun-
desregierung identifizieren die Bundesländer, Kom-
munen und Fachverbände Herausforderungen in 
unterschiedlichen Feldern und empfehlen Änderun-
gen und Weiterentwicklungen. Für den Bereich der 
Unterbringung, Versorgung und Betreuung von UM 
fordern sie insbesondere:
  „Verbesserung der gesundheitlichen, psychosozi-
alen Versorgung von UMA […]
  Verbesserungen der Gestaltung von Übergängen 
von der Schule in den Beruf und in die Selbst-
ständigkeit […]
  Zusätzliche Fort- und Weiterbildungsangebote 
für Fachkräfte insbesondere im Bereich Auslän-
der- und Asylrecht
  Auf- und Ausbau von Kooperations- und Netz-
werkstrukturen
  Verbesserungen bei der Umsetzung der gesetzli-
chen Regelungen
  Verfahrensfristen
  Verteilungen
  Zuständigkeitswechsel
  Verbesserung der Kooperation von Ausländerbe-
hörden und Jugendbehörden
  Weiterentwicklung von Erstscreening und Al-
tersfeststellung
  Weitere Stärkung der Rechtsposition junger 
Menschen sowie bestehende Regelungen hierzu 
besser und konsequenter umsetzen“ (Deutscher 
Bundestag 2017b: 92f.).
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3.5.2 Maßnahmen
Mit der stärkeren Einwanderung von UM sind die 
Angebote der Unterbringung, Versorgung und Be-
treuung von UM in den letzten Jahren stark ausge-
baut worden und bestehende Angebote haben sich 
oft dynamisch weiterentwickelt. Aufgrund der kom-
munalen Zuständigkeit für die Jugendhilfeplanung 
(§ 80 SGB VIII) ist dabei eine Fülle von an den kom-
munalen Gegebenheiten und Herausforderungen 
ausgerichteten Angeboten entstanden. Ebenso sind 
auf Landesebene koordinierende Strukturen und 
Austauschforen entstanden oder weiterentwickelt 
worden. 
Auf Bundesebene wurden verschiedene Projekte in-
itiiert und umgesetzt, die auf junge Geflüchtete ab-
zielen und dabei die Unterbringungs-, Versorgungs- 
und Betreuungssituation von UM mit adressieren. 
Das vom Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend geförderte Bundesprogramm 
‚Menschen stärken Menschen‘ beispielsweise zielt 
darauf ab, Patenschaften zwischen geflüchteten und 
in Deutschland lebenden Menschen zu fördern und 
zu unterstützen. Besonders für unbegleitete min-
derjährige Flüchtlinge sollen über die Patenschaf-
ten hinaus Gastfamilien und Vormünder gewonnen 
werden. 
„Zentrales Ziel des Projekts ist die konzeptionelle 
Weiterentwicklung und ein Ausbau von Angeboten 
für junge unbegleitete Flüchtlinge. Eine wesentliche 
Aufgabe ist die gemeinsame Entwicklung von fach-
lichen Standards und Empfehlungen insbesondere 
zur Vermittlung von jungen Flüchtlingen in Gastfa-
milien und zur Qualifizierung von Gastfamilien für 
junge Flüchtlinge. Darüber hinaus sollen ehrenamt-
liche Unterstützungsstrukturen mit Vormündern 
und Paten, jeweils unter Nutzung lokaler Ressour-
cen, initiiert werden“ (Diakonie 2017).
Das Projekt, durchgeführt von der Diakonie 
Deutschland e. V. und dem Kompetenzzentrum 
Pflegekinder e. V., testete die entwickelten Kon-
zepte in zehn Modellstandorten im Bundesgebiet. 
U. a. wurden Fachkräfte der Kinder- und Jugend-
hilfe fortgebildet und Seminare für Gastfamilien 
und Vormünder durchgeführt (Deutscher Bundes-
tag 2017b: 94f.).
Das Programm ‚Willkommen bei Freunden. Bünd-
nisse für junge Flüchtlinge‘, ein gemeinsames Bun-
desprogramm der Deutschen Kinder- und Jugend-
stiftung und des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend, unterstützt und berät 
Kommunen darin, geflüchtete Kinder und Jugend-
liche aufzunehmen und zu betreuen. Sechs Ser-
vicebüros bundesweit beraten Mitarbeitende der 
Verwaltung (Jugendämter, Sozialämter, Ausländer-
behörden, etc.) sowie Fachkräfte (Sozialarbeitende, 
Lehrerinnen und Lehrer, etc.) und freie Träger, die 
sog. Bündnisse eingehen. „Gemeinsam arbeiten sie 
daran, die Situation geflüchteter Kinder und Jugend-
licher unter anderem bezüglich der Unterbringung, 
des Kinderschutzes oder der Berufsorientierung zu 
verbessern“ (Deutsche Kinder- und Jugendstiftung 
2017).
Die Beratung und die Lösungen sind offen und hän-
gen von den Herausforderungen auf lokaler Ebene 
ab. Dabei sind die Unterbringung, Versorgung und 
Betreuung, die medizinische Versorgung sowie 
der Übergang von UM in die Volljährigkeit expli-
zit als mögliche Beratungs- und Unterstützungsfel-
der definiert. Mögliche Unterstützungsformen sind 
„Analyseworkshops, um den aktuellen Stand in der 
Kommune zu erheben, und Fortbildungen, die ent-
sprechend der konkreten Anforderungen der Kom-
mune konzipiert werden. Um nachhaltige Verän-
derungen auf struktureller Ebene zu unterstützen, 
bietet das Programm überdies Prozessbegleitun-
gen an. Darüber hinaus organisiert das Bundespro-
gramm Hospitationen und unterstützt Kommunen 
bei der Gestaltung von Dialogen“ (Deutsche Kinder- 
und Jugendstiftung 2017).
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Integration von unbegleiteten 
Minderjährigen in Schulsystem und 
Arbeitsmarkt
4
Das vorliegende Kapitel konzentriert sich bei der 
Beschreibung von Integrationsmaßnahmen für UM 
auf Aspekte der Bildung und der Beschäftigung, 
die für die Integration von UM zentrale Bedeu-
tung haben. Weitere Aspekte (Wohnung, Gesund-
heit, Familienzusammenführung etc.) werden in 
den entsprechenden Kapiteln angesprochen. An-
dere wichtige Aspekte der Integration von UM in 
Deutschland, beispielsweise die Teilhabe am sozialen 
Leben oder Kontakte mit Jugendlichen der Aufnah-
megesellschaft, werden in der vorliegenden Studie 
nicht thematisiert (siehe hierzu z. B. Lechner/Huber 
2017).
4.1 Überblick über die 
Organisation und Struktur 
von Integration
4.1.1 Stellenwert der Integration von 
unbegleiteten Minderjährigen
Der Integration von UM wird in Deutschland eine 
hohe Priorität eingeräumt. Dies geschieht vor allem 
vor dem Hintergrund, dass UM in der Praxis in der 
Regel nicht abgeschoben werden und freiwillige 
oder geförderte Ausreisen vergleichsweise selten 
vorkommen (vgl. Kap. 5.1). Dementsprechend kön-
nen UM Integrationsmaßnahmen für neu zuge-
wanderte Jugendliche wie etwa Vorbereitungs- und 
Übergangsklassen in Schulen oder Hilfe und Bera-
tung beim Übergang in eine Berufsausbildung oder 
in weiterführende Schulbildung nutzen. Daneben 
sind sie in der Regel in das reguläre Jugendhilfe-
system eingebunden, wodurch ihnen individuelle 
Betreuung und Unterstützung gewährt wird (siehe 
Kap. 3.1.2). Jedoch hat die sogenannte Bleibepers-
pektive, also die Wahrscheinlichkeit, mit der UM 
auch nach der Volljährigkeit in Deutschland blei-
ben können, schon vorher Einfluss auf die Integra-
tion der Jugendlichen. Dies liegt zum einen daran, 
dass einige Fördermaßnahmen für die berufliche 
Integration an die Bleibeperspektive geknüpft sind 
(vgl. § 132 Abs. 1 SGB III; siehe Kap. 4.3.2). Zum an-
deren sind die meisten UM bei ihrer Einreise bereits 
16 Jahre oder älter (siehe Kap. 2.4) und die bevorste-
hende Volljährigkeit spielt damit schon zu Beginn 
des Integrationsverlaufes eine große Rolle. Somit 
besteht besonders für diese Gruppe eine „Span-
nungslage zwischen gesellschaftlichem Integrati-
onsbedürfnis und Bleibewahrscheinlichkeit“ (Leh-
ner 2016: 330). Beim Eintritt der Volljährigkeit wird 
die aufenthaltsrechtliche Situation der jungen Men-
schen zentral. Ehemalige UM, die als Asylberech-
tigte, Flüchtlinge oder subsidiär Schutzberechtigte 
anerkannt sind und einen entsprechenden Aufent-
haltstitel besitzen, können weiter von Integrations-
maßnahmen profitieren und weitere Leistungen in 
Infobox: Gute Bleibeperspektive
Eine ‚gute Bleibeperspektive‘ hat eine asylantrag-
stellende Person, wenn ein rechtmäßiger und 
dauerhafter Aufenthalt zu erwarten ist (vgl. § 132 
SGB III, § 44 Abs. 4, Satz 2 Nr. 1 AufenthG). Grund-
sätzlich haben insbesondere Menschen aus Her-
kunftsländern mit einer Gesamtschutzquote von 
mehr als 50 Prozent eine gute Bleibeperspek-
tive, sofern es aus dem entsprechenden Staat eine 
relevante Anzahl an Antragstellern gibt (BAMF 
2018a). Das BAMF nimmt zur Bestimmung der 
guten Bleibeperspektive eine halbjährliche Rück-
schau vor. Seit Einführung des Konzepts der 
guten Bleibeperspektive 2015 gehören Eritrea, 
Iran, Irak und Syrien zu den entsprechenden 
Herkunftsländern. Seit dem 1. August 2016 und 
weiter in 2017 zählt auch Somalia dazu (Grote 
2018: 19). Vom 1. Juli 2017 bis zum 31. Dezem-
ber 2017 standen die in Kap. 4.3.2 beschriebenen 
Maßnahmen der Bundesagentur für Arbeit (außer 
der EQ) auch asylantragstellenden aus Afghanis-
tan offen (IQ Netzwerk Niedersachsen 2017).
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Anspruch nehmen, die sich an erwachsene Personen 
mit dem entsprechenden Aufenthaltsstatus richten. 
Wenn ein junger Erwachsener mit der Volljährig-
keit jedoch kein Aufenthaltsrecht mehr besitzt, steht 
staatlicherseits häufig die Bemühung um Rückkehr 
im Vordergrund, wenngleich sich insbesondere mit 
der Einführung der Ausbildungsduldung (auch 3+2 
Regelung genannt) auch für diese Gruppe Möglich-
keiten für ein zumindest vorübergehendes Bleibe-
recht entwickelt haben (siehe Kap. 5).
4.1.2 Überblick über Integrationsmaßnahmen 
für unbegleitete Minderjährige 
Bestimmung des Kindeswohls bei 
Integrationsmaßnahmen
Die Bestimmung des Kindeswohls in Bezug auf In-
tegrationsmaßnahmen erfolgt bei UM im Wesentli-
chen durch das Hilfeplanverfahren (vgl. Kap. 3.1.2). 
Dieses ist auf deren individuellen Bedürfnisse zuge-
schnitten und hier wird zum Beispiel ermittelt, wel-
che Integrationsmaßnahmen sinnvoll und möglich 
sind. Es gibt jedoch keine allgemeingültige Defini-
tion des Kindeswohls und keine festen Kriterien, 
nach denen dies ermittelt werden soll. Dies wird von 
Akteuren aus der Praxis auch durchaus als Vorteil 
angesehen, da die Jugendämter so auf die individu-
elle Situation eingehen können.
Schule und Bildung
Alle UM haben ein Recht auf Schulbesuch. Dies ist 
zunächst unabhängig davon, welchen Aufenthalts-
status sie haben und ob ein Asylverfahren läuft, be-
endet wurde oder gar nicht erst angestrebt wird. 
Die genaue Ausgestaltung des Schulzugangs unter-
scheidet sich jedoch je nach Bundesland und teil-
weise auch je nach Kommune: Schulrecht gehört 
zur Kompetenz der Bundesländer und gleichzeitig 
haben Behörden unterhalb der Landesebene gro-
ßen Einfluss auf die Gestaltung des Schulzugangs 
und auf die Organisation der schulischen Angebote. 
Die Bundesebene hat nur koordinierende Funktion 
(Vogel/Stock 2017: 4; siehe genauer Kap. 4.2). 
Ausbildung und Beschäftigung
Im Bereich Arbeitsmarkt steht für UM vor allem die 
Vorbereitung und Aufnahme einer Berufsausbil-
dung im Vordergrund. Diese ist in Deutschland häu-
fig dual organisiert, so dass gleichzeitig zu schuli-
schen Phasen ein Beschäftigungsverhältnis mit dem 
auszubildenden Arbeitgeber besteht. Da die Frage 
nach Ausbildung und Arbeit häufig erst kurz vor der 
Volljährigkeit relevant wird, werden hier indirekt 
auch Fragen des Aufenthaltsrechtes wichtig. Bei-
spielsweise hängt es häufig von der Bleibeperspek-
tive ab, ob Leistungen der Ausbildungsförderung er-
teilt werden oder ob überhaupt eine Genehmigung 
zur Aufnahme der Ausbildung erteilt wird (siehe ge-
nauer Kap. 4.3.2). Gleichzeitig kann die Aufnahme 
einer Ausbildung in bestimmten Fällen einen An-
spruch auf eine Duldung und eine anschließende 
Aufenthaltserlaubnis für zwei Jahre nach sich ziehen 
(sog. 3+2 Regelung, siehe Kap. 5.4.1).
Unterschiede zwischen unbegleiteten und 
begleiteten Minderjährigen
Die Integration von begleiteten und unbegleiteten 
Minderjährigen unterscheidet sich vor allem in zwei 
wesentlichen Punkten: Zum einen sind begleitete 
Minderjährige nicht allein wegen ihrer Minderjäh-
rigkeit vor Abschiebung geschützt. Ihr aufenthalts-
rechtlicher Status spielt deshalb durchgehend eine 
weitaus größere Rolle z. B. bei der Frage, ob eine re-
guläre Schule besucht oder eine Ausbildung aufge-
nommen werden kann. Zum anderen sind begleitete 
Minderjährige in der Regel nicht im System der Ju-
gendhilfe. Ihre Betreuung und Begleitung bei Integ-
rationsschritten ist deshalb weniger strukturiert und 
engmaschig und mehr von den Umständen im Ein-
zelfall (Art der Unterbringung, Betreuungssituation 
und Angebote für Geflüchtete allgemein) abhän-
gig als bei unbegleiteten Minderjährigen. Begleitete 
Minderjährige wohnen häufig über mehrere Monate 
in Erstaufnahmeeinrichtungen. Dort haben sie oft 
schon rechtlich keinen Zugang zu Schulbildung, da 
sie noch nicht einer Kommune zugewiesen wurden 
(vgl. Kap. 4.2.1). In einigen Erstaufnahmeeinrich-
tungen findet gesonderter Schulunterricht speziell 
für die dort lebenden Kinder statt. Insbesondere in 
Aufnahmeeinrichtungen, in denen vor allem Per-
sonen aus sicheren Herkunftsstaaten wohnen, wird 
die Qualität des Unterrichts jedoch von Flüchtlings-
hilfeorganisationen als mangelhaft kritisiert (Klaus/
Millies 2017: 14 ff). Auch in den Bundesländern, in 
denen die Schulpflicht schon früher beginnt, gibt es 
häufig Probleme bei der Zuweisung zu einer Schule, 
wenn Kinder noch in Erstaufnahmeeinrichtung 
leben (Klaus/Millies 2017: 15).
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4.1.3 Maßgebliche Organisationen für 
die Integration von unbegleiteten 
Minderjährigen
Für die Integration von UM in das Schulsystem und 
in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt sind von 
staatlicher Seite zum größten Teil kommunale Be-
Tabelle 10:  Maßgebliche Organisationen bei der Integration von unbegleiteten Minderjährigen
Name der Behörde oder 
Organisation
Beschreibung Aufgaben und Verantwortlichkeiten bei der Integration von unbegleite-
ten Minderjährigen
Bundesamt für Migrati-
on und Flüchtlinge
Zuständige Bundesbehörde für die 
Durchführung des Asylverfahrens 
mit weiteren Zuständigkeiten u. a. 
im Bereich Integration, darunter 
Bereitstellung und Förderung von 
Integrationsangeboten
  Finanzierung und Gestaltung der Integrationskurse und der berufs-
bezogenen Deutschsprachförderung. Für Jugendliche die nicht mehr 
schulpflichtig sind und für junge Erwachsene bis 27 Jahre gibt es 
spezielle Integrationskurse (BAMF 2017b). Personen, die eine Schule 
oder schulische Ausbildung besuchen, haben keinen Anspruch auf 
Teilnahme (§ 44 Abs. 3 Nr. 1 AufenthG).
Ausländerbehörden der 
Kommunen
Zuständige Behörde für alle auf-
enthaltsrechtlichen Maßnahmen
  Prüfung und Erteilung von Beschäftigungserlaubnissen  
(siehe Kap. 4.3.1)
  Prüfung und Erteilung von Aufenthaltstiteln
Bundesagentur für Ar-
beit und Jobcenter
Zuständige Behörden für Arbeits-
vermittlung und –förderung und 
Gewährung von Sozialleistungen 
für Arbeitsuchende
  Arbeitsmarktberatung
  Vermittlung von Arbeitsstellen
  Vermittlung und Finanzierung von Qualifizierungsmaßnahmen,  
z. B. Sprachkurse oder berufliche Weiter-/Fortbildungen
  In einigen Fällen Zustimmung zur Aufnahme einer Beschäftigung 
(siehe Kap. 4.3.1)
Kultusministerien der 
Bundesländer
Zuständig für das Schulrecht der 
Bundesländer 
  Vorgabe von Rahmenbedingungen für die Schulorganisation und die 
Integration neu zugewanderter Schülerinnen und Schüler
Schulaufsichtsbehörden 
der Kommunen oder im 
jeweiligen Kultusminis-
terium
Zuständige Behörde für die Auf-
sicht über die städtischen Schulen
  Aufsicht, Steuerung und Beratung der Schulen
  In einigen Bundesländern verantwortlich für die Zuteilung neuer 
Schülerinnen und Schüler an Schulen 
Schulen Organisation und Durchführung 
des Schulunterrichts
  Sprach- und Fachunterricht
  Teilweise zusätzliche Betreuung bspw. durch Lehrkräfte oder schul-
psychologische bzw. sozialpädagogische Fachkräfte
  Ganztags- und Freizeitangebote, z. B. Hausaufgabenbetreuung, Sport 
etc.
Jugendämter Zuständige Behörde für alle Maß-
nahmen der Kinder- und Jugend-
hilfe
  Unterstützung und Beratung v. a. durch das Hilfeplanverfahren und 
durch die Gewährung von Hilfen nach SGB VIII
Wohlfahrtsverbände 
u. a.
Übernahme einer Vielzahl an so-
zialen Aufgaben, u. a. Beratung für 
zugewanderte Personen, u. a. Ju-
gendliche bzw. junge Erwachsene
  Jugendmigrationsdienste: Allgemeine Beratungsleistungen auch zu 
Arbeitsmarkt-/Schulintegration (siehe Kap. 4.3.2)
  Übernahme von Aufgaben in der Jugendhilfe (siehe Kap. 3.1.3)
Kammern, Wirtschafts-
verbände
Regionale Unternehmensverbände 
oder Verbände bestimmter Bran-
chen
  Kammern: Organisation der dualen Ausbildung
  Initiativen und Projekte zur Förderung der Ausbildung und Arbeits- 
marktintegration 
Zivilgesellschaft U. a. lokale Helferkreise und Ini-
tiativen; ehrenamtlich engagierte 
Einzelpersonen
  Unterstützung z. B. durch persönliche Kontakte und informelle Be-
ratung
  Ehrenamtliche Sprachkurse 
  Freizeitangebote
hörden verantwortlich, wie etwa die Jugendämter, 
die örtlichen Arbeitsagenturen und Jobcenter und 
die Schulbehörden oder die einzelnen Schulen. Die 
folgende Tabelle gibt einen Überblick über die wich-
tigsten Akteure auf Bundes-, Landes- und kommu-
naler Ebene und über deren Aufgaben mit Blick auf 
die Integration von UM.
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4.2 Schulbildung 
4.2.1 Zugang zu Schulbildung
Beginn der Schulpflicht
Schulpflicht besteht in Deutschland grundsätz-
lich für alle Kinder ab dem Alter von sechs Jahren 
(Vogel/Stock 2017). Die spezifischen Regelungen zur 
Schulpflicht und zum Schulzugangsrecht für neu 
zugewanderte Schülerinnen und Schüler, also auch 
für UM, unterscheiden sich jedoch je nach Bundes-
land. Dabei richtet sich der Beginn der Schulpflicht 
für Geflüchtete in den meisten Fällen nicht nach 
dem aufenthaltsrechtlichen Status, sondern nach 
der Länge des Aufenthaltes oder nach der Art der 
Unterbringung. In einigen Bundesländern beginnt 
die Schulpflicht nach drei bzw. sechs Monaten Auf-
enthalt in Deutschland. In anderen Bundesländern 
setzt sie sofort oder binnen weniger Tage nach der 
Einreise ein. In den meisten Bundesländern besteht 
die Pflicht zum Schulbesuch ab der Zuweisung von 
Asylsuchenden an eine Kommune und damit nach 
dem Verlassen der Erstaufnahmeeinrichtung. Bei 
UM gilt die Schulpflicht dann ab der regulären Inob-
hutnahme (vgl. Kap. 3.1.2). Ein Recht zum Schulbe-
such besteht in einigen Bundesländern auch schon 
ab Einreise, vor Einsetzen der Schulpflicht (vgl. DIM 
2017a). Die verschiedenen Regelungen sind in Ta-
belle 11 dargestellt.
Eine 2017 erschienene Recherche des BumF und des 
Flüchtlingsrates Bremen zeigt, dass es in der Praxis 
in einigen Fällen länger dauert, bis junge Geflüchtete 
tatsächlich einen Schulplatz haben – z. B. wegen bü-
rokratischer Hürden oder einem Mangel an Kapazi-
täten (Klaus/Millies 2017: 22).
Ende der Schulpflicht
Die allgemeine Schulpflicht endet nach zwölf Schul-
jahren (Vogel/Stock 2017) bzw. beim Erreichen der 
Volljährigkeit (Massumi et al. 2015: 36). Davon be-
steht für neun oder zehn Jahre die sogenannte Voll-
zeitschulpflicht und für die restliche Zeit die Berufs-
schulpflicht. Wenn einmal Zugang zu einer Schule 
oder Berufsschule besteht, kann die Schulausbil-
dung auch bei Erreichen des Höchstalters abge-
schlossen werden, sofern die betroffenen Perso-
nen nicht ausreisepflichtig werden (Vogel/Stock 
2017: 11; KMK 2016: 7). Jugendliche und junge Er-
wachsene, die eine Ausbildung machen, unterliegen 
unabhängig von ihrem Alter in den meisten Bun-
desländern der Berufsschulpflicht (Massumi et al. 
2015: 36).
Nach dem Ende der Schulpflicht ist es wiederum je 
nach Bundesland unterschiedlich, ob und unter wel-
chen Bedingungen noch Zugang zu schulischer Bil-
dung besteht. Die meisten Bundesländer sehen für 
nicht mehr schulpflichtige Jugendliche und junge 
Volljährige den Besuch von berufsvorbereitenden 
Maßnahmen oder speziellen Bildungsgängen an 
Tabelle 11:  Beginn der Schulpflicht in den Bundesländern
Fall Bundesländer
Schulpflicht nach drei bzw. 
sechs Monaten
  Bayern, Thüringen: nach drei Monaten
  Baden-Württemberg: Nach sechs Monaten 
Schulpflicht ab Zuweisung 
an Kommune bzw. ab der 
regulären Inobhutnahme
  Brandenburg, Bremen, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern,  
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen, Sachsen-Anhalt
Schulpflicht ab Einreise bzw. 
Stellung eines Asylantrags
  Berlin: Nach Stellung des Asylantrags oder Erteilung einer Duldung
  Hamburg, Schleswig-Holstein, Saarland: Ab Einreise 
Quelle: SVR 2017: 127.
Tabelle 12:  Höchstalter für den Zugang zu Berufsschulen nach Bundesland
Höchstalter Bundesländer
18 Jahre Brandenburg, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen (bei Teilzeitmodellen bis 25 Jah-
re), Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein
20 Jahre Baden-Württemberg
21 Jahre Bayern (in Einzelfällen bis 25 Jahre), Berlin, Hessen, Niedersachsen, Thüringen
Quelle: SVR 2017: 132 f.
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Berufsschulen vor (von Dewitz et al. 2016: 23; siehe 
Kap. 4.2.3). Das Höchstalter für den Beginn solcher 
Bildungsgänge liegt in den meisten Bundesländern 
bei 18 oder 21 Jahren (siehe Tabelle 12). Laut einer 
Recherche des BumF und des Flüchtlingsrates Bre-
men hat insbesondere die Gruppe der 16-25-Jähri-
gen Geflüchteten häufig Probleme, einen Schulplatz 
zu bekommen (Klaus/Millies 2017: 19). Dies liegt vor 
allem daran, dass nicht genügend Schulplätze zur 
Verfügung stehen oder die jungen Erwachsenen die 
Altersgrenzen für den Schulbesuch überschreiten. 
Einige Bundesländer haben deshalb flexible Rege-
lungen zum Schulzugang geschaffen, wie etwa Bay-
ern und Nordrhein-Westfalen, wo der Besuch eines 
berufsvorbereitenden Unterrichtsangebotes unter 
Umständen für bis zu 25-Jährige möglich ist (von 
Dewitz et al. 2016: 23).
4.2.2 Individuelle Einschätzung vor der 
Einschulung
Die Zuweisung von UM und anderen neu zugewan-
derten Schülerinnen und Schülern läuft je nach 
Bundesland, Kommune und Schulform anders ab. 
Die jeweils zuständige Stelle entscheidet meist an-
hand des Alters, der Deutschkenntnisse und ggf. der 
bisherigen Schulbildung, an welche Schule und in 
welche Klasse zugewiesen wird (Grießbach 2017: 8). 
„Hierzu finden in der Regel Vorgespräche mit den 
Schülerinnen und Schülern und/oder ihren Eltern 
statt, die je nach Bundesland von einer koordinie-
renden Stelle oder in den Schulen selbst durchge-
führt werden“ (Grießbach 2017: 8). Einzelne Bun-
desländer haben darüber hinaus spezielle Verfahren 
zur Erfassung von Kompetenzen entwickelt, wie 
etwa Baden-Württemberg, das mit der ‚Potential-
analyse für Flüchtlinge‘ einen computergestützten 
und sprachfreien Test entwickelt hat, um individu-
elle Kompetenzen zu erfassen (Züchner 2017: 231f.; 
KMK 2016: 4-5).
4.2.3 Schul- und Bildungsangebote für neu 
zugewanderte Schülerinnen und Schüler 
Noch 2014 gab es häufig keine spezifischen Ange-
bote für neu zugewanderte Schülerinnen und Schü-
ler oder für unbegleitete Minderjährige (Müller 
2014: 39). Ein erhebliches Problem beim Zugang zu 
Schulbildung war zudem, dass unbegleitete Minder-
jährige und junge volljährige Geflüchtete bei ihrer 
Ankunft in Deutschland oft zu alt für eine Einschu-
lung in allgemeinbildenden Schulen waren, wäh-
rend in berufsbildenden Schulen keine Angebote 
zur Verfügung standen (Müller 2014: 39). Spezielle 
Angebote bestanden meist nur vereinzelt als Pilot-
projekte. Das hat sich insbesondere 2015 und 2016 
durch die gestiegene Fluchtmigration, aber auch 
durch die Zunahme an Migration aus anderen EU-
Staaten, stark verändert: Inzwischen gibt es in allen 
Bundesländern und an allen Schularten von der 
Grundschule über die Sekundarschulen bis zur Be-
rufsschule Modelle für Vorbereitungs- oder Über-
gangsklassen für neu zugewanderte Schülerinnen 
und Schüler (oft auch Willkommensklassen ge-
nannt; siehe Massumi et al. 2015: 12). Meist ist für 
ein bis zwei Jahre der Besuch einer Vorbereitungs-
klasse vorgesehen, danach soll der Übergang in eine 
Regelklasse erfolgen. Teilweise kann die Zeit in der 
Übergangs- oder Vorbereitungsklasse auch indi-
viduell verkürzt oder verlängert werden. In diesen 
Klassen wird häufig eine Mischung aus Deutschun-
terricht und Fachunterricht angeboten, wobei der 
Schwerpunkt auf dem Erlernen der deutschen Spra-
che liegt. Einige Modelle sehen auch Fachunterricht 
in Regelklassen vor, der mit zusätzlicher Sprachför-
derung kombiniert wird. „Wie intensiv diese Sprach-
forderung ausfällt und ab wann die Flüchtlinge am 
Regelunterricht teilnehmen, entscheidet aber letzt-
lich jede Schule selbst“ (SVR 2017: 128). Das Saar-
land hat als einziges Bundesland an einigen Schulen 
Klassen speziell für UM eingerichtet. In München 
gibt es mit SchlaU (schulanaloger Unterricht für 
junge Flüchtlinge) zudem zwei Schulen in freier Trä-
gerschaft, die speziell für junge Geflüchtete einge-
richtet wurden und den Schülerinnen und Schülern 
zusätzliche individuelle Förderung, auch nach dem 
Übergang in eine Regelschule oder in die Ausbil-
dung anbieten.
In vielen Bundesländern gibt es gerade für ältere Ju-
gendliche (meist ab 16 Jahren) auch spezielle Klas-
sen für Zugewanderte, die parallel zum Regelunter-
richt bis zu einem ersten Schulabschluss (meist der 
Hauptschulabschluss) führen. Nach diesem kann 
dann entweder eine höherstufige Schule besucht 
werden, um beispielsweise den mittleren Schulab-
schluss oder das Abitur zu erwerben, oder es kann 
eine Ausbildung begonnen werden. Daneben gibt 
es in allen Bundesländern auch Angebote, die erste 
berufliche Erfahrungen mit weiterer schulischer 
Bildung kombinieren und so den Übergang in eine 
Ausbildung erleichtern sollen. Hierzu zählen bei-
spielsweise berufsvorbereitende Maßnahmen oder 
die Einstiegsqualifizierung (siehe Kap. 4.3.2). Diese 
sind nicht speziell für neu zugewanderte Jugend-
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liche geschaffen worden, sondern stehen allen Ju-
gendlichen in Deutschland offen. Sie sind aber für 
neu zugewanderte Jugendliche oft ein wichtiger 
Baustein, um auf dem Weg zur Berufsausbildung 
Schulbildung nachzuholen. Insbesondere an Be-
rufsschulen ist die Vielfalt an Angeboten vergleichs-
weise groß. An Gymnasien bestehen dagegen we-
niger Möglichkeiten für minderjährige Geflüchtete, 
an speziellen Sprach- oder Förderangeboten teilzu-
nehmen. Das liegt auch daran, dass der Lehrplan für 
die gymnasiale Oberstufe weniger flexibel ist als an 
berufsbildenden Schulen (Massumi et al. 2015: 61). 
Tabelle 13 gibt einen Überblick über die Bezeich-
nungen und Modelle von Vorbereitungsklassen und 
ähnlichen Angeboten29 in den einzelnen Bundeslän-
dern.
29 Angebote an Grundschulen wurden nicht berücksichtigt.
Tabelle 13:  Vorbereitungsklassen und ähnliche Angebote für neu zugewanderte Schülerinnen und Schüler nach Bundesland
Bundesland Vorbereitungsklassen an allgemeinbildenden Schulen Vorbereitungsklassen an berufsbildenden Schulen
Baden- 
Württemberg
Vorbereitungsklassen: Vorwiegend Deutschunterricht, 
Vorbereitung auf Wechsel in Regelklassen
Vorbereitungsklassen (VKL) / Vorqualifizierung Arbeit und Be-
ruf ohne Deutschkenntnisse (VABO): Intensive Sprachförderung 
und Vermittlung beruflicher Kenntnisse, Vorbereitung auf Wech-
sel in Regelklassen zur Berufsvorbereitung und zum Erwerb des 
Hauptschulabschlusses
Bayern Mittelschulen:
Übergangsklassen: Vorwiegend Deutschunterricht, 
Wechsel in Regelklasse möglich
Deutschförderklassen: Teilweise Unterricht in Regel-
klassen, getrennter Unterricht in ausgewählten Fächern 
mit Sprachförderung
Modell- und Pilotprojekte an anderen Schulformen:
Modellprojekt SPRINT (Sprachförderung intensiv, 
an ausgewählten Realschulen/Wirtschaftsschulen): 
Regulärer Schulbesuch, daneben intensive Deutschför-
derung 
Pilotprojekt INGym = Integration am Gymnasium 
bzw. Projekt Sprachbegleitung an 5 Gymnasien: Regu-
lärer Schulbesuch, daneben intensive Deutschförderung 
SchlaU Schule (schulanaloger Unterricht für junge 
Flüchtlinge): Beschulung an zwei Schulen speziell für 
junge Geflüchtete mit individueller Förderung, Fä-
cherkanon bayerischer Mittelschulen. Nach Abschluss 
Übergang in das Regelschul- oder Ausbildungssystem-
system möglich 
Gestuftes Modell:
Sprachintensivklassen (SIK): Bis zu vier Monate Sprach-Vorkurs, 
je nach Bedarf
Berufsintegrationsvorklassen: 1. Jahr, vorwiegend Deutschun-
terricht
Berufsintegrationsklassen: 2. Jahr, Deutschunterricht und zu-
sätzlich Berufsorientierung und –vorbereitung. Erwerb des (qua-
lifizierenden) Mittelschulabschlusses möglich
Berlin Willkommensklassen: Parallele Klassen mit Ziel des Übergangs in Regelklassen, teilweise direkt Unterricht in Regelschulen
Brandenburg Vorbereitungsgruppen: Bis zu 2 Jahre, Deutschunter-
richt und ggf. Alphabetisierung, gleichzeitig Teilnahme 
am Regelunterricht in Sport, Musik, Kunst, Wirtschaft-
Arbeit-Technik und Sachunterricht, Ausweitung je nach 
Sprachfortschritt möglich
Förderkurse: Regulärer Schulbesuch, zusätzliche 
Sprachförderung für bis zu zwei Jahre 
Vorbereitungsgruppen: Bis zu einem Jahr, Sprachförderung und 
ggf. Alphabetisierung, gleichzeitig Teilnahme am Regelunterricht 
in bestimmten Fächern
Förderkurse: Regulärer Schulbesuch, zusätzliche Sprachförde-
rung für bis zu zwei Jahre 
Bremen Vorkurse: Deutschunterricht bis Sprachniveau B1, dann 
Übergang in Regelunterricht mit zusätzlicher Sprach-
förderung
Vorkurse für Flüchtlinge: Deutschunterricht in speziellen Klas-
sen, dann Übergang in Regelangebot oder Berufsausbildung
Hamburg Basisklassen: 1 Jahr paralleler Unterricht für Schülerin-
nen und Schüler ohne vorigen Schulbesuch oder ohne 
Kenntnisse der lateinischen Schrift
Internationale Vorbereitungsklassen (alle Schulfor-
men): Deutschunterricht bis Sprachniveau B1, dann 
Übergang in Regelunterricht 
Internationale Vorbereitungsklassen – Erster allge-
meinbildender/mittlerer Schulabschluss (IVK-ESA/
MSA): Spezielle Klassen für ältere Schülerinnen und 
Schüler mit Schul-Vorerfahrung; Erwerb des ersten all-
gemeinbildenden oder mittleren Schulabschlusses
AvM-Dual (Ausbildungsvorbereitung für Migranten): Für Schü-
lerinnen und Schüler von 16-18 Jahren; duales System Schule-
Betrieb mit integrierter Sprachförderung, Erwerb des ersten 
allgemeinbildenden oder mittleren Schulabschlusses möglich
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Bundesland Vorbereitungsklassen an allgemeinbildenden Schulen Vorbereitungsklassen an berufsbildenden Schulen
Hessen Intensivklasse/ Intensivkurse: 1-2 Jahre Deutschun-
terricht, daneben Regelunterricht in einigen Fächern
InteA (Integration durch Abschluss und Anschluss): Deutsch-
unterricht mit Berufsorientierung. Ziel ist der Wechsel in regu-
lären Schulunterricht oder eine Ausbildung, auch Erwerb eines 
allgemeinen Schulabschlusses möglich.
Mecklenburg-
Vorpommern
Intensivkurse: Bis zu einem Jahr Deutschunterricht, 
daneben Teilnahme am Regelunterricht
Berufsvorbereitungsjahr für ausländische Schülerinnen und 
Schüler: Deutschunterricht und Erwerb beruflicher Grundkennt-
nisse, Erwerb eines allgemeinen Schulabschlusses oder Über-
gang in andere berufliche Bildungsangebote möglich
Niedersach-
sen
Sprachlernklassen: I. d. R. ein Jahr, Deutschunterricht 
und Vorbereitung auf Regelunterricht, nach einigen 
Monaten bereits graduelle Eingliederung in Regelunter-
richt, plus ggf. Teilnahme an Ganztagsangeboten
BVJ – Sprachförderklassen: Vorwiegend Deutschunterricht, da-
neben Vorbereitung auf eine Ausbildung
Modellprojekt SPRINT - ‚Sprach- und Integrationsprojekt‘: 
Modularisierter Unterricht mit den Schwerpunkten Sprache, 
Kultur- und Lebenswelt und Berufs- und Arbeitsleben, Wechsel 
in ein Regelangebot der Berufsschulen ist jederzeit möglich. Im 
Anschluss Teilnahme an SPRINT-DUAL möglich: Unterricht in 
Berufsschule in Kombination mit betrieblichen Phasen zur Vor-
bereitung einer Ausbildung
Nordrhein-
Westfalen
Separate Klassen: Vorwiegend Deutschunterricht mit 
dem Ziel der möglichst schnellen Integration in eine 
Regelklasse
Sprachfördergruppen: Unterricht in Regelklassen, da-
neben 10-12 Stunden pro Woche Deutschunterricht
‚Fit für mehr‘: Zusatzangebot für nicht mehr schulpflichtige 
16-25-jährige Schülerinnen und Schüler. Erwerb von Kompeten-
zen im sprachlichen, kulturellen und politisch-gesellschaftlichen 
Bereich, Vorbereitung auf die IFK oder die Aufnahme einer Aus-
bildung/Erwerbstätigkeit; kein Erwerb eines Schulabschlusses
Internationale Förderklasse (IFK): Vorwiegend Deutschun-
terricht daneben Vorbereitung auf eine Ausbildung. Auch als 
Teilzeitmodell möglich, dabei gleichzeitig Teilnahme an BA-
Maßnahmen (Höchstalter hierfür: 25 Jahre)
Rheinland-
Pfalz
Deutsch-Intensivkurs: 15-20 Stunden pro Woche 
Deutschunterricht, weitere Unterrichtsstunden soweit 
möglich in Regelklassen
Deutsch-Intensivkurs: 15-20 Stunden pro Woche Deutschun-
terricht, weitere Unterrichtsstunden soweit möglich in Regel-
klassen
BVJ Sprachförderung: Deutsch-Intensivkurs und allgemeinbil-
dender und berufsbezogener Unterricht mit Berufsorientierung 
und Schullaufbahnberatung. Erwerb eines ersten allgemeinen 
Schulabschlusses, Übergang in weiterführende Bildungsgänge 
und in berufliche Ausbildung möglich
Saarland Sprachförderprogramm an allgemeinbildenden Schu-
len: Unterricht in Regelklassen, bei Bedarf ergänzende 
Sprachförderung in Zusatzklassen
Willkommensklassen für UM: an einigen Schulen; 
zunächst nur Deutschunterricht, dann nach und nach 
Integration in den Regelunterricht
Spezialklassen für UM an vier Berufsbildungszentren: Unter-
richt in Regelklassen, zusätzlicher Sprach- und Fachsprachun-
terricht neben dem Regelunterricht um die Ausbildungsfähigkeit 
zu fördern
Produktionsklassen-F: Berufsvorbereitungsjahr in speziellen 
Klassen mit zusätzlicher Sprachförderung; sobald möglich Über-
gang in eine Regelklasse. Erwerb des Hauptschulabschlusses 
möglich.
Sachsen Vorbereitungsklassen: Vorwiegend Deutschunterricht, 
individuelle Integration in Regelklassen mit weiterhin 
zusätzlicher Sprachförderung
Vorbereitungsklassen mit berufspraktischen Aspekten: 
Deutschunterricht und Vorbereitung auf die Aufnahme einer 
Ausbildung oder auf weitere Schulbildung in Regelklassen
Sachsen-
Anhalt
Sprachfördergruppen: I. d. R. 1,5 Jahre, je nach Bedarf 
bis zu 20 Stunden pro Woche Deutschunterricht, dane-
ben Integration in den Regelunterricht 
Berufsvorbereitungsjahr mit Sprachförderung: Vorwiegend 
Deutschunterricht, zusätzlich Landeskunde und Erwerb berufli-
cher Kenntnisse, zum Erwerb des Hauptschulabschlusses muss 
anschließend das reguläre Berufsvorbereitungsjahr besucht 
werden.
Schleswig-
Holstein
DaZ-Zentren: Deutschunterricht in DaZ-Zentren, die an 
Regelschulen angegliedert sind, und stufenweise Integ-
ration in den Regelunterricht
Berufsintegrationsklassen DaZ (BIK-DaZ) und Ausbildungs-
vorbereitung (AV-SH): I. d. R. ein Jahr vorwiegend Deutschun-
terricht, zusätzlich Erwerb beruflicher Kenntnisse, Erwerb eines 
allgemeinen Schulabschlusses möglich. Nach Abschluss der BIK 
kann in die AV-SH gewechselt werden.
Thüringen Sprachförderung DaZ: Deutschunterricht je nach 
Vorkenntnissen und Bedarf durch Einzelförderung, 
Gruppen oder Sprachklassen, daneben Teilnahme am 
Regelunterricht in bestimmten Fächern
Berufsvorbereitendes Jahr Sprache: Praxis- und Theorieun-
terricht mit 12 Wochenstunden Deutschunterricht, Erwerb des 
Hauptschulabschlusses möglich
Quellen: Züchner 2017: 230ff; SVR 2017: 132f.; von Dewitz et al. 2016; Hessisches Kultusministerium 2017; Niedersächsisches Kultusministeri-
um o. J.; Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes Nordrhein-Westfalen 2016; Ministerium für Wirtschaft, Klimaschutz, Energie und 
Landesplanung Rheinland Pfalz 2015; Servicestelle umF o. J.; Ministerium für Bildung Sachsen-Anhalt 2016; Schleswig-Holstein o. J.; Thüringer 
Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 2016.
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Aufenthaltsrecht und keine Duldung mehr besteht, 
schützt der Schulbesuch nicht vor einer dann mög-
lichen Abschiebung. Ehemalige UM, die bei Eintritt 
der Volljährigkeit einen Asylantrag stellen, können 
nach dem Königsteiner Schlüssel an einen anderen 
Ort verteilt werden und müssen eventuell in Erst-
aufnahmeeinrichtungen oder Gemeinschaftsun-
terkünfte ziehen (siehe Kap. 3.2.10), was dann auch 
einen Schulwechsel nach sich zieht. Insbesondere 
in Erstaufnahmeeinrichtungen kann der Zugang zu 
Schulbildung deutlich erschwert oder beschränkt 
sein (siehe Kap. 4.1.2). Die Schwierigkeiten beim 
Schulzugang, die durch die Volljährigkeit eintreten, 
haben auch Auswirkungen auf den weiteren Bil-
dungs- und Erwerbsverlauf. Zwar gibt es auch Bil-
dungs- und Sprachangebote für Erwachsene, bei-
spielsweise Integrationskurse oder Maßnahmen der 
Bundesagentur für Arbeit, diese können jedoch in 
der Regel nicht die gleichen Arbeitsmarktchancen 
bieten wie ein regulärer Schul- oder Ausbildungsab-
schluss. 
4.2.6 Erkenntnisse zur Schulbildung von 
unbegleiteten Minderjährigen
Qualität der Bildungsangebote für unbegleitete 
Minderjährige
In allen Bundesländern gibt es inzwischen spezielle 
Angebote für die schulische Integration von neu zu-
gewanderten Kindern und Jugendlichen und somit 
auch für UM. Laut dem Bericht der Bundesregierung 
über die Situation von UM in Deutschland deuten 
jedoch verschiedene Studien nach wie vor darauf 
hin, „dass zugewanderte Kinder und Jugendliche in 
Deutschland bislang schlechtere Bildungschancen 
haben als deutsche Kinder und Jugendliche“ (Deut-
scher Bundestag 2017b: 77). Laut einer Umfrage des 
BumF unter Fachkräften der Kinder- und Jugend-
hilfe vom Herbst 2017 unterscheidet sich die Situa-
tion je nach Alter der UM: „Während bei den unter 
16jährigen durchschnittlich 67,1 % der Befragten in 
allen Bundesländern angeben, dass der Zugang zu 
Bildung bei ihnen vor Ort gut bzw. sehr gut geregelt 
sei, geben dies bei den 16- und 17jährigen durch-
schnittlich nur 49,2 % an. Bei den über 18jährigen 
werden mit durchschnittlich 26,5 % am seltens-
ten sehr gute und gute Bewertungen abgegeben“ 
(von Nordheim/Karpenstein/Klaus 2017: 39). Dar-
über hinaus ist die Situation in den Bundesländern 
sehr unterschiedlich, wobei die Unterschiede bei 
den über 16-Jährigen größer sind als bei den unter 
16-Jährigen (ebd.). Neben lokalen Faktoren, wie der 
Während die Zahl der Schülerinnen und Schüler 
in Vorbereitungs- und Übergangsklassen 2015 und 
2016 besonders hoch war, geht sie inzwischen wie-
der zurück. Laut einer Umfrage des BumF unter 
Fachkräften vom Herbst 2017 besuchten von den 
unter 16-Jährigen UM über 60 % den Regelunter-
richt, während ca. 30 % in speziellen Klassen für neu 
zugewanderte Schülerinnen und Schüler unterrich-
tet wurden. Von den über 16-17-Jährigen besuchten 
hingegen nur etwa 10 % eine Regelklasse, während 
fast 85 % in speziellen Klassen unterrichtet wurden 
(von Nordheim/Karpenstein/Klaus 2017: 40). 
4.2.4 Sprach- und Bildungsangebote speziell 
für unbegleitete Minderjährige
Neben dem Besuch von staatlichen Schulen gibt es 
für UM oft auch Möglichkeiten, Sprachkurse außer-
halb von Schulen zu besuchen. So bieten z. B. Wohn-
einrichtungen für UM teilweise eigene Sprachkurse 
an (vgl. z. B. Werkstatt Solidarität Essen o. J.). Das 
Angebot kann jedoch je nach Kommune und Ein-
richtung sehr unterschiedlich sein. Häufig werden 
Sprachkurse, Sprachförderung oder Nachhilfe auch 
von Ehrenamtlichen angeboten. Solche Sprachkurse 
sind Zusatzangebote zum Regelschulsystem oder 
dienen zum „Füllen von Lücken“, wenn (noch) kein 
Zugang zu einer Schule besteht. Nach einer Umfrage 
des BumF im Februar 2016 war für über 50 % der in 
Obhut genommenen UM der Ort der Unterbringung 
auch der Ort, an dem Sprachunterricht und Spra-
cherwerb stattfanden (BumF 2016a: 25). Dies deu-
tet darauf hin, dass im Schuljahr 2015/16 Schwie-
rigkeiten beim Zugang zu Schulen bestanden. Bei 
einer weiteren Umfrage des BumF im Herbst 2017 
gaben nur 1-2 % der befragten Fachkräfte an, dass 
UM hauptsächlich in der Unterbringungseinrich-
tung beschult werden (von Nordheim/Karpenstein/
Klaus 2017: 41). Es kann somit davon ausgegangen 
werden, dass das Problem des Schulzuganges heute 
nicht mehr in diesem Maß besteht (vgl. auch Medi-
endienst Integration 2017). 
4.2.5 Übergang in die Volljährigkeit 
Mit dem Eintreten der Volljährigkeit endet häu-
fig die Möglichkeit, eine Schule zu besuchen (siehe 
Kap. 4.2.1). Zudem wird der aufenthaltsrechtliche 
Status entscheidend: Zwar kann eine einmal begon-
nene Schulausbildung in der Regel auch bei Voll-
jährigkeit zu Ende geführt werden, wenn aber kein 
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Organisation von Bildungsangeboten und bürokra-
tischen bzw. rechtlichen Hürden sowohl beim ers-
ten Zugang zur Schule als auch beim Übergang in 
die Regelschule (siehe Kap. 4.2.1), haben jedoch auch 
andere Faktoren einen Einfluss auf die Qualität der 
Bildung. Solche Faktoren wurden in einer Reihe von 
Studien insbesondere seit 2015 untersucht. Dabei 
werden die folgenden Herausforderungen für die 
Qualität der Bildungsangebote genannt:
  Die Heterogenität der Schülerschaft in Vorberei-
tungsklassen wird als große Herausforderung be-
zeichnet (Züchner 2017: 243; Jeuk 2017: 173; An-
derson 2016: 34; Lechner/Huber 2017: 59) – nicht 
nur im Hinblick auf Sprach- und Fachkenntnisse, 
sondern auch z. B. im Hinblick auf die Bleibe-
perspektive (Grießbach 2017: 12). In den Vor-
bereitungsklassen lernen oft Schülerinnen und 
Schüler mit sehr unterschiedlichen Vorkenntnis-
sen zusammen, was die Gewährung eines gleich-
bleibend hohen Standards an Qualität schwierig 
macht (vgl. SVR 2017: 128). Das Problem wird in 
einigen Kommunen dadurch verstärkt, dass neu 
zugewanderte Jugendliche nur Zugang zu einer 
Schulform (z. B. Haupt- oder Berufsschule) haben 
oder ohne Rücksicht auf ihre individuellen Fä-
higkeiten einer Schulform zugewiesen werden 
(SVR 2017: 128; Lechner/Huber 2017: 58). 
  Die hohe Fluktuation in Vorbereitungsklassen 
ist ein Problem für die Qualität der Bildung: Teil-
weise kommen Schülerinnen und Schüler im 
Laufe des Jahres dazu, teilweise muss die Schule 
im Laufe des Schuljahres z. B. wegen eines Um-
zugs gewechselt werden. Auch Abschiebungen 
im Schuljahr unterbrechen das Lernen der blei-
benden Schülerinnen und Schüler (Grießbach 
2017: 12).
  Fehlende Angebote an Ganztagsschulen können 
einer guten und schnellen Integration ins Bil-
dungssystem ebenfalls entgegenstehen. Generell 
gibt es in Deutschland kein flächendeckendes 
Angebot an Ganztagsschulen und große Unter-
schiede zwischen den Bundesländern (Autoren-
gruppe Bildungsberichterstattung 2016: 82f.). 
Für geflüchtete Kinder und Jugendliche kann 
ein Ganztagsangebot jedoch besonders förder-
lich sein, da so Sprach- und Fachunterricht sowie 
Freizeit und Lernzeiten im Wechsel angeboten 
werden können (SVR 2017: 128; siehe auch Otto 
et al. 2016: 16).
  Der Mangel an Fachpersonal wird ebenfalls als 
Herausforderung für die Qualität der Bildung 
angeführt (SVR 2017: 128; KMK 2016: 8; Medien-
dienst Integration 2017). Das betrifft nicht nur 
Lehrkräfte für Deutsch als Zweitsprache, son-
dern auch z. B. Schulpsychologinnen und Schul-
psychologen oder sozialpädagogisch geschultes 
Personal, das dazu beitragen kann, Geflüchtete 
gezielt zu fördern. Häufig stehen jungen Geflüch-
teten ehrenamtliche Helferinnen und Helfer zur 
Seite, die jedoch teilweise keine Erfahrung in der 
Arbeit mit Geflüchteten haben (SVR 2017: 128), 
oder sich im jeweiligen Schulsystem nicht aus-
reichend auskennen. Daneben unterscheidet 
sich auch die Ausbildung und Qualifikation von 
Lehrerinnen und Lehrern zwischen den Bundes-
ländern. Nur in sechs Bundesländern sind alle 
Lehramtsstudierenden (unabhängig von ihrem 
Fach) dazu verpflichtet, Kurse zum Thema Spra-
cherwerb zu belegen (SVR 2017: 130). Deshalb ist 
davon auszugehen, dass Lehrkräfte sehr unter-
schiedlich für den Umgang mit jungen Geflüch-
teten qualifiziert sind.
  Die unterschiedliche Verfügbarkeit von speziel-
len Förder- und Sprachangeboten z. B. in städ-
tischen und ländlichen Räumen oder zwischen 
Stadtteilen einer Stadt kann die Qualität der 
Bildung ebenfalls beeinflussen (Massumi et al. 
2015: 61). Auch die Auslastung der Schulen kann 
mitunter sehr unterschiedlich sein.
  Die ungleichen Regelungen der Bundesländer 
zu Schulpflicht, Schulzugang und speziellen An-
geboten für den Übergang in den Beruf tragen zu 
einer Chancenungleichheit zwischen jungen Ge-
flüchteten in verschiedenen Bundesländern bei 
(Bauer/Schreyer 2016: 6).
Empfohlene Maßnahmen
Die bundesweite Einrichtung von Sprach- und Bil-
dungsangeboten für junge Geflüchtete, und so auch 
für UM, vor allem nach 2014 bedeutete schon eine 
deutliche Verbesserung der Integrations- und Bil-
dungsmöglichkeiten für diese Gruppe. In Studien, 
die diese Angebote untersuchen, werden unter an-
derem die folgenden Maßnahmen zur Erhöhung der 
Qualität von Angeboten empfohlen:
  Eine stärkere und individuellere Förderung von 
staatlicher Seite, z. B. durch Weiterbildung von 
Personal, durch die Bildung von multiprofessio-
nellen Teams in der Arbeit mit den Schülerinnen 
und Schülern und durch eine stärkere Beachtung 
der individuellen Bedürfnisse von Schülerinnen 
und Schülern z. B. dadurch, dass Vorbereitungs-
klassen durch Schulsozialarbeiterinnen und 
Schulsozialarbeiter begleitet werden (vgl. SVR 
2017: 130; Anderson 2016: 34; Espenhorst/Noske 
2017b: 66).
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  Kleine Klassengrößen von 8-10 Schülerinnen 
und Schülern, um mit der Heterogenität umzu-
gehen und auf die individuellen Bedarfe einge-
hen zu können (Jeuk 2017: 173).
  Rücksichtnahme auf die bestehende Schü-
lerschaft bei der Verteilung von neu zugewan-
derten Jugendlichen auf die Schulen, um Se-
gregation und dadurch Chancenungleichheit 
zu vermeiden. Eine solche kann beispielsweise 
entstehen, wenn neu zugewanderte Schülerin-
nen und Schüler vermehrt Schulen besuchen, in 
denen der Anteil sozial benachteiligter Schüle-
rinnen und Schüler hoch ist (SVR 2017: 130).
  Konsequentes Hinarbeiten auf die Integration 
in die Regelschule. Parallele Beschulungsmo-
delle können der Integration in die Gesellschaft 
und den Arbeitsmarkt langfristig entgegenstehen 
(SVR 2017: 130).
  Ausweitung der Schulpflicht und des Schul-
zugangs über die Volljährigkeit hinaus, wie das 
etwa in Bayern der Fall ist (siehe Kap. 4.2.1).
Schulische Leistungen von unbegleiteten 
Minderjährigen
Es lassen sich nur schwer generelle Aussagen da-
rüber treffen, welche schulischen Leistungen UM 
in Deutschland erbringen, oder wie erfolgreich die 
Schulintegration verläuft. Einerseits fehlen hierzu 
valide Statistiken, andererseits sind sowohl die in-
dividuellen Voraussetzungen der einzelnen Schü-
lerinnen und Schüler als auch die institutionellen 
Bedingungen so unterschiedlich, dass sie keine all-
gemeinen Aussagen zulassen. Jedoch lässt sich eine 
Reihe von Faktoren feststellen, die den Lernerfolg 
von unbegleiteten und begleiteten Geflüchteten im 
Schulsystem beeinflussen:
  Die Motivation von jungen Geflüchteten zum 
Spracherwerb und zum Erreichen eines Bil-
dungsabschlusses wird in Studien als sehr hoch 
eingeschätzt (Braun/Schreyer 2016: 5; Deutscher 
Bundestag 2017: 56). Nach einer Befragung von 
jugendlichen Geflüchteten durch das Deutsche 
Jugendinstitut geht dies mit einer hohen Erwar-
tung an Bildungsangebote und einen schnellen 
Bildungserfolg einher, die dann zunächst ent-
täuscht werden, wenn individuelle Schwierigkei-
ten auftreten oder die strukturellen Rahmenbe-
dingungen den Lernerfolg erschweren (Lechner/
Huber 2017: 55). 
  Die Tatsache, dass Bildungsangebote häufig an 
Haupt-, Real- oder Berufsschulen angesiedelt 
sind (vgl. Kap. 4.2.3), legt jedoch nahe, dass UM in 
vielen Fällen höchstens einen Haupt- oder Real-
schulabschluss erreichen können, was wiederum 
die Möglichkeiten für eine weitere Berufsausbil-
dung oder ein Hochschulstudium einschränkt 
(vgl. auch Heckmann 2017: 29f.; Eberhard et al. 
2016: 50).
  Die zur Verfügung stehende Zeit für ausreichen-
den Spracherwerb spielt eine maßgebliche Rolle: 
Einerseits ist ein Großteil der neu ankommen-
den UM im Alter von 16-18 Jahren, das heißt es 
bleibt nur eine vergleichsweise kurze Zeit, in der 
Schulpflicht besteht. Andererseits sind die Vor-
bereitungsklassen in den Bundesländern häu-
fig nur auf ein Jahr, in manchen Fällen auf zwei 
Jahre ausgerichtet (siehe Kap. 4.2.3). Nach einem 
Jahr Vorbereitungskurs lassen sich jedoch kaum 
die erforderlichen Deutschkenntnisse erreichen, 
um am Regelunterricht in der Sekundarstufe 
teilnehmen zu können (vgl. Grießbach 2017: 12; 
Massumi et al. 2015: 18).
  Unterbrechungen des Schulbesuchs und Schul-
wechsel können insbesondere im Rahmen des 
Verteilverfahrens und beim Übergang zur Voll-
jährigkeit stattfinden. Sie unterbrechen auch den 
Lernprozess und erschweren es den Schülerin-
nen und Schülern, sich an das Lernumfeld zu 
gewöhnen und in ihm erfolgreich zu sein (vgl. 
Lechner/Huber 2017: 57f.). 
  UM sind häufiger als andere neu zugewanderte 
Schülerinnen und Schüler psychischen Belas-
tungen ausgesetzt oder haben vor oder während 
ihrer Flucht traumatische Erfahrungen gemacht. 
Physische Leiden kommen häufig hinzu (siehe 
Kap. 3.3.4). Dies wirkt sich auf die schulischen 
Leistungen aus (vgl. Grießbach 2017: 12; Lech-
ner/Huber 2017: 62).
  Die aufenthaltsrechtliche Unsicherheit vie-
ler vor allem älterer UM ist für die Betroffe-
nen häufig eine große psychische Belastung und 
schränkt die Fähigkeit, sich auf schulische Leis-
tungen zu konzentrieren, stark ein (Anderson 
2016: 35; vgl. auch von Nordheim/Karpenstein/
Klaus 2017: 14). Gleichzeitig kann die Unsicher-
heit über die eigene Bleibeperspektive demo-
tivierend wirken und dadurch zu schlechteren 
Leistungen führen (vgl. Lechner/Huber 2017: 66).
  Der Wunsch, durch Arbeit möglichst schnell 
Geld zu verdienen, kann ebenfalls Einfluss auf 
die Motivation für Schulbildung und damit 
letztlich auf die Leistungen haben. Häufig sehen 
sich unbegleitete jugendliche Geflüchtete unter 
Druck, ihren Familien im Herkunftsland Geld 
zu senden, oder müssen Schulden abbezahlen, 
die durch die Kosten der Flucht entstanden sind 
(Espenhorst/Noske 2017b: 67; Braun/Schreyer 
2016: 5).
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  Der empfundene oder tatsächlich vorhandene 
Druck, gute Leistungen zu erbringen, kann für 
junge Geflüchtete belastend sein. Er wird da-
durch verstärkt, dass Bleibemöglichkeiten häu-
fig und zunehmend von Integrationsleistungen 
abhängen (Espenhorst/Noske 2017b: 67; siehe 
Kap. 5.4).
Auswirkungen des Bildungszugangs auf die 
Integration von unbegleiteten Minderjährigen
Sowohl in einschlägigen Studien als auch in der öf-
fentlichen Diskussion wird immer wieder betont, 
dass Bildung der Schlüssel zur gesellschaftlichen 
Teilhabe von Geflüchteten allgemein und von ju-
gendlichen Geflüchteten im Besonderen sei (vgl. 
Otto et al. 2016: 15). Vor allem der Spracherwerb 
wird als zentral für den weiteren Bildungs- und Be-
rufsweg und auch für das unmittelbare Zurecht-
kommen im Alltag gesehen (Espenhorst/Noske 
2017b: 66).
Mehrere Studien kommen zu dem Schluss, dass eine 
Schulbildung, die parallel zum Regelsystem stattfin-
det, negative Auswirkungen hat, beispielsweise auf 
den Übergang in Regelklassen, auf die Außenwahr-
nehmung der zugewanderten Schülerinnen und 
Schüler durch die restliche Schülerschaft (Karakayalı 
et al. 2017: 7) und auch auf die Wahrnehmung der 
betroffenen Schülerinnen und Schüler, die paral-
lele Klassen womöglich als deutlich unterschiedlich 
von regulären Schulklassen wahrnehmen (Züchner 
2017: 228). Eine Integration in Regelstrukturen und 
die Teilhabe am Schulleben kann jedoch nicht nur 
über den Unterricht, sondern auch z. B. über Ganz-
tagsangebote, wie Arbeitsgemeinschaften oder über 
Projekttage, gemeinsame Ausflüge etc. gestärkt wer-
den (Otto et al. 2016: 46). 
4.3 Arbeit, Ausbildung und 
Praktika 
Nach dem Ende der Vollzeitschulpflicht können Ju-
gendliche und junge Erwachsene eine (unqualifi-
zierte) Beschäftigung aufnehmen, einen Beruf in 
einer schulischen oder betrieblichen Ausbildung er-
lernen oder, sofern sie über einen entsprechenden 
Schulabschluss verfügen, ein Studium beginnen.30 
30 Informationen zum Hochschulzugang für Geflüchtete und 
zu Fördermaßnahmen vor und während des Studiums finden 
sich in der Handreichung von BAMF, KMK, DAAD, dem Deut-
Der Zugang zum Arbeitsmarkt und die Möglichkeit, 
eine Ausbildung zu beginnen, hängen jedoch vom 
Aufenthaltsstatus ab. Zudem gelten für alle Minder-
jährigen spezielle Arbeitsschutzvorschriften.
4.3.1 Zugang zu Arbeitsmarkt, Ausbildung und 
Praktika
Aufenthaltsrechtliche Voraussetzungen des 
Arbeitsmarktzugangs
Ob Zugang zum Arbeits- und Ausbildungsmarkt be-
steht, hängt vor allem davon ab, ob UM in Deutsch-
land geduldet sind, sich im Asylverfahren befinden 
oder ob sie einen Aufenthaltstitel, z. B. als anerkann-
ter Flüchtling, besitzen. Beim Zugang zur Ausbil-
dung kommt es auch darauf an, ob es sich um eine 
betriebliche oder schulische Ausbildung handelt. In 
betrieblichen Ausbildungen sind die Auszubilden-
den bei einem Betrieb beschäftigt und besuchen 
gleichzeitig die Berufsschule (sog. duales System). 
Schulische Ausbildungen finden nur in der Berufs-
schule statt und beinhalten häufig Praktika oder 
ähnliche praktische Phasen. Schulische Ausbildun-
gen gelten rechtlich nicht als Beschäftigung (vgl. Der 
Paritätische 2017a: 36).
UM mit einer Aufenthaltsgestattung oder einer 
Duldung haben nach drei Monaten Aufenthalt Zu-
gang zum regulären Arbeitsmarkt und zu einer 
betrieblichen Ausbildung, zu Praktika und zum 
Bundesfreiwilligendienst, wenn die zuständige Aus-
länderbehörde die Beschäftigung erlaubt (§ 61 Abs. 2 
Satz 1 AsylG). Ob eine Person arbeiten darf, liegt also 
immer im Ermessen der Ausländerbehörde (Nä-
heres zum Ermessen siehe Weiser 2017: 40ff.). Der 
Aufnahme einer Beschäftigung muss zusätzlich 
die Bundesagentur für Arbeit zustimmen. Dies gilt 
nicht für die Aufnahme einer betrieblichen Aus-
bildung, für die Teilnahme am Bundesfreiwilligen-
dienst und für bestimmte Arten von Praktika (§ 32 
BeschV; Näheres siehe Der Paritätische 2017a: 86). In 
den folgenden Fällen darf die Ausländerbehörde die 
Beschäftigung von UM mit Duldung oder Aufent-
haltsgestattung nicht erlauben:
  bei geduldeten UM, die selbst dafür verantwort-
lich sind, dass ihre Abschiebung unmöglich ist 
(z. B. durch Täuschung über die eigene Identi-
schen Studentenwerk und der Hochschulrektorenkonferenz 
‚Hochschulzugang und Studium von Flüchtlingen‘ (BAMF 
2016).
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tät oder falsche Angaben; § 60a Abs. 6 Nr. 2 Auf-
enthG),
  bei UM aus einem sogenannten sicheren Her-
kunftsstaat, die nach dem 31. August 2015 einen 
Asylantrag gestellt haben (§ 60a Abs. 6 Nr. 3 Auf-
enthG; § 61 Abs. 2 Satz 4 AsylG).31 
Der Ausschlussgrund für Personen aus sicheren 
Herkunftsländern, die nach dem 31. August 2015 
einen Asylantrag gestellt haben, wird von Auslän-
derbehörden unterschiedlich ausgelegt. Nach An-
wendungshinweisen des BMI zu § 60a AufenthG 
kommt es dabei darauf an, wann der förmliche Asyl-
antrag gestellt wurde (BMI 2017: 11). Eine andere 
Möglichkeit ist, auf das Asylgesuch abzustellen, also 
auf die erstmalige Registrierung beim BAMF. Dies 
ist wichtig, da insbesondere im Sommer und Herbst 
2015 oft einige Wochen oder sogar Monate zwi-
schen der ersten Registrierung und der förmlichen 
Antragstellung lagen (vgl. EMN/BAMF 2017: 37). Für 
diese Variante wird argumentiert, dass es nicht in 
der Macht der Asylantragstellenden liegt, wann ihr 
Antrag gestellt werden kann (Weiser 2017: 37). Bis-
her hat sich noch keine einheitliche Rechtsprechung 
hierzu etabliert.32 
Personen mit einem Aufenthaltsstatus als Asyl-
berechtigte, anerkannte Flüchtlinge oder subsi-
diär Schutzberechtigte haben uneingeschränkten 
Zugang zum Arbeits- und Ausbildungsmarkt (§ 25 
Abs. 1 Satz 4 und Abs. 2 Satz 2 AufenthG). Bei Per-
sonen mit Aufenthaltstiteln aus anderen humani-
tären Gründen (z. B. wegen Feststellung eines Ab-
schiebungsverbotes) ist eine formale Erlaubnis der 
Ausländerbehörde, jedoch keine Zustimmung der 
Bundesagentur für Arbeit erforderlich. Die Erlaubnis 
wird in der Aufenthaltserlaubnis vermerkt und gilt 
für jede Beschäftigung (sofern keine Einschränkung 
erfolgt; Der Paritätische 2017a: 55).
31 Neben den genannten gibt es weitere Fälle, in denen keine 
Erlaubnis erteilt werden darf, die jedoch auf UM in aller Regel 
nicht zutreffen. So darf die Ausländerbehörde keine Erlaubnis 
erteilen, wenn die betreffende Person verpflichtet ist, in einer 
Aufnahmeeinrichtung zu wohnen (§ 61 Abs. 1 AsylG) und 
wenn die betreffende Person nach Deutschland nur eingereist 
ist, um Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zu 
erhalten (§ 60a Abs 6 Nr. 1 AufenthG).
32 Das OVG Niedersachsen bspw. entschied, dass es auf die 
förmliche Antragstellung ankommt (OVG Niedersachsen, 
Beschluss vom 8.12.2016 – 8 ME 183/16). Der VGH Baden-
Württemberg entschied jedoch, dass es auf das Asylgesuch 
ankommt (VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 
09.10.2017 – 11 S 2090/17).
Arbeitsrechtsrechtliche Voraussetzungen des 
Arbeitsmarktzugangs
Für alle Minderjährigen gelten in Deutschland die 
besonderen rechtlichen Regelungen des Gesetzes 
zum Schutze der arbeitenden Jugend (Jugendar-
beitsschutzgesetz, JArbSchG). Kinder und Jugend-
liche unter 15 und alle Minderjährigen, die noch 
vollzeitschulpflichtig sind, dürfen demnach grund-
sätzlich nicht arbeiten. Ausnahmen gibt es nur für 
bestimmte Aushilfs- und Ferienjobs wie z. B. Zei-
tungaustragen oder Babysitting, bei denen jedoch 
die zugelassene Arbeitszeit beschränkt ist (§ 5 Abs. 3 
JArbSchG). 
Jugendliche zwischen 15 und 18 Jahren dürfen ar-
beiten, wenn sie nicht mehr vollzeitschulpflichtig 
sind. Für sie sind die Arbeitszeiten strenger geregelt 
als für volljährige Beschäftige; pro Tag dürfen bei-
spielsweise in der Regel nur acht Stunden gearbei-
tet werden (§ 8 JArbSchG; siehe auch Industrie- und 
Handelskammer für die Pfalz 2017).
Aufenthaltsrecht durch Arbeit und Ausbildung
Während in der Regel der Aufenthaltsstatus darüber 
bestimmt, ob und wie eine Person arbeiten darf, gibt 
es auch Möglichkeiten, durch die Ausübung einer 
Arbeit oder durch die Aufnahme einer Ausbildung 
ein Aufenthaltsrecht oder eine Duldung zu bekom-
men. Diese Möglichkeiten, zu denen die 2015 einge-
führte Ausbildungsduldung gehört, werden in Kapi-
tel 5 näher beschrieben.
4.3.2 Förderung und Unterstützung 
beim Übergang in Ausbildung und 
Beschäftigung
Insbesondere in den letzten Jahren sind eine Viel-
zahl an Maßnahmen und Projekten entstanden, die 
sich speziell an junge Geflüchtete richten und sie 
beim Übergang in eine Berufsausbildung begleiten 
sollen. Zur Berufsorientierung und zur Vorbereitung 
auf eine Ausbildung gibt es außerdem zahlreiche 
Angebote vor allem in Berufsschulen, wie etwa das 
Berufsvorbereitungsjahr oder die Einstiegsqualifizie-
rung, bei der betriebliche Praktika mit Sprach- und 
Sachunterricht verbunden werden. Inwiefern UM 
Zugang zu diesen verschiedenen Angeboten sowie 
zu finanzieller Förderung währenddessen haben, 
hängt häufig von ihrem Aufenthaltsstatus ab. Da 
neben den bundesweiten Programmen und Maß-
nahmen auch zahlreiche Angebote von den Bun-
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desländern oder Kommunen oder von zivilgesell-
schaftlichen Akteuren wie NGOs oder Stiftungen 
bestehen, kann die folgende Übersicht nur eine Aus-
wahl an bundesweit angebotenen Maßnahmen und 
Programmen darstellen.
Allgemeine Beratungs- und 
Unterstützungsangebote für Minderjährige und 
junge Geflüchtete 
Werden UM nach den Maßgaben des SGB VIII un-
tergebracht, versorgt und betreut, werden sie an 
mehreren Stellen individuell beraten (in der Unter-
bringung, durch den Vormund, im Hilfeplanverfah-
ren). Diese Beratung kann auch die Perspektive für 
die Aufnahme einer Ausbildung oder Beschäftigung 
beinhalten. 
Daneben gibt es mit den bundesweit über 450 vom 
BMFSFJ geförderten Jugendmigrationsdiensten 
(JMD) ein spezielles Angebot für Jugendliche und 
junge Erwachsene mit Migrationshintergrund im 
Alter von 12 bis 27 Jahren, das individuelle Beratung 
beinhaltet und dabei mit Schulen, Ausbildungsbe-
trieben, Integrationskursträgern und anderen Ein-
richtungen der Jugendhilfe zusammen arbeitet (JMD 
2017). Im Rahmen des Modellprojekts ‚jmd2start – 
Begleitung für junge Flüchtlinge im Jugendmigrati-
onsdienst‘ wurde das Beratungsangebot ab Septem-
ber 2015 zunächst an 24 Modellstandorten und ab 
2017 flächendeckend für alle jungen Geflüchteten 
geöffnet, die sich rechtmäßig oder aufgrund einer 
ausländerrechtlichen Duldung in Deutschland auf-
halten (BMFSFJ 2017c). Neben der Beratung an über 
450 Standorten bieten die JMD auch eine Online-
Beratung an.33 
Initiativen und Projekte zu Berufsintegration und 
Ausbildung für junge Geflüchtete
Eine bundesweit angebotene Initiative zur Unter-
stützung von jungen Geflüchteten bei der Berufso-
rientierung und der Aufnahme einer Berufsausbil-
dung ist ‚Wege in Ausbildung für Flüchtlinge‘. Die 
Initiative wurde im Februar 2016 vom Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung (BMBF), der 
Bundesagentur für Arbeit und dem Zentralverband 
des Deutschen Handwerks gestartet (BMBF 2016a). 
Ziel ist es, Geflüchtete unter 25 Jahren mithilfe eines 
dreistufigen Programms dabei zu unterstützen, eine 
Ausbildung im Handwerk aufzunehmen (BMBF 
2017). Teilnehmen darf, wer einen Integrationskurs 
oder einen vergleichbaren Sprachkurs, z. B. durch 
Angebote an Schulen absolviert hat, die Vollzeit-
schulpflicht erfüllt und Zugang zum Arbeitsmarkt 
hat (siehe dazu Kap. 4.3.1; BA 2016: 1). Die einzel-
nen Stufen können auch ohne die jeweils anderen 
absolviert werden (BMBF 2017). Die erste Stufe des 
Programms ist die Teilnahme an der BA-Maßnahme 
‚Perspektiven für junge Flüchtlinge im Handwerk‘ 
(PerjuF-H). Die Maßnahme dauert vier bis sechs Mo-
nate und beinhaltet berufsbezogenen Sprachunter-
richt, eine Analyse der Fähigkeiten und Integrati-
onshemmnisse der Teilnehmenden und eine erste 
Orientierung im Handwerk auch durch Einblick 
33 Die Online-Beratung ist unter www.jmd4you.de zu finden 
(16.01.2018).
Abbildung 2:  Initiative ‚Wege in Ausbildung für Flüchtlinge‘
Quelle: BAMF unter Verwendung von BMBF 2017.
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in Betriebe (BMBF 2017; BA 2016). In der zweiten 
Stufe nehmen die Jugendlichen an der Maßnahme 
‚Berufsorientierung für Flüchtlinge im Handwerk‘ 
teil. Diese dauert 13 Wochen, während derer bis zu 
drei Handwerksberufe in Werkstätten und Betrie-
ben kennengelernt werden können. Gleichzeitig fin-
det weiterhin berufsbezogener Deutschunterricht 
statt (BMBF 2016a). Die dritte Stufe schließlich ist 
die Aufnahme einer betrieblichen Ausbildung oder 
einer Einstiegsqualifizierung (BMBF 2017). Während 
der drei Stufen werden die Teilnehmenden sozial-
pädagogisch begleitet und können zusätzlich durch 
den Senior Experten Service betreut werden, der 
Fachleute im Ruhestand an die Teilnehmenden ver-
mittelt. Diese Fachleute unterstützen und begleiten 
die Teilnehmenden ehrenamtlich (BMBF 2017; siehe 
Abb.2).
Daneben gibt es weitere bundesweit angebotene 
Initiativen und Projekte, die entweder junge Ge-
flüchtete direkt fördern oder zum Aufbau von Inf-
rastruktur und Netzwerken beitragen. Im Folgen-
den werden einige davon exemplarisch dargestellt. 
Keine der Initiativen richtet sich explizit oder aus-
schließlich an UM, sondern an junge Geflüchtete 
im Allgemeinen. Weitere Maßnahmen, die sich an 
erwachsene Geflüchtete oder an Migrantinnen und 
Migrantinnen allgemein richten, werden nicht be-
rücksichtigt.
  Im Rahmen der Initiative ‚Bildungsketten‘ des 
BMBF, des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales (BMAS) und der BA werden zahlreiche 
Projekte in fünf Bundesländern34 gefördert, die 
berufliche Orientierung, Spracherwerb und Un-
terstützung bei Bürokratie und Konfliktbewälti-
gung bieten (BMBF o. J.). 
  Die etwa 150 ‚Willkommenslotsen‘, die auf eine 
Initiative des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Energie (BMWi) zurückgehen, beraten Un-
ternehmen bei der Besetzung von Ausbildungs- 
und Arbeitsplätzen mit Geflüchteten, und hel-
fen, geeignete Bewerberinnen und Bewerber zu 
finden. Die Willkommenslotsen sind beispiels-
weise an Handwerkskammern oder Industrie- 
und Handelskammern angesiedelt (EMN/BAMF 
2017: 55).
  Das Programm ‚Willkommen bei Freunden. 
Bündnisse für junge Flüchtlinge‘ der Deutschen 
Kinder- und Jugendstiftung und des BMFSFJ un-
terstützt und berät Kommunen darin, geflüch-
tete Kinder und Jugendliche aufzunehmen und 
34 Baden-Württemberg, Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen.
zu betreuen (siehe Kap. 3.5.2). Auch das BMBF 
fördert den Aufbau von kommunalen Struktu-
ren zur Koordination der Bildungs- und ande-
ren Integrationsangebote für Geflüchtete (BMBF 
2016b). 
Übergangsangebote der Bundesagentur für Arbeit 
zur Vorbereitung einer Ausbildung
Die Bundesagentur für Arbeit sieht eine Reihe an 
Fördermaßnahmen vor, die Jugendliche bei der Be-
rufsorientierung und beim Übergang von der Schule 
in die Ausbildung unterstützen sollen. Der Zugang 
zu diesen im Folgenden beschriebenen Unterstüt-
zungsmöglichkeiten für unbegleitete Minderjäh-
rige hängt einerseits von ihren persönlichen Vor-
aussetzungen ab, z. B. von ihren Sprachkenntnissen 
oder der bisherigen Schullaufbahn. Auf der anderen 
Seite ist der Zugang vor allem durch den aufent-
haltsrechtlichen Status und die sogenannte Bleibe-
perspektive (siehe Info-Box, Kap. 4.1.1) geprägt. UM 
mit einem Aufenthaltstitel als anerkannte Flücht-
linge oder subsidiär Schutzberechtigte haben zu 
allen Maßnahmen Zugang, sofern sie die allgemei-
nen Voraussetzungen erfüllen (Der Paritätische 
2017a: 50).
Berufseinstiegsbegleitung 
Die Berufseinstiegsbegleitung (BerB) ist eine indi-
viduelle Begleitung für Schülerinnen und Schüler, 
die voraussichtlich Schwierigkeiten beim Erreichen 
eines Schulabschlusses oder beim Übergang in die 
Ausbildung haben werden (Der Paritätische 2017a: 5; 
§ 49 SGB III). Die Maßnahme der Bundesagentur für 
Arbeit wird in der Regel in Kooperation mit Schu-
len angeboten. Durch regelmäßige und individu-
elle Beratung werden die Schülerinnen und Schü-
ler z. B. beim Erreichen des Schulabschlusses, bei 
der Berufsorientierung und Bewerbung oder beim 
Übergang zwischen Schulformen oder zur Ausbil-
dung unterstützt. Die Begleitung beginnt bereits im 
Schuljahr vor dem Schulabschlussjahr (Der Paritäti-
sche 2017a: 5). Es bestehen keine aufenthaltsrechtli-
chen Zugangsbeschränkungen.
Berufsvorbereitende Maßnahmen 
Ziel von Berufsvorbereitenden Maßnahmen (BvB) 
sind junge Menschen, die nicht mehr schulpflich-
tig sind und noch keinen Ausbildungsplatz gefun-
den haben. Die BvB richten sich nicht speziell an 
Geflüchtete, sondern stehen prinzipiell allen förde-
rungsbedürftigen Personen offen (vgl. § 51 SGB III). 
Sie sind eine Maßnahme der Bundesagentur für Ar-
beit. BvB dauern in der Regel bis zu zehn Monate, 
während derer sowohl Unterricht bei einem Bil-
63Integration von unbegleiteten Minderjährigen in Schulsystem und Arbeitsmarkt
dungsträger als auch Praktika in Betrieben stattfin-
den. Unter Umständen können die Teilnehmenden 
auch einen Hauptschulabschluss erwerben (BA o. J.).
Ob UM Zugang zu BvB haben, hängt von ihrem Auf-
enthaltsstatus ab: Haben sie einen Asylantrag ge-
stellt und aufgrund ihres Herkunftsstaates eine gute 
Bleibeperspektive, dann kann nach drei Monaten 
Aufenthalt eine BvB aufgenommen werden (§ 132 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB III). Asylantragstellende aus 
sicheren Herkunftsstaaten haben keinen Zugang 
(§ 132 Abs. 1 Satz 2 SGB III). Für alle anderen Asylan-
tragstellenden ist der Zugang nicht gesetzlich gere-
gelt, weshalb in der Praxis in der Regel kein Zugang 
besteht (IQ Netzwerk Niedersachen 2017). Personen 
mit Duldung haben erst nach sechs Jahren Aufent-
halt Zugang zu BvB (§ 132 Abs. 2 Nr. 2 SGB III).
Einstiegsqualifizierung 
Die Einstiegsqualifizierung (EQ) ist eine Art Vorstufe 
zur Ausbildung. Sie dauert sechs bis zwölf Monate, 
während derer die Teilnehmenden ein Praktikum in 
einem Betrieb machen und gleichzeitig den Fach-
unterricht des entsprechenden Berufes an einer Be-
rufsschule besuchen (Der Paritätische 2017a: 6). Sie 
richtet sich an junge Menschen, die bis zum 30. Sep-
tember eines Jahres keinen Ausbildungsplatz gefun-
den haben und an solche, die „noch nicht in vollem 
Umfang für eine Ausbildung geeignet oder lernbe-
einträchtigt und sozial benachteiligt sind“ (Der Pari-
tätische 2017a: 6; vgl. auch § 54a SGB III). Durch das 
längere Praktikum sollen einerseits die Jugendlichen 
einen Einblick in die Arbeit in einem Betrieb be-
kommen und an die Ausbildung herangeführt wer-
den; andererseits ermöglicht die EQ auch Betrieben, 
einen möglichen Auszubildenden über einen länge-
ren Zeitraum kennenzulernen.
UM mit Aufenthaltsgestattung oder Duldung kön-
nen eine EQ nach drei Monaten Aufenthalt aufneh-
men, wenn die Ausländerbehörde das erlaubt (siehe 
dazu Kap. 4.3.2). Ansonsten bestehen keine Zugangs-
beschränkungen zur EQ (Der Paritätische 2017a: 27). 
Ausbildungsbegleitende Hilfen und Assistierte 
Ausbildung
Ausbildungsbegleitende Hilfen (AbH) und das In-
strument der Assistierten Ausbildung (AsA) unter-
stützen lernbeeinträchtigte und sozial benachtei-
ligte Auszubildende durch zusätzliche Förderung in 
Lerngruppen, durch Einzelunterricht oder individu-
elle Betreuung (Der Paritätische 2017a: 6f.). Ausbil-
dungsbegleitende Hilfen schließen auch Teilneh-
mende einer EQ ein und können Sprachunterricht, 
fachpraktischer und –theoretischer Unterricht oder 
sozialpädagogische Begleitung sein (§ 75 Abs. 1 SGB 
III). Sie richten sich an Jugendliche, die die Ausbil-
dung oder EQ ohne die zusätzliche Förderung nicht 
aufnehmen, fortsetzen oder erfolgreich beenden 
könnten (§ 78 Abs. 1 SGB III). Eine „intensivere sowie 
kontinuierlichere Unterstützung“ mit ähnlichen In-
halten bieten die Maßnahmen der AsA, mit denen 
zusätzlich die Stabilisierung des Ausbildungsverhält-
nisses gewährleistet werden soll (BA 2015: 32). Au-
ßerdem bietet die AsA auch den Betrieben Unter-
stützung an, z. B. bei administrativen Aufgaben im 
Zusammenhang mit der Ausbildung (BA 2015: 8). 
Ähnlich wie bei den BvB hängt der Zugang von UM 
zu AbH und AsA von Aufenthaltsstatus und Bleibe-
perspektive ab: Asylantragstellende mit guter Blei-
beperspektive haben nach drei Monaten Zugang zu 
diesen Leistungen; Asylantragstellende aus sicheren 
Herkunftsstaaten haben keinen Zugang (§ 132 Abs. 1 
Nr. 1 SGB III). Für alle anderen Asylantragstellen-
den ist der Zugang nicht gesetzlich geregelt, weshalb 
in der Praxis in der Regel kein Zugang besteht (IQ 
Netzwerk Niedersachen 2017). Geduldete haben in 
der Regel nach zwölf Monaten Aufenthalt Zugang zu 
ausbildungsbegleitenden Hilfen und zur assistierten 
Ausbildung, wenn sie nicht einem Beschäftigungs-
verbot unterliegen (§ 132 Abs. 2 Nr. 1 SGB III, § 60a 
Abs. 6 AufenthG; siehe Kap. 4.3.2). 
Außerbetriebliche Ausbildung
Für Jugendliche und junge Erwachsene, die trotz 
der oben beschriebenen Förderungen keinen Aus-
bildungsplatz finden, kommt schließlich die außer-
betriebliche Ausbildung in Betracht (§ 76 SGB III). 
Diese wird im Gegensatz zur betrieblichen Ausbil-
dung ganz oder größtenteils durch staatliche Pro-
gramme finanziert. Sie besteht wie die duale Be-
rufsausbildung aus einem theoretischen Teil (in 
Berufsschulen) und einem praktischen Teil. Die au-
ßerbetriebliche Ausbildung kann in einem integra-
tiven oder einem kooperativen Modell stattfinden. 
Beim integrativen Modell übernimmt ein Bildungs-
träger die praktische Ausbildung, die durch be-
triebliche Phasen ergänzt wird. Beim kooperativen 
Modell findet die praktische Ausbildung in einem 
kooperierenden Betrieb statt. Ergänzend bietet ein 
Bildungsträger Stütz- und Förderunterricht, Prü-
fungsvorbereitung und Beratung an (Der Paritäti-
sche 2017a: 8).
Die außerbetriebliche Ausbildung kann nur von 
UM mit einem Aufenthaltstitel z. B. als anerkannte 
Flüchtlinge oder subsidiär Schutzberechtigte absol-
viert werden (vgl. Der Paritätische 2017a).
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Unterstützung durch die Jugendsozialarbeit
Nachrangig zu den Maßnahmen der Bundesagentur 
für Arbeit können UM unter Umständen Unterstüt-
zung durch geeignete sozialpädagogisch begleitete 
Ausbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen im 
Rahmen der Jugendsozialarbeit erhalten (§ 13 Abs. 2 
SGB VIII). Die konkrete Ausgestaltung solcher Hilfen 
gestaltet sich jedoch kommunal sehr unterschied-
lich (Der Paritätische 2017a: 14). 
4.3.3 Übergang in die Volljährigkeit 
Mit dem Übergang zur Volljährigkeit endet die Be-
rufsschulpflicht – es sei denn, die betroffene Person 
befindet sich zu dem Zeitpunkt in einer Ausbildung 
(Lex/Braun 2016: 26). Damit wird auch der Zugang 
zu Berufsschulen und den dort angebotenen berufs-
vorbereitenden Bildungsgängen deutlich erschwert 
(siehe Kap. 4.2.1; vgl. auch Deutscher Bundestag 
2017b: 77). Dies kann in der Praxis eine große He-
rausforderung sein, da es für UM „teils lange Vor-
laufzeiten mit ausbildungsvorbereitenden (Sprach )
Kursen, psychosozialer Stabilisierung und berufli-
cher Orientierung“ braucht, bis eine Ausbildung auf-
genommen werden kann (Bauer/Schreyer 2016: 6). 
Häufig endet die Schulpflicht, bevor die jungen Er-
wachsenen diesen Stabilisierungs- und Orientie-
rungsprozess durchlaufen haben. Die Übergangsan-
gebote der Bundesagentur für Arbeit stehen zwar 
auch jungen Volljährigen offen, können aber oft 
nicht dieselbe Stabilität bieten wie etwa ein regulä-
rer Schulbesuch.
Mit dem Übergang zur Volljährigkeit endet oft auch 
die Unterbringung und Versorgung durch die Ju-
gendhilfe (siehe Kap. 3.1.2). Damit sind junge Voll-
jährige für die Sicherung ihres Lebensunterhalts auf 
andere Sozialleistungen bzw. auf ein Einkommen 
durch Erwerbstätigkeit angewiesen. Wenn sie eine 
Ausbildung absolvieren oder eine Schule besuchen, 
können junge Volljährige unter Umständen finanzi-
elle Unterstützung durch die Berufsausbildungsbei-
hilfe oder das Bundesausbildungsförderungsgesetz 
(BAFöG) erhalten. Dies hängt jedoch von ihrem Auf-
enthaltsstatus und der Aufenthaltsdauer ab (siehe 
Der Paritätische 2017a).
4.3.4 Erkenntnisse zur Ausbildungs- und 
Arbeitsmarktsituation von unbegleiteten 
Minderjährigen 
Qualität der Unterstützungsangebote
Insbesondere in den letzten Jahren ist das Ange-
bot an spezifischen Fördermaßnahmen gewachsen, 
gleichzeitig wurde der Zugang für bestimmte Grup-
pen von Geflüchteten zu diesen Maßnahmen er-
leichtert. Der Zugang zu Ausbildungsplätzen und zu 
entsprechenden Förderangeboten und die Qualität 
dieser Angebote hängen von verschiedenen Fakto-
ren ab:
  Das Angebot an freien Ausbildungsplätzen ist 
regional und je nach Beruf sehr unterschiedlich 
(BA 2018). Somit kann es vorkommen, dass in 
einer Region zwar Ausbildungsangebote vorhan-
den sind, die aber nicht den Wünschen und Fä-
higkeiten der dort wohnenden UM und jungen 
Volljährigen entsprechen. Gleichzeitig haben UM 
aufgrund des Verteilverfahrens und möglicher 
weiterer wohnsitzrechtlicher Beschränkungen 
oft keinen Einfluss darauf, wo sie untergebracht 
werden (Bauer/Schreyer 2016: 6).
  Die Rechtslage beim Zugang zum Arbeits-
markt und zu Förderinstrumenten hat sich in 
den letzten Jahren mehrfach geändert, und Ihre 
Komplexität wird selbst von Fachexpertinnen 
und -experten als besonders fordernd beschrie-
ben. Dies stellt auch für potentielle Ausbildungs-
betriebe und für junge Geflüchtete eine große 
Herausforderung dar (Bauer/Schreyer 2016: 6). 
  Die schulischen Übergangsmodelle und die 
Förderungsangebote unterscheiden sich je nach 
Bundesland, was auch bedeuten kann, dass die 
Qualität der beruflichen Bildung sich je nach 
Bundesland unterscheidet (vgl. Bauer/Schreyer 
2016: 6; siehe Kap. 4.2.3).
Auswirkungen von Ausbildungs- und 
Arbeitsmarktzugang auf die Integration
Genau wie die schulische und sprachliche Bildung 
wird auch die berufliche Ausbildung als zentrales 
Element der gesellschaftlichen Integration ange-
sehen. Laut dem Bericht der Bundesregierung zu 
UM gehören das „Erlernen der deutschen Sprache, 
schnelle Bildungsteilnahme in Form von Schulbesu-
chen oder Berufsvorbereitungen und schnellstmög-
licher Zugang zum Ausbildungs- bzw. Arbeitsmarkt 
sowie damit einhergehend die Möglichkeit, Geld zu 
verdienen“ zu den am häufigsten geäußerten Wün-
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schen von UM (Deutscher Bundestag 2017b: 56). 
Eine Berufsausbildung ermöglicht es jungen Ge-
flüchteten zudem, für ihren eigenen Lebensunter-
halt zu sorgen. 
„Die Kontakte im Betrieb erleichtern es, Deutsch 
zu lernen und persönliche Kontakte aufzubauen. 
Das trägt vor allem zur Anerkennung der Flücht-
linge als vollwertige Mitglieder der Gesellschaft 
bei. Für den Staat bedeutet ein möglichst früher 
Berufseinstieg von Flüchtlingen außerdem eine 
finanzielle Entlastung. Dies wiederum fördert die 
Akzeptanz des Flüchtlingszuzugs bei der Bevöl-
kerung. Auch die Wirtschaft hat starkes Interesse 
an dem Potenzial an Arbeitskräften und Auszu-
bildenden. Der Zuzug gerade junger Flüchtlinge 
wird hier als Chance gesehen, zugleich aber auch 
als große Herausforderung“ (Langenfeld 2016). 
Neben der Wichtigkeit von beruflichen Kenntnis-
sen für die Integration wird an verschiedenen Stel-
len auch betont, dass diese auch für eine eventuelle 
Rückkehr ins Herkunftsland und eine Reintegra-
tion dort von Nutzen sein können (Bauer/Schreyer 
2016: 8). Damit wird die Forderung begründet, Bil-
dungsmaßnahmen nicht vom Aufenthaltsstatus ab-
hängig zu machen.
4.4 Herausforderungen und 
Maßnahmen
Die besonders hohe Zuwanderung von UM und 
anderen jugendlichen Geflüchteten von 2014 bis 
2016 stellte die Schulen, Arbeitsagenturen und Aus-
bildungsbetriebe vor große Herausforderungen. 
Gleichzeitig führte sie zu einer Vervielfachung an 
Maßnahmen, Initiativen und Projekten und brachte 
damit einen Innovationsschub in diesem Bereich 
mit sich. Einigen der Herausforderungen konnte 
dadurch inzwischen effektiv entgegengewirkt wer-
den. Andere Herausforderungen sind strukturelle-
rer Natur und werden deshalb wohl auch in Zukunft 
bestehen bleiben.
4.4.1 Herausforderungen
Insbesondere zur Zeit des plötzlichen starken An-
stiegs der Zuzugszahlen Geflüchteter nach Deutsch-
land gab es vielfach Kapazitätsprobleme an Schu-
len, da viele Schulen noch über keine spezifischen 
Lehrangebote verfügten oder schlicht nicht genü-
gend Schulplätze zur Verfügung standen. Damals 
besonders akut, aber heute teilweise immer noch 
vorhanden, ist zudem der Mangel an geschultem 
Fachpersonal (siehe Kap. 4.2.6). Engpässe gab es auch 
bei den Angeboten zur beruflichen Qualifizierung 
(Lex/Braun 2016: 33). Nach Auffassung der Bundes-
länder besteht auch weiterhin Verbesserungsbedarf 
bei den Angeboten zur Gestaltung des Übergangs 
von der Schule in den Beruf (Deutscher Bundestag 
2017b: 11). „Dabei bedarf es auch einer besseren Er-
fassung des Bildungs- und Berufsstands sowie vor-
handener Kompetenzen der UMA, um darüber auch 
den Zugang zum Arbeitsmarkt zu ermöglichen und 
Perspektiven zu schaffen“ (ebd.).
Daneben gibt es eine Reihe von Herausforderungen, 
die sich aus der spezifischen Situation junger Ge-
flüchteter ergeben:
  Mangelnde Sprachkenntnisse stellen häufig ein 
Hindernis dar, sowohl für die Aufnahme einer 
Ausbildung als auch für die erfolgreiche Absol-
vierung (Deutscher Bundestag 2017b: 11; Lech-
ner/Huber 2017: 60).
  Die Abhängigkeit des Zugangs zu Ausbildung 
und Sprachförderung von Aufenthaltsstatus 
und Bleibeperspektive ist für alle jungen Ge-
flüchteten eine Herausforderung, da sich mit 
jeder Veränderung im Aufenthaltsstatus (z. B. 
Stellen eines Asylantrages, Gewährung eines Auf-
enthaltstitels, Ablehnung des Antrags) die recht-
lichen Vorgaben ändern. Insbesondere junge 
Menschen aus sicheren Herkunftsstaaten haben 
große Schwierigkeiten, Zugang zu Schule oder 
Ausbildung zu bekommen (Deutscher Bundestag 
2017b: 77). Für diese Gruppe wurden in den letz-
ten Jahren zusätzliche Hürden geschaffen, wäh-
rend der Zugang für Geflüchtete mit guter Blei-
beperspektive vielfach erleichtert wurde (Lex/
Braun 2016: 34). 
  Die aufenthaltsrechtliche Unsicherheit insbe-
sondere von jungen Geflüchteten mit einer Auf-
enthaltsgestattung oder einer Duldung ist nicht 
nur für die Geflüchteten selbst eine Hürde, son-
dern auch für die Ausbildungsbetriebe. Sie kann 
die Suche nach einem Ausbildungsplatz deutlich 
erschweren (vgl. Lechner/Huber 2017: 64).
  Ein Ausbildungs- oder Arbeitsplatz kann die Vo-
raussetzung dafür sein, dass für junge volljäh-
rige Geflüchtete ein Bleiberecht in Frage kommt 
(vgl. Kap. 5.4). Dies führt jedoch auch dazu, dass 
sich junge Geflüchtete in Schule und Ausbildung 
einer großen Erwartungshaltung seitens der Be-
triebe und der Gesellschaft im Allgemeinen und 
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einem hohen Leistungsdruck ausgesetzt sehen 
(Lex/Braun 2016: 34; Bauer/Schreyer 2016: 6). Die 
Motivation, möglichst schnell eigenes Geld zu 
verdienen, kann ebenfalls zu diesem Druck bei-
tragen (Lex/Braun 2016: 34) und gleichzeitig die 
Motivation für eine mehrjährige Berufsausbil-
dung verringern (Bauer/Schreyer 2016: 5).
  Die Anerkennung ausländischer Schulab-
schlüsse kann ein wesentlicher Schritt sein, um 
eine der Qualifikation entsprechende Ausbil-
dung zu beginnen. Häufig wird ein Antrag auf 
Anerkennung jedoch nicht gestellt (Lex/Braun 
2016: 34) oder die Anerkennung scheitert an bü-
rokratischen Hürden.
  Das fehlende Wissen über und die mangelnde 
Anerkennung des dualen Ausbildungssystems 
bei jungen Geflüchteten sehen verschiedene Stu-
dien als eine Herausforderung an. So sei in vielen 
Herkunftsländern von Geflüchteten die gesell-
schaftliche Anerkennung für eine betriebliche 
Ausbildung gering und ein dem deutschen ähnli-
ches Ausbildungssystem nicht vorhanden (Sto-
ewe 2017: 40). Auch der Wunsch, Geld zu ver-
dienen, führt dazu, dass junge Geflüchtete eine 
unqualifizierte Beschäftigung einer Ausbildung 
vorziehen (Anderson 2016: 35; siehe Kap. 4.2.6).
4.4.2 Maßnahmen
Die zahlreichen neu entstandenen oder ausgebau-
ten Maßnahmen an Schulen, die oben beschriebe-
nen Angebote der Bundesagentur für Arbeit sowie 
die zahlreichen weiteren Initiativen von Ländern, 
Kommunen, Wirtschaftsverbänden und anderen zi-
vilgesellschaftlichen Akteuren helfen, Defizite bei 
den Deutschkenntnissen und auch bei den fachli-
chen Kenntnissen auszugleichen und damit den Zu-
gang für junge Geflüchtete zu einer Ausbildung oder 
zum Arbeitsmarkt zu erleichtern. Dabei wurde in 
den letzten Jahren nicht nur die Zahl der Angebote 
erhöht, es wurden auch zahlreiche Angebote für 
spezifische Zielgruppen geschaffen, etwa für junge 
Volljährige, wenngleich solche Angebote nach wie 
vor nicht bundesweit zur Verfügung stehen, son-
dern häufig als Modellprojekte in einzelnen Bundes-
ländern der Kommunen durchgeführt werden (vgl. 
Kap. 4.2.3). Mit Blick auf die aufenthaltsrechtliche 
Unsicherheit sollte auch und insbesondere für die 
Ausbildungsbetriebe durch die Einführung des An-
spruchs auf eine Duldung während der Ausbildung 
(siehe Kap. 5.4.1) die Planungssicherheit erhöht und 
damit eine Hürde bei der Beschäftigung von Ge-
flüchteten abgebaut werden. Inwiefern die Regelung 
in der Praxis zu einer häufigeren Gewährung eines 
Bleiberechts oder zu einer Erhöhung der Anzahl 
der Auszubildenden beiträgt, lässt sich jedoch nicht 
sagen, da die Umsetzung in den Bundesländern un-
terschiedlich gehandhabt wird und es hierzu keine 
präzisen Daten gibt (vgl. Kap. 5.4.1).
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Rückkehr und Bleiberechtsregelungen 
für unbegleitete Minderjährige
5
Insbesondere die Übergabe an ein Familienmit-
glied oder eine sorgeberechtigte Person ist in der 
Praxis oft schwer zu organisieren (Koepf/Reckhaus 
2016: 25). Zudem kommt es eher selten vor, dass 
UM freiwillig zurückkehren möchten, auch wenn 
es durchaus solche Einzelfälle gibt. Im Jahr 2017 
sind 80 unbegleitete Minderjährige mit dem REAG/
GARP-Programm ausgereist, 2016 waren es 170 Aus-
reisen (Hoffmeyer-Zlotnik 2017: 45). Die beiden häu-
figsten Staatsangehörigkeiten waren 2017 Albanien 
(31 Ausreisen) und Afghanistan (21 Ausreisen).
5.1.2 Abschiebung
Wenn eine bzw. ein UM zur Ausreise verpflichtet 
ist, etwa weil der Asylantrag abgelehnt wurde, ist 
eine Abschiebung rechtlich grundsätzlich möglich. 
Vor der Einleitung konkreter Maßnahmen zur Ab-
schiebung muss sich die Ausländerbehörde jedoch 
entsprechend der Vorgaben der EU-Rückführungs-
richtlinie37 vergewissern, dass die Übergabe sowie 
Betreuung der Minderjährigen im Rückkehrstaat 
durch ein Familienmitglied, eine sorgeberechtigte 
Person oder eine geeignete Aufnahmeeinrichtung 
sichergestellt ist (§ 58 Abs. 1a AufenthG). Werden 
UM an der Grenze aufgegriffen, so gilt dasselbe für 
die Grenzpolizeibehörden, bevor eine Zurückwei-
sung an der Grenze oder eine Zurückschiebung 
wegen unerlaubter Einreise38 vorgenommen wer-
den kann (Deutscher Bundestag 2015a: 25). Kann die 
Übergabe nicht gewährleistet werden, so liegt ein 
rechtliches Abschiebungshindernis vor und die Aus-
länderbehörde muss eine Duldung ausstellen (Mül-
ler 2014: 31). In der Regel wird die Duldung bis zur 
Volljährigkeit gewährt. 
Die Kontaktaufnahme mit Sorgeberechtigten im 
Zielstaat gestaltet sich oft schwierig (EMN 2017b), 
37 Richtlinie 2008/115/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 16. Dezember 2008 über gemeinsame Normen 
und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal 
aufhältiger Drittstaatsangehöriger.
38 Zu den Begrifflichkeiten vgl. Hoffmeyer-Zlotnik 2017: 19.
5.1 Rechtliche 
Rahmenbedingungen und 
Organisation von Rückkehr 
Eine Rückkehr in das Herkunftsland oder in einen 
anderen Staat kann rechtlich sowohl freiwillig als 
auch zwangsweise erfolgen. In Bezug auf die Rück-
kehr von UM gibt es explizite rechtliche Regelun-
gen jedoch nur für die Abschiebung; die freiwillige 
Rückkehr ist im Aufenthaltsrecht nicht geregelt.
5.1.1 Freiwillige Rückkehr
Eine freiwillige Rückkehr ist für UM nur möglich, 
wenn der Vormund zustimmt. Der Vormund unter-
stützt bei allen organisatorischen Fragen zur Rück-
kehr. Die Ausländerbehörde ist dafür zuständig, die 
Grenzübertrittsbescheinigung auszuhändigen, die 
bei der Ausreise abgegeben wird, um diese nach-
zuweisen, und unterstützt wenn nötig bei der Be-
schaffung von Reisedokumenten35 (Koepf/Reckhaus 
2016: 25). Hierzu können sich die betroffenen Perso-
nen auch direkt an die Botschaften ihrer Herkunfts-
länder richten.
Rückkehrberatungsstellen oder die Ausländerbe-
hörde können Möglichkeiten für eine Förderung der 
Rückkehr aufzeigen. Das REAG/GARP36-Programm 
zur Förderung der freiwilligen Ausreise steht z. B. 
UM offen, „wenn sich mindestens ein Elternteil oder 
ein bestellter Vormund mit der Beförderung schrift-
lich einverstanden erklärt. Minderjährige müssen 
am Ankunftsort im Zielland von einem Elternteil 
oder von einer von den Eltern oder dem Vormund 
schriftlich bevollmächtigten Person abgeholt wer-
den“ (IOM 2018). 
35 Genaueres zur Beschaffung von Reisedokumenten siehe 
Hoffmeyer-Zlotnik 2017: 34f. 
36 REAG: Reintegration and Emigration Program for Asylum 
Seekers in Germany; GARP: Government Assisted Repatriati-
on Program.
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weshalb eine Abschiebung nur in seltenen Ausnah-
mefällen droht (Espenhorst/Noske 2017b: 64f.). Ei-
nige Bundesländer ziehen Abschiebungen von UM 
schon aus grundsätzlichen Erwägungen nicht in 
Betracht (Deutscher Bundestag 2016a: 82ff.). Von 
Anfang 2015 bis Ende 2017 fanden keine Abschie-
bungen statt, es hat aber Zurückweisungen an der 
Grenze und Zurückschiebungen sowie Überstel-
lungen im Rahmen der Dublin-Verordnung (VO 
(EU) 604/2013)39 gegeben (vgl. Deutscher Bundes-
tag 2016b, 2017a, 2017c).40 So fanden 2017 171 Zu-
rückweisungen an der Grenze und 66 Zurückschie-
bungen von allein reisenden Minderjährigen statt 
(2016: 620 Zurückweisungen, 29 Zurückschiebun-
gen; Deutscher Bundestag 2018c: 29). Im Rahmen 
des Dublin-Verfahrens fanden 1.280 Überstellungen 
von Minderjährigen statt, wobei diese Zahl beglei-
39 Verordnung (EU) 604/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien 
und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für 
die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder 
Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf 
internationalen Schutz zuständig ist (Neufassung).
40 Für die Jahre 2010-2014 vgl. Deutscher Bundestag 2015a: 26f.
tete Minderjährige einschließt (Deutscher Bundes-
tag 2018c: 14).41
5.1.3 Maßgebliche Behörden und 
Organisationen 
Das BAMF entscheidet zwar über die Asylanträge 
von UM; für die aufenthaltsrechtlichen Folgen der 
Entscheidung und für die Organisation der Rück-
kehr sind jedoch die Ausländerbehörden zuständig. 
Daneben gibt es eine Reihe weiterer Organisationen, 
die für Fragen rund um die Rückkehr von UM eine 
Rolle spielen. Tabelle 14 gibt hierzu einen Überblick.
41 Dublin-Überstellungen von Minderjährigen sind nur zulässig, 
wenn sie dem Kindeswohl dienen. In der Regel werden Min-
derjährige nur überstellt, wenn sich in dem Ziel-Mitgliedstaat 
Verwandte befinden (Art. 8 VO(EU) 604/2013).
Tabelle 14:  Maßgebliche Behörden und Organisationen bei der Rückkehr von unbegleiteten Minderjährigen
Name der Behörde oder 
Organisation
Kurzbeschreibung Wichtigste Aufgaben und Verantwortlichkeiten bei 
der Rückkehr von unbegleiteten Minderjährigen
Bundesamt für Migra- 
tion und Flüchtlinge
Zuständige Bundesbehörde für die Durchführung 
des Asylverfahrens inklusive des Dublin-Verfahrens 
mit weiteren Zuständigkeiten u. a. im Bereich Rück-
kehr, darunter Koordinierung des Rückkehrförder-
programms REAG/GARP
  Entscheidung über Asylanträge, 
  Androhung der Abschiebung bei Ablehnung des 
Asylantrags, 
  Koordination des Bund-Länder-Programms REAG/
GARP, des Bundesprogramms StarthilfePlus und 
Bewilligung von Förderanträgen im Rahmen des 
ERIN-Reintegrationsprogramms, 
  Bereitstellung von Informationen zur freiwilligen 
Rückkehr
Ausländerbehörden und 
zentrale Ausländerbe-
hörden
Auf Kommunal- und Bundeslandebene organisierte 
Behörden, zuständig für alle aufenthaltsrechtlichen 
Maßnahmen
  I. d. R. Gewährung der Duldung bis zur Volljährig-
keit, 
  Androhung der Abschiebung, wenn kein Aufent-
haltsrecht besteht, 
  Organisation der Abschiebung und der freiwilligen 
Rückkehr
Rückkehrberatungs-
stellen
Beratungsstellen von staatlichen oder zivilgesell-
schaftlichen Organisationen bzw. Wohlfahrtsver-
bänden
  Beratung zu den aufenthaltsrechtlichen Perspekti-
ven und Möglichkeiten der geförderten freiwilligen 
Rückkehr (siehe Grote 2015: 34ff.)
Internationale Organisa-
tion für Migration
UN-Organisation, IOM Deutschland als projekt-
durchführende Organisation des REAG/GARP Pro-
gramms 
  Bearbeitung bzw. Bewilligung der REAG/GARP An-
träge und weiterer Reintegrationsprogramme, 
  Bereitstellung von Informationen zur freiwilligen 
Rückkehr
Jugendämter Kommunale Behörden; zuständig für alle Maßnah-
men der Kinder- und Jugendhilfe
  Vertretung des Kindeswohls auch bei Fragen bezüg-
lich Rückkehr 
Vormünder Personensorge und rechtliche Vertretung des UM 
(siehe Kap. 3.4), Aufenthaltsbestimmungsrecht 
  Zustimmung zur freiwilligen Rückkehr, 
  ggf. Einlegung von Rechtsmitteln gegen eine dro-
hende Abschiebung 
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5.1.4 Bestimmung des Kindeswohls bei 
Rückkehrmaßnahmen
Aus aufenthaltsrechtlicher Sicht wird der Bestim-
mung des Kindeswohls durch die Vergewisserungs-
pflicht (Kap. 5.1.2) genüge getan. Wenn die Aus-
länderbehörde prüft, ob eine Rückkehr möglich 
ist, findet in der Regel eine Abstimmung mit dem 
zuständigen Jugendamt oder mit dem Vormund 
der betroffenen UM statt (Deutscher Bundestag 
2016a: 82ff.).
Innerhalb der Jugendhilfe gibt es kein geregeltes 
Verfahren zum Umgang mit einer möglichen Rück-
kehr. Die Option einer freiwilligen Rückkehr kann 
aber Teil des Hilfeplanverfahrens sein, wenn es im 
konkreten Fall für die betroffene Person in Betracht 
kommt (z. B. weil nur geringe Chancen auf ein Blei-
berecht bestehen oder der bzw. die UM freiwillig zu-
rückkehren möchte). Der Vormund kann gegen eine 
drohende Abschiebung für die oder den UM Rechts-
mittel einlegen. Ferner können Vormünder oder 
Jugendämter die Ausländerbehörden durch Stel-
lungnahmen über möglicherweise bestehende Ab-
schiebungshindernisse informieren.
5.1.5 Zeitrahmen für die Rückkehr von 
unbegleiteten Minderjährigen
Es kann nicht generell gesagt werden, wie viel Zeit 
von einer negativen Entscheidung über den Aufent-
haltsstatus eines UM bis zur tatsächlichen Rückkehr 
vergeht. Dies liegt vor allem daran, dass während 
der Minderjährigkeit in der Regel Abschiebungs-
schutz besteht und die betroffenen Jugendlichen 
teilweise erst bei Erreichen der Volljährigkeit einen 
Antrag auf Asyl oder die Gewährung eines Aufent-
haltsrechts aus einem anderen Grund stellen. Wird 
der Antrag abgelehnt, so hängt es von einer Viel-
zahl von Faktoren ab, wie lange es bis zu einer even-
tuellen Rückkehr dauert, oder ob es überhaupt zu 
einer Rückkehr kommt. Dazu gehören die Dauer 
der Beschaffung von Reisedokumenten, die Dauer 
der Organisation der Ausreise, die Dauer des Vor-
aufenthalts und die Erbringung von sog. Integra-
tionsleistungen währenddessen, die eventuell ein 
Bleiberecht ermöglichen (z. B. Schulbesuch oder 
Ausbildung, siehe Kap. 5.4).
5.2 Unterstützung während 
und nach der Rückkehr
5.2.1 Unterstützung während der Rückkehr
Ob es nach der Rückkehr spezielle Unterstützung 
für zurückgekehrte UM gibt und wie diese Unter-
stützung konkret aussieht, ist von Fall zu Fall un-
terschiedlich, denn die Praxis der Bundesländer 
und der jeweiligen Ausländerbehörden bezüglich 
der Unterstützungsgewährung ist nicht einheit-
lich geregelt. Grundsätzlich sind die Ausländerbe-
hörden dafür verantwortlich, dass im Zielland die 
Übergabe an Familienangehörige, sonstige Sorge-
berechtigte oder an eine geeignete Aufnahmeein-
richtung sichergestellt ist (siehe Kap. 5.1). Welche 
Standards eine „geeignete Aufnahmeeinrichtung“ 
erfüllen muss, kann nicht allgemein gesagt werden, 
da Abschiebungen von UM äußerst selten sind und 
sich dementsprechend keine Praxis oder Rechtspre-
chung herausgebildet hat. 
Die Bundespolizei kann bei der Suche nach Angehö-
rigen im Ausland unterstützen (Espenhorst/Noske 
2017b: 70), ebenso wie der Internationale Sozial-
dienst oder das Auswärtige Amt, dessen Auslands-
vertretungen teilweise auch die Empfangnahme im 
Zielstaat organisieren (Hoffmeyer-Zlotnik 2017: 45). 
Bei einer freiwilligen Rückkehr über REAG/GARP 
unterstützt die IOM-Mission im Zielstaat bereits 
vor der eigentlichen Rückkehr bei der Suche nach 
Familienangehörigen von UM (EMN 2017b). Dane-
ben kann eine Unterstützung am Ankunftsflughafen 
(sog. reception assistance) bewilligt werden. Diese 
umfasst die Abholung am Gate, Einreisekontrollen 
usw. bis zur Übergabe an die zur Abholung bevoll-
mächtigte Person.
5.2.2 Reintegrationsprojekte für unbegleitete 
Minderjährige
Die auf Bundesebene geförderten Reintegrations-
programme42 stehen auch Minderjährigen offen, 
sind aber nicht speziell auf sie ausgerichtet. Im Re-
integrationsprogramm ERIN, das Unterstützungs-
leistungen für 15 Zielstaaten anbietet, gelten UM als 
42 Eine Übersicht der Rückkehr- und Reintegrationsangebote 
sowie der Rückkehrberatungsstellen in Deutschland findet 
sich unter www.returningfromgermany.de. 
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vulnerable Gruppe und erhalten zusätzliche För-
derung (BAMF 2018b). Zu den möglichen Leistun-
gen im Rahmen des ERIN-Programms gehören eine 
Empfangnahme bei Ankunft, Hilfe bei der Suche 
nach Familienangehörigen, berufliche Qualifizie-
rungsmaßnahmen, Hilfe bei der Arbeitsplatzsu-
che, Unterstützung bei einer Geschäftsgründung 
sowie Hilfe bei der schulischen Reintegration und 
bei sozialen, medizinischen und rechtlichen Ange-
legenheiten (BAMF 2018b). Im Rückkehr- und Re-
integrationsprojekt URA im Kosovo können UM 
ebenfalls unterstützt werden. Das Projekt bietet So-
zialberatung, Arbeitsvermittlung und psychologi-
sche Betreuung sowie finanzielle Soforthilfen und 
längerfristige Reintegrationsangebote für Rück-
kehrerinnen und Rückkehrer an (vgl. BAMF 2017c). 
Ein besonderer Schwerpunkt ist die Unterstützung 
bei der schulischen Reintegration (einschließlich 
gegebenenfalls erforderlichem Sprachunterricht). 
Schließlich können zurückgekehrte Jugendliche in 
bestimmten Ländern von den Beratungs- und Un-
terstützungsangeboten der Deutschen Informati-
onspunkte Migration, Ausbildung, Karriere (DIMAK) 
profitieren, die im Auftrag des Ministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ) im Kosovo, in Serbien und in Albanien ein-
gerichtet wurden. Ähnliche Beratungszentren gibt 
es auch in Marokko und Tunesien (vgl. BAMF/IOM 
o. J.). Die Reintegrationsangebote stehen sowohl 
freiwillig zurückgekehrten als auch abgeschobenen 
Personen offen.
5.3 Übergang zur Volljährigkeit 
und Rückkehr
Mit dem Erreichen der Volljährigkeit enden auch die 
Schutzgarantien, die UM in der Regel vor Abschie-
bung schützen (vgl. Kap. 5.1). Der Aufenthaltssta-
tus wird damit zentral, und bei jungen Volljährigen 
ohne Aufenthaltsrecht ist die zuständige Auslän-
derbehörde grundsätzlich verpflichtet, Schritte zur 
Vorbereitung der Rückkehr einzuleiten. Ab Eintritt 
der Volljährigkeit sind die betroffenen Jugendlichen 
auch verpflichtet, bei der Beschaffung von Reisedo-
kumenten (z. B. Reisepass oder Passersatzpapiere) 
mitzuwirken (§ 82 Abs. 4 AufenthG).
Weder von Seiten der Ausländerbehörden noch von 
Seiten der Jugendämter gibt es gesetzliche Vorga-
ben, wie UM auf den Übergang zur Volljährigkeit 
vorbereitet werden. Die Jugendämter können den 
Übergangsprozess jedoch im Rahmen der Hilfe-
plangespräche begleiten, auch Betreuerinnen und 
Betreuer vor Ort oder die Vormünder können beim 
Übergang beratend und begleitend zur Seite stehen 
(vgl. Kap. 3.2.10). Eine frühzeitige Vorbereitung auf 
die Volljährigkeit ist vor allem dann wichtig, wenn 
ein Bleiberecht außerhalb des Verfahrens angestrebt 
wird. Ein solches kann sich z. B. durch die Aufnahme 
einer Ausbildung oder durch langjährigen Schulbe-
such ergeben (vgl. Kap. 5.4).
5.4 Alternativen zur Rückkehr: 
Aufenthaltsrecht durch 
Arbeit und Ausbildung
UM, die keinen Asylantrag stellen oder deren Asyl-
antrag abgelehnt wurde, erhalten in der Regel eine 
Duldung. Der spezifische Duldungsgrund für Min-
derjährige endet mit der Volljährigkeit. Ausreise-
pflichtige junge Volljährige, deren Rückkehr aus 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen unmöglich 
ist und die dennoch keinen Aufenthaltstitel bekom-
men, erhalten auch weiterhin eine Duldung (§ 60a 
Abs. 2 Satz 1 AufenthG). Ferner kann eine Duldung 
aus dringenden persönlichen Gründen erteilt wer-
den, z. B. um ein Schuljahr oder eine Ausbildung ab-
zuschließen (§ 60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG). In den 
letzten Jahren wurden die Möglichkeiten erweitert, 
aus einer Duldung heraus einen legalen Aufent-
haltsstatus zu erhalten, wovon unter Umständen 
auch UM profitieren können. Die so geschaffenen 
Bleiberechtsregelungen unterliegen aber zahlrei-
chen Voraussetzungen. Im Folgenden werden die in 
der Praxis relevantesten Bleiberechtsmöglichkeiten 
für UM bzw. junge Volljährige dargestellt.
5.4.1 Ausbildungsduldung  
(§ 60a Abs. 2 AufenthG)
Nach der Regelung des § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG 
besteht ein Anspruch auf eine Duldung bei Auf-
nahme einer staatlich anerkannten Berufsausbil-
dung. Die Duldung gilt zunächst für die Dauer der 
Ausbildung. Bei Abbruch oder vorzeitiger Beendi-
gung der Ausbildung wird einmalig eine neue Dul-
dung über sechs Monate erteilt, während derer sich 
die betroffene Person einen neuen Ausbildungsplatz 
suchen kann. Ebenfalls wird bei einer Nicht-Über-
nahme nach dem Ausbildungsabschluss durch den 
Ausbildungsbetrieb die Duldung einmalig für sechs 
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Monate verlängert, um eine Arbeitsstelle zu finden. 
Werden die Auszubildenden im Anschluss an die 
Ausbildung vom Ausbildungsbetrieb übernommen 
oder finden sie eine andere Stelle, die ihren Qualifi-
kationen entspricht, so haben sie Anspruch auf eine 
Aufenthaltserlaubnis für zwei Jahre, sofern die BA 
zustimmt und die weiteren Voraussetzungen nach 
§ 18a Abs. 1 Nr. 2-7 vorliegen (siehe Kap. 5.4.2). Da 
die meisten betrieblichen Ausbildungen drei Jahre 
dauern, wird die Ausbildungsduldung mit anschlie-
ßender Aufenthaltserlaubnis auch als ‚3+2-Regelung‘ 
bezeichnet.
Für die Erteilung einer Ausbildungsduldung darf 
keine Verurteilung wegen Straftaten43 vorliegen und 
es dürfen keine konkreten Maßnahmen zur Aufent-
haltsbeendigung bevorstehen (§ 60a Abs. 2 Satz 4 
und 6 AufenthG). Was solche konkreten Maßnah-
men sind, wird von den Bundesländern teilweise 
unterschiedlich interpretiert (Eichler 2017: 4ff.). In 
der Gesetzesbegründung zur Einführung der Aus-
bildungsduldung heißt es, konkrete Maßnahmen 
seien etwa die Beantragung von Pass(ersatz)papieren 
oder die Festlegung eines Termins für die Abschie-
bung (Deutscher Bundestag 2016c: 25). Ein weiteres 
Hindernis in der Praxis kann sein, dass für die Auf-
nahme einer Ausbildung die Erlaubnis der Auslän-
derbehörde eingeholt werden muss (siehe Kap. 4.3.1). 
Bei Vorliegen bestimmter Ausschlussgründe darf die 
Ausländerbehörde keine Beschäftigungserlaubnis 
für die Ausbildung erteilen:
  Wenn eine Abschiebung derzeit nicht möglich 
ist und die betroffene Person dafür selbst verant-
wortlich ist, darf keine Erlaubnis erteilt werden 
(§ 60a Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 AufenthG). Dies kann 
zum Beispiel der Fall sein, wenn die betreffende 
Person die Identitätsklärung durch Zurückhalten 
von Passpapieren erschwert (vgl. Koepf/ Reck-
haus 2016: 23) oder bei der Beschaffung von  
Passpapieren nicht hinreichend mitwirkt.
  Personen aus sicheren Herkunftsstaaten sind 
ausgeschlossen, wenn sie nach dem 31. August 
2015 einen Asylantrag gestellt haben und dieser 
abgelehnt wurde (§ 60a Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 Auf-
enthG; vgl. Kap. 4.3.1). 
  Die Person darf nicht nur nach Deutschland ein-
gereist sein, um Leistungen nach dem Asylbe-
43 Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen oder bis zu 
90 Tagessätzen wegen Straftaten, die nach dem Aufenthalts-
gesetz oder dem Asylgesetz nur von Ausländerinnen und 
Ausländern begangen werden können, bleiben grundsätzlich 
außer Betracht (§ 60a Abs. 2 Satz 6 AufenthG). Gleiches gilt für 
die im Anschluss zu erteilende Aufenthaltserlaubnis (§ 18a 
Abs. 1 Nr. 7 und Abs. 1b AufenthG).
werberleitungsgesetz zu erlangen (§ 60a Abs. 6 
Satz 1 Nr.1 AufenthG). Dies muss allerdings von 
der Ausländerbehörde nachgewiesen werden 
(Weiser 2017: 39). 
Liegen diese Ausschlussgründe nicht vor, so bleibt 
die Erteilung im Ermessen der Behörde. Die Regie-
rungen der Bundesländer haben teilweise durch 
Erlasse Vorgaben gemacht, wie das Ermessen aus-
geübt werden soll (für eine Übersicht siehe Eichler 
2017: 17). Auch in Reaktion auf eine teilweise un-
terschiedliche Handhabung durch die Bundeslän-
der hat das BMI im Mai 2017 Anwendungshinweise 
zur Ausbildungsduldung veröffentlicht, die für die 
Behörden zwar nicht bindend sind, aber die Praxis 
dennoch vereinheitlichen sollen. Hier heißt es, das 
Ermessen der Behörde ist reduziert, da bei Vorliegen 
der Voraussetzungen in der Regel eine Duldung er-
teilt werden soll. Ermessensspielraum besteht dem-
nach z. B. aber dann, wenn eine Person nicht bei 
der Passbeschaffung mitwirkt, das aber noch nicht 
ursächlich für die Unmöglichkeit der Abschiebung 
und damit ein Ausschlussgrund (s. o.) wäre (BMI 
2017; vgl. auch Weiser 2017: 36). Dies wird teilweise 
als faktische Ausweitung der Ausschlussgründe für 
rechtlich problematisch gehalten (Weiser 2017: 35; 
vgl. auch Eichler 2017: 11f.). 
5.4.2 Aufenthaltserlaubnis für qualifizierte 
Beschäftige (§ 18a AufenthG)
Nach Abschluss einer Ausbildung können Personen 
mit Duldungsstatus unter bestimmten Vorausset-
zungen eine Aufenthaltserlaubnis und damit einen 
legalen Aufenthaltstitel erhalten. Im Wesentlichen 
gibt es drei Möglichkeiten, eine Aufenthaltserlaubnis 
für qualifizierte Geduldete zu erhalten (§ 18a Abs. 1 
Nr. 1 AufenthG):
  Nach Abschluss einer mindestens zweijährigen 
Berufsausbildung in einem staatlich anerkann-
ten oder vergleichbaren Ausbildungsberuf oder 
einem Hochschulstudium in Deutschland (vgl. 
Eichler 2017: 3).
  Nach zwei Jahren ununterbrochener Beschäfti-
gung in Deutschland, die einem zuvor erworbe-
nen ausländischen anerkannten Hochschulab-
schluss entspricht.
  Nach drei Jahren ununterbrochener Beschäfti-
gung als Fachkraft in einer Beschäftigung, die 
eine mindestens zweijährige Berufsausbildung 
voraussetzt. Hierfür gilt zusätzlich, dass die be-
treffende Person im Jahr vor der Beantragung 
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des Aufenthaltstitels keine öffentlichen Leistun-
gen für sich oder seine bzw. ihre Familien- bzw. 
Haushaltsangehörigen in Anspruch genommen 
haben darf.44
Ist eine der Voraussetzungen erfüllt, müssen zusätz-
lich alle der folgenden Voraussetzungen erfüllt sein 
(§ 18a Abs. 1 Nr. 2-7 AufenthG):
  Ausreichender Wohnraum,
  ausreichende Deutschkenntnisse (Niveau B1 
GER45),
  keine vorsätzliche Täuschung der Ausländerbe-
hörde über aufenthaltsrechtlich relevante Um-
stände,
  keine vorsätzliche Behinderung oder Hinauszö-
gerung von aufenthaltsbeendenden Maßnah-
men,
  kein Bezug zu und keine Unterstützung von ex-
tremistischen oder terroristischen Organisatio-
nen,
  keine Verurteilung wegen Straftaten.46
Personen, die zuvor eine Ausbildungsduldung hat-
ten, haben bei Vorliegen dieser Voraussetzungen An-
spruch auf eine Aufenthaltserlaubnis, wenn sie eine 
Beschäftigung ausüben, die ihrer Ausbildung ent-
spricht (§ 18a Abs. 1a AufenthG). Bei allen anderen 
Personen liegt die Erteilung im Ermessen der Aus-
länderbehörde. Zusätzlich muss in allen Fällen die 
Bundesagentur für Arbeit zustimmen (§ 18a Abs. 1 
und 1a AufenthG).
5.4.3 Bleiberecht für gut integrierte 
Jugendliche und junge Erwachsene (§ 25a 
AufenthG)
Jugendliche und junge Erwachsene haben nach vier 
Jahren des Aufenthalts in Deutschland unter Um-
ständen die Möglichkeit, eine Aufenthaltserlaub-
nis unabhängig von einer derzeitigen Ausbildung 
oder Beschäftigung zu erhalten. Anders als bei der 
Aufenthaltserlaubnis nach § 18a AufenthG handelt 
es sich bei dieser Regelung nach § 25a AufenthG 
44 Ausgenommen sind Leistungen zur Deckung der notwendi-
gen Kosten für Unterkunft und Heizung, § 18a Abs. 1 Nr. 1c 
AufenthG.
45 Gemeinsamer Europäischer Referenzrahmen für Sprachen.
46 Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen oder bis zu 
90 Tagessätzen wegen Straftaten, die nach dem Aufenthalts-
gesetz oder dem Asylgesetz nur von Ausländerinnen und 
Ausländern begangen werden können, bleiben grundsätzlich 
außer Betracht (§ 60a Abs. 2 Satz 6 AufenthG).
um eine Soll-Vorschrift, das heißt, das Ermessen 
der Ausländerbehörde ist gebunden und die Auf-
enthaltserlaubnis muss in der Regel erteilt werden, 
wenn die Voraussetzungen vorliegen. Nur bei aty-
pischen Fällen darf davon abgewichen werden (vgl. 
Der Paritätische 2017b: 6). 
Für eine Erteilung gelten die folgenden Vorausset-
zungen (siehe § 25a Abs. 1 AufenthG):
  Antragstellung vor dem 21. Geburtstag,
  vier Jahre ununterbrochener Aufenthalt in 
Deutschland mit Duldung, Aufenthaltsgestat-
tung oder mit einer Aufenthaltserlaubnis,
  in der Regel vier Jahre erfolgreicher47 Schul-
besuch oder Schul- bzw. Berufsabschluss in 
Deutschland,
  positive Integrationsprognose – es muss gewähr-
leistet erscheinen, dass die Person sich aufgrund 
ihrer bisherigen Ausbildung und Lebensverhält-
nisse in die Lebensverhältnisse der Bundesrepu-
blik Deutschland einfügen kann,
  Sicherung des eigenen Lebensunterhaltes, wenn 
die Person sich nicht mehr in einer Ausbildung 
oder im Studium befindet,
  keine Verhinderung der Abschiebung durch Täu-
schung über Identität oder Staatsangehörigkeit 
oder durch falsche Angaben,
  keine Verurteilung wegen Straftaten,48
  keine konkreten Anhaltspunkte, dass die Per-
son sich nicht zur freiheitlich demokratischen 
Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland 
bekennt,
  in der Regel Erfüllung der Passpflicht (§ 3 Abs. 1 
Satz 1 AufenthG). Hiervon kann jedoch (nach Er-
messen der Ausländerbehörde) abgewichen wer-
den (§ 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG).
Die Vielzahl an Voraussetzungen stellt in der Pra-
xis eine hohe Hürde dar. Als häufige Gründe, warum 
der Aufenthalt nicht über § 25a AufenthG legali-
siert werden kann, werden u. a. die Erfüllung der 
Passpflicht und die Klärung der Identität genannt 
(Der Paritätische 2017b: 21). Zudem ist ein Großteil 
der Jugendlichen, die nach Deutschland kommen, 
bereits zu alt, um vor ihrem 21. Geburtstag einen 
47 Als erfolgreich gilt der Schulbesuch laut Gesetzesbegründung, 
wenn er regelmäßig stattfindet und die betreffende Person 
am Ende des Schuljahres in die nächste Klassenstufe versetzt 
wird (Deutscher Bundestag 2015e: 42).
48 Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen oder bis zu 
90 Tagessätzen wegen Straftaten, die nach dem Aufenthalts-
gesetz oder dem Asylgesetz nur von Ausländerinnen und 
Ausländern begangen werden können, bleiben grundsätzlich 
außer Betracht (§ 25a Abs. 3 AufenthG).
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vierjährigen Aufenthalt und vier Jahre Schulbesuch 
nachweisen zu können (Koepf/Reckhaus 2016: 24). 
Schließlich gilt für Personen, deren Asylantrag als 
offensichtlich unbegründet abgelehnt wurde, eine 
Sperre, das heißt ihnen darf nach dem Asylverfahren 
kein Aufenthaltstitel erteilt werden, wenn auf diesen 
kein Anspruch besteht (§ 10 Abs. 3 Satz 2 AufenthG, 
vgl. Koepf/Reckhaus 2016: 20).
5.4.4 Weitere Bleiberechtsmöglichkeiten
Neben den oben genannten gibt es weitere Mög-
lichkeiten, ein Bleiberecht zu erlangen. Diese rich-
ten sich nicht speziell an Jugendliche und junge Er-
wachsene, sondern an alle Drittstaatsangehörigen. 
§ 25b AufenthG ermöglicht – unter weiteren Vor-
aussetzungen – einen Aufenthaltstitel nach (in der 
Regel) acht Jahren Voraufenthalt (Näheres siehe Der 
Paritätische 2017b: 24). Personen mit einer Duldung 
sollen nach 18 Monaten Aufenthalt eine Aufent-
haltserlaubnis bekommen, wenn mit dem Wegfall 
des Abschiebehindernisses, das der Duldung zu-
grunde liegt, in absehbarer Zeit nicht zu rechnen 
ist und die Person selbst daran nicht schuld ist und 
auch freiwillig nicht ausreisen kann (§ 25 Abs. 5 Auf-
enthG). Daneben ist in Ausnahmefällen eine Aufent-
haltsgewährung aus humanitären Gründen möglich 
(z. B. durch eine Härtefallkommission; siehe Hoff-
meyer-Zlotnik 2017: 25).
5.5 Auswirkungen der 
aufenthaltsrechtlichen 
Unsicherheit 
Der Übergang zur Volljährigkeit und damit zur auf-
enthaltsrechtlichen Unsicherheit ist für die betrof-
fenen Jugendlichen auch mit einer großen Unsi-
cherheit hinsichtlich ihrer persönlichen Situation 
verbunden (Deutscher Bundestag 2017d: 451). Dies 
betrifft vor allem die jungen Volljährigen, die keinen 
Asylantrag stellen, oder deren Aussicht auf einen 
positiven Bescheid im Asylverfahren gering oder 
vergleichsweise unsicher ist. In der Öffentlichkeit 
wird hier immer wieder die Situation junger afgha-
nischer Geflüchteter thematisiert, was damit zusam-
menhängt, dass seit Dezember 2016 in unregelmäßi-
gen Abständen bundesweite Sammelabschiebungen 
nach Afghanistan organisiert werden (EMN/BAMF 
2017: 63). Zivilgesellschaftliche Akteure und Pres-
seartikel berichten, dass diese Abschiebungen eine 
große psychische Belastung für junge afghanische 
Geflüchtete darstellen, auch wenn sie z. B. nicht 
ausreisepflichtig sind (Mittler/Schnell 2018; BumF 
2017e). In einer Umfrage des BumF unter Fachkräf-
ten der Kinder- und Jugendhilfe vom Herbst 2017 
gaben 95 % der Befragten an, dass die aufenthalts-
rechtliche Situation das Alltagsleben junger Ge-
flüchteter beeinträchtige (von Nordheim/Karpen-
stein/Klaus 2017: 14). Die Unsicherheit in Bezug 
auf den eigenen Aufenthalt, aber auch z. B. auf den 
damit zusammenhängenden Zugang zu Schule, Aus-
bildung und Arbeitsmarkt wirkt sich nicht nur auf 
das konkrete Wohlbefinden aus, sondern auch auf 
die kurz- und langfristigen Chancen zur Integration 
und auf die Motivation, gute schulische oder berufli-
che Leistungen zu erbringen (vgl. Kap. 4.2.6).
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6.1 Diskussion im öffentlichen 
Raum
Anfang 2016 ging eine Schätzung der europäischen 
Polizeibehörde Europol durch die deutschen und 
europäischen Medien, wonach 10.000 minderjäh-
rige Geflüchtete in der EU vermisst seien (Townsend 
2016). Dies rückte das Verschwinden von UM in den 
Blick der Öffentlichkeit und löste in Deutschland 
eine Debatte aus. So widmeten sich Zeitungsbe-
richte der aktuellen Situation auf nationaler Ebene 
(z. B. MiGAZIN 2017) und investigative Reportagen 
verfolgten die Situation einzelner verschwundener 
UM (z. B. ARD 2017). Das Thema wurde ebenfalls im 
Rahmen von parlamentarischen Anfragen im politi-
schen Raum erörtert (Deutscher Bundestag 2016d). 
6.2 Vermisstenmeldung und 
Statistik
Dabei hob die Diskussion in Deutschland oftmals 
auf Sta tistiken des BKA zu als vermisst gemelde-
ten minderjährigen Geflüchteten ab. Diese Statistik 
stellt allerdings nach Aussage der Bundesregierung 
keine valide Datengrundlage zur Feststellung der 
Anzahl verschwundener UM dar. Sie gibt vielmehr 
die Anzahl der Vermisstenanzeigen wieder, die auf-
gegeben werden, wenn UM vermisst werden. 
Wird ein bzw. eine UM als vermisst gemeldet, 
nimmt die örtliche Polizeidienststelle die Vermiss-
tenanzeige auf und veranlasst eine Fahndungsaus-
schreibung. Auf Grundlage der Fahndungsausschrei-
bungen im polizeilichen Informationssystem INPOL 
sowie durch Zulieferungen der Länder wird dann 
die entsprechende Statistik in der zentral beim BKA 
geführten Verbunddatei ‚Vermisste und unbekannte 
Tote‘ fortgeführt. Eine Meldung in der Verbunddatei 
findet nicht statt, wenn der bzw. die UM innerhalb 
von 24 Stunden wieder zurückkehrt oder aufgefun-
den wird.
Oft fehlen allerdings die Rückmeldungen bei Wie-
derfeststellung der vermisst gemeldeten UM (Deut-
scher Bundestag 2017b: 57). Eine Rückmeldung 
kann beispielsweise auch fehlen, wenn UM eigen-
ständig ins Ausland weiterreisen. Ebenfalls ist davon 
auszuge hen, dass zumindest ein Teil der Vermissten-
meldungen dar auf zurückzuführen ist, dass im Rah-
men der Erstverteilung der Asylsuchenden (EASY) 
Mehrfacherfassungen erfolgten (Deutscher Bundes-
tag 2017b: 9). Mehrfacherfassungen aufgrund feh-
lender Personalpapiere und fehlender erkennungs-
dienstlicher Behandlungen sind ebenfalls möglich. 
Die Auswertung der Verbunddatei kann daher nur 
eine Annäherung an die Situation liefern. 
Aus der Statistik wird deutlich, dass vermisste UM 
mehrheitlich männlich und mehrheitlich Jugendli-
che sind. Zudem werden am häufigsten afghanische 
UM als vermisst gemeldet.
Die verfügbaren Statistiken des BKA lassen weder 
einen Rückschluss auf den Zeitpunkt des Ver-
schwindens, noch auf die Gründe für das Ver-
schwinden oder auf die aufenthaltsrechtliche 
Situation, in der sich UM zum Zeitpunkt des Ver-
schwindens befanden, zu. 
Der Anstieg der Meldungen in 2014/2015 lässt sich 
mit der insgesamt höheren Fluchtmigration von 
UM nach Deutschland erklären. Mit dem Anhalten 
dieser Bewegung änderte sich auch das Erfassungs-
verhalten der deutschen Polizeien im Zusammen-
hang mit Fahndungsausschreibungen zu vermissten 
UM. Die UM betreffenden Datensätze werden seit-
dem besonders markiert und sind somit besser aus-
wertbar.
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6.3 Profil verschwundener 
unbegleiteter 
Minderjähriger 
6.3.1 Alter und Herkunft verschwundener 
unbegleiteter Minderjähriger 
Aufgrund der oben beschriebenen mangelnden Be-
lastbarkeit der Daten können auch keine validen 
Aussagen zum Alter verschwundener UM gemacht 
werden. Die Vermissten-Statistik des BKA gibt an, 
dass in den Jahren 2014 - 2016 sowie im ersten Halb-
jahr 2017 jeweils über 90 % der als vermisst gemel-
deten UM Jugendliche waren. Die Bundesregierung 
gibt an, dass die als vermisst gemeldeten UM vor-
wiegend aus Afghanistan, Syrien, Somalia, Eritrea, 
Marokko und Algerien kommen (Deutscher Bundes-
tag 2016d: 4).
6.3.2 Gründe für das Verschwinden
Die Bundesregierung und Fachverbände gehen 
davon aus, dass vermisste UM zum größten Teil 
sich selbst der Ortszuweisung entzogen haben. Dies 
kann verschiedene Gründe haben: So reisen viele 
UM innerhalb Deutschlands oder auch in andere 
europäische Länder zu Familienangehörigen oder 
Verwandten weiter. Teilweise wird aber auch eine 
„Unzufriedenheit mit der Zuweisungsentscheidung 
beim Verfahren zur bundesweiten Aufnahme aus-
ländischer Kinder und Jugendlicher“ als Motiv für 
ihr Weiterreisen und Verschwinden beschrieben 
(Deutscher Bundestag 2017b: 9; BumF 2016b: 1). In 
einer Umfrage des BumF unter Fachkräften vom 
Herbst 2017 werden in diesem Zusammenhang 
ebenfalls die fehlende Bleibeperspektive sowie die 
Dauer des asyl- bzw. aufenthaltsrechtlichen Verfah-
rens genannt (von Nordheim/Karpenstein/Klaus 
2017: 28).
Tabelle 15:  Verschwundene (ehemalige) unbegleitete Minderjährige
 
2014  2015  2016  1 HJ. 2017
Total Prozent Total Prozent Total Prozent Total Prozent
UM insgesamt 1.234 7.480 9.089 2.461
davon 
wieder zurück/aufgefunden 1.088 88,2 % 5.607 75,0 % 7.687 84,6 % 1.954  79,4 %
noch vermisst 146 11,8 % 1.873 25,0 % 1.402 15,4 % 507 20,6 %
davon 
männlich 1.118 90,6 % 7.025 94 % 8.429 92,7 % 2.276 92,5 %
weiblich 89 7,2 % 406 5,2 % 656 7,2 % 181 7,4 %
unbekannt 27 2,2 % 49 0,7 % 4 0,1 % 4 0,1 %
davon 
Jugendliche 1.141 92,5 % 6.823 91,2 % 8.585 94,5 % 2.335 94,9 %
Kinder 93 7,5 % 657 8,8 % 504 5,5 % 126 5,1 %
davon 
afghanisch 316 25,6 % 3.392 45,3 % 2.453 27,0 % 552 22,4 %
syrisch 45 3,6 % 879 11,8 % 1.370 15,1 % 421 17,1 %
somalisch 257 20,8 % 755 10,1 % 1.037 11,4 % 198 8,0 %
eritreisch 249 20,4 % 662 8,9 % 709 7,8 % 177 7,2 %
marokkanisch 86 7,0 % 268 3,6 % 665 7,3 % 285 11,6 %
Quelle: Verbunddatei Vermi/Utot, Sonderauswertung BKA, Stand 23.01.2018. Die Daten können sich täglich durch weitere Erledigungen bzgl. 
nachträgliche Fahndungserfassungen verändern.
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Da die Statistiken des BKA den aufenthaltsrechtli-
chen Status der als vermisst gemeldeten UM nicht 
erfassen (s. o.), kann ein Zusammenhang zwischen 
aufenthaltsrechtlichen Entscheidungen (z. B. Ableh-
nung des Asylantrags) und dem Verschwinden von 
UM statistisch nicht nachgewiesen werden. Es ist 
somit nicht bekannt, in wie vielen Fällen UM ver-
schwinden, nachdem ihnen bekannt wird, dass ihr 
Asylantrag abgelehnt wurde oder dass ausländer-
rechtliche Maßnahmen gegen sie geplant sind.
Kenntnisse darüber, dass UM Opfer schwerer Straf-
taten geworden sind, liegen der Bundesregierung 
nicht vor (Deutscher Bundestag 2017b: 9). Der BumF 
gibt in diesem Zusammenhang allerdings an, Hin-
weise zu haben, „dass auch unbegleitete Minder-
jährige zu Prostitution oder Diebstahl gezwungen 
werden weil sie zum Beispiel noch Schulden an 
Schlepper zurückzahlen müssen“ (BumF 2016b: 1). 
Er fordert daher, dass UM noch besser bei der 
Durchsetzung ihrer Rechte unterstützt und vor Ge-
fahren geschützt werden müssten; zudem müsse ein 
Wohnortwechsel zu Angehörigen erleichtert werden 
bzw. die Verteilung von vorneherein so organisiert 
werden, dass die Zuweisung hin zu Angehörigen er-
folge (ebd.). 
6.3.3 Zeitpunkt des Verschwindens
Da der Zeitpunkt des Verschwindens nicht erfasst 
wird (s. o.), kann auch keine Aussage darüber getrof-
fen werden, in welcher Phase der jugendhilferechtli-
chen Zuständigkeit UM verschwinden. Die Bundes-
länder schätzen, dass sich 3 bis 15 % der UM aus der 
vorläufigen Inobhutnahme und 4 bis 30 % der UM 
aus der regulären Inobhutnahme entziehen (Deut-
scher Bundestag 2017b: 59). In einer Umfrage des 
BumF vom Herbst 2017 gaben 32,1 % der befragten 
Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe an, dass sich 
die Minderjährige manchmal oder (sehr) oft wäh-
rend der vorläufigen Inobhutnahme entziehen. Im 
Rahmen der regulären Inobhutnahme wurde dies 
von 22,3 % angegeben. Zwischen 12 und 14 % der 
Befragten gaben an, dass UM manchmal oder (sehr) 
oft aus Anschlussmaßnahmen verschwänden (von 
Nordheim/Karpenstein/Klaus 2017: 27).
6.4 Verfahren beim 
Verschwinden 
von unbegleiteten 
Minderjährigen und 
Auswirkungen auf die 
Jugendhilfe
Wird ein UM in der zugewiesenen Unterkunft oder 
Pflegefamilie vermisst, muss zunächst das zustän-
dige Jugendamt informiert werden (eine eigenstän-
dige nationale Hotline besteht nicht). Zudem muss 
eine Vermisstenanzeige bei der örtlichen Polizei-
dienststelle aufgegeben werden. Diese veranlasst 
eine Fahndungsausschreibung im nationalen poli-
zeilichen Fahndungssystem sowie im Schengener 
Informationssystem (Deutscher Bundestag 2016d: 7). 
Die Handlungsempfehlungen der Bundesarbeitsge-
meinschaft Landesjugendämter führen zum Vor-
gehen beim Bemerken des Verschwindens von UM 
aus: „Grundsätzlich sollte zunächst nach den unbe-
gleiteten Minderjährigen gesucht werden; die Dauer 
und Intensität der Suche ist abhängig von dem Alter 
der unbegleiteten Minderjährigen, vom vorherigen 
Verhalten und Äußerungen sowie von dem Setting. 
Bei einem Kind ist Abwarten/Zuwarten einer Nacht 
in der Regel nicht akzeptabel. Im Zuge der Vermiss-
tenanzeige sind möglichst genaue Angaben hin-
sichtlich Kleidung/Handy etc. zu machen. Sobald die 
unbegleiteten Minderjährigen wieder auftauchen, 
sind Polizei und Jugendamt zu informieren. Etwaige 
Vorgaben der Polizei, des Jugendamtes und des Lan-
desjugendamtes sind zu beachten“ (BAG 2017: 42).
Stellt sich heraus, dass UM nicht nur kurzzeitig ab-
gängig sind, wird dies auch im Ausländerzentralre-
gister (AZR) und im Melderegister der zuständigen 
Kommune entsprechend registriert. Die Ausländer-
behörde erhält die Information über das Verschwin-
den entweder aus dem AZR oder über direkte Infor-
mation durch das Jugendamt. Welche Schritte die 
Ausländerbehörde im Folgenden aufenthaltsrecht-
lich unternimmt, kommt entscheidend auf den vor-
herigen aufenthaltsrechtlichen Status des bzw. der 
UM an.
Das Verschwinden hat direkte Auswirkungen auf die 
jugendhilferechtliche Zuständigkeit (vgl. Kap. 3): „Ist 
der Minderjährige nicht nur (unerheblich) verspätet, 
sondern ‚abgängig‘, muss die Inobhutnahme nach 
Einleitung der notwendigen Meldungen und Such-
versuche alsbald durch Aufhebung (=Verwaltungs-
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akt) beendet und dies - schon im Hinblick auf die 
Refinanzierung der Unterbringung - entsprechend 
dokumentiert werden. […] Meldet sich der Minder-
jährige ggf. später wieder oder wird erneut aufge-
griffen, so beginnt die Inobhutnahme von neuem“ 
(Trenczek et al. 2017: 303). Dies gilt sowohl für die 
vorläufige als auch die reguläre Inobhutnahme 
(Trenczek et al. 2017: 374). Für die vorläufige Inob-
hutnahme bedeutet ein Verschwinden von über 
48 Stunden ebenfalls ein Ende der jugendhilferecht-
lichen Zuständigkeit (BAG 2017: 43).
6.5 Herausforderungen und 
Maßnahmen
Nach Ansicht der Bundesregierung ist zur Präven-
tion des Verschwindens von UM vor allem eine be-
lastbare Datengrundlage zentral. „Ein einheitliches 
Registrierungssystem im Ausländerzentralregister 
mit Informationen zu den zuständigen Jugendbe-
hörden für alle unbegleiteten Minderjährigen – wie 
durch das am 3. Februar 2016 in Kraft getretene Da-
tenaustauschverbesserungsgesetz eingeführt – war 
hier ein wichtiger Schritt” (Deutscher Bundestag 
2016d: 5). Mit diesem Gesetz wurde den zuständi-
gen Behörden ebenfalls ermöglicht, im Rahmen 
einer erkennungsdienstlichen Behandlung Lichtbil-
der auch bei unter 14-jährigen Geflüchteten auf-
zunehmen, „was bei einer späteren Identifizierung 
hilfreich sein kann” (ebd.; zur Diskussion dieser 
Maßnahme s. Tangermann 2017: 50). 
In ihrem Bericht über die Situation unbegleiteter 
ausländischer Minderjähriger in Deutschland vom 
März 2017 beschreibt die Bundesregierung folgende 
weitere Maßnahmen, die zur Verbesserung der Da-
tenlage beitragen könnten:
  „Schnellere Eintragung in das Ausländerzentral-
register durch bessere Vernetzung und Koope-
ration zwischen Jugendämtern und Ausländer-
behörden/BAMF mit Fingerabdrücken sowie 
Abgleich der Fingerabdrücke mit dem AZR bei 
Behördenkontakten.
  Herabsetzung der Altersgrenze für die Registrie-
rung mit Fingerabdrücken.
  Aufnahme von Fingerabdrücken sowie Abgleich 
der Fingerabdrücke mit dem AZR bei Behörden-
kontakten.
  Im Rahmen der Erstregistrierung: Aufnahme von 
Familienangehörigen (1. Grades) ins AZR;
  Abgleich der Daten bei Antragstellung auf Asyl 
mit der Vermisstendatei (BAMF-BKA);
  Abgleich der Daten bei Anmeldung in den jewei-
ligen Einwohnermeldeämtern mit der Vermiss-
tendatei;
  Abgleich der Daten bei der Schulanmeldung mit 
der Vermisstendatei;
  Kooperation BKA mit dem DRK-Suchdienst 
zwecks Datenabgleich Vermisster UMA und Su-
chender“ (Deutscher Bundestag 2017b: 61).
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7.2 Familienzusammenführung 
in jugendhilferechtlicher 
Zuständigkeit
Im Rahmen des Erstscreenings während der vor-
läufigen Inobhutnahme schätzt das Jugendamt ge-
meinsam mit dem bzw. der UM ein, ob sich eine ver-
wandte Person im Inland oder im Ausland aufhält 
(§ 42a Abs. 2 Nr. 2 SGB VIII). Wenn dies der Fall ist, 
eine Zusammenführung mit einer verwandten Per-
son kurzfristig49 erfolgen kann und dies dem Wohl 
des Kindes entspricht, wird die betroffene Person 
vom bundesweiten Verteilverfahren ausgeschlossen 
(§ 42b Abs. 4 Alternative 4 SGB VIII). In diesen Fäl-
len hat das Jugendamt auf eine Zusammenführung 
des Kindes oder des Jugendlichen mit der verwand-
ten Person hinzuwirken, wenn dies dem Kindeswohl 
entspricht. Das Kind oder der Jugendliche ist an der 
Übergabe und an der Entscheidung über die Fami-
lienzusammenführung angemessen zu beteiligen 
(§ 42a Abs. 5 Satz 2 und 3). Wer als verwandte Per-
son gilt, wird in der Norm nicht explizit definiert, es 
wird aber davon ausgegangen, dass die Definitionen 
der Dublin III-Verordnung50 maßgeblich sind (Gon-
zález Méndez de Vigo 2017: 39f.). 
Auch während der regulären Inobhutnahme ist die 
Zusammenführung möglich, wenn auch nicht im 
Gesetzestext expliziert. Sind die Familienangehöri-
gen oder Verwandten in Deutschland aufhältig, be-
stehen für das Jugendamt zwei Möglichkeiten: 
1. Das Jugendamt kann UM am Aufenthaltsort 
der Verwandten unterbringen, die jugendhil-
ferechtliche Zuständigkeit aber behalten. In 
diesen Fällen bleibt das Jugendamt „in vol-
49 Uneinigkeit besteht hinsichtlich der Definition von Kurzfris-
tigkeit, vgl. Steinbüchel 2016: 2 und González Méndez de Vigo 
2017: 40f., und v. a. Deutscher Bundestag 2017b: 41f. 
50 Dies sind der volljährige Onkel oder die volljährige Tante oder 
ein Großelternteil des/der Antragsstellers/in (Art. 2 Buchst. h 
Dublin III-VO).
7.1 Definition
Das Zusammenleben von Kindern mit ihren Eltern 
und/oder sonstigen Verwandten liegt in der Regel 
im Interesse des Kindeswohls. Gerade für UM, die 
sich alleine in einer fremden Umgebung aufhalten, 
kann die Trennung von der Familie eine beeinträch-
tigende, alltagsrelevante Belastung darstellen (von 
Nordheim/Karpenstein/Klaus 2017: 14). Verschie-
dene gesetzliche Grundlagen regeln daher die Mög-
lichkeit der Zusammenführung von UM mit ihrer 
Familie. Begrifflich ist zwischen Familienzusam-
menführung und Familiennachzug zu unterschei-
den. Während der Begriff Familienzusammenfüh-
rung ganz allgemein die „Zusammenführung eines 
Familienangehörigen mit einer Person an einem ge-
meinsamen Ort zum Zwecke der Herstellung oder 
Aufrechterhaltung der Familieneinheit“ (Deutscher 
Bundestag 2017b: 53) bezeichnet, ist der Begriff Fa-
miliennachzug enger gefasst. Unter ihm wird der 
Nachzug von Eltern, Geschwisterkindern oder an-
deren Familienangehörigen aus dem Ausland nach 
Deutschland zur Herstellung und Wahrung der fa-
miliären Lebensgemeinschaft im Bundesgebiet ver-
standen (vgl. § 27 Abs. 1 AufenthG und Deutscher 
Bundestag 2017: 53).
Bei der Frage, ob und wie eine Zusammenführung 
von UM mit ihrer Familie stattfinden kann, spielen 
sowohl jugendhilferechtliche als auch aufenthalts-
rechtlichen Vorgaben eine Rolle. Die Fallkonstellati-
onen unterscheiden sich mitunter stark je nach den 
folgenden Aspekten:
  Phase der jugendhilferechtlichen Zuständigkeit, 
in der sich UM befinden (vorl. Inobhutnahme, 
reguläre Inobhutnahme, Anschlussmaßnahme; 
vgl. Kap. 3),
  Aufenthaltsrechtlicher Status der UM,
  Aufenthaltsort der Familie (innerhalb Deutsch-
lands, EU-Staat, Drittstaat),
  Verwandtschaftsgrad der Angehörigen.
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lem Umfang für den Minderjährigen zustän-
dig. Die Unterbringung kann vor Ort in einer 
Einrichtung, aber auch bei den Verwandten 
selbst erfolgen. […] Nachteil dieser Lösung ist, 
dass gegebenenfalls weite Fahrwege des zu-
ständigen Jugendamtes entstehen“ (Steinbü-
chel 2016: 3). 
2. § 88a Abs. 2 Satz 3 SGB VIII bestimmt, dass 
ein anderer Träger, also in der Regel ein an-
deres Jugendamt, aus Gründen des Kindes-
wohls oder aus sonstigen humanitären Grün-
den von vergleichbarem Gewicht die örtliche 
Zuständigkeit von dem zuständigen Träger 
übernehmen kann. „Der Aufenthalt von Ver-
wandten ist in der Regel ein Grund für die 
Übernahme der Zuständigkeit. Das zustän-
dige Jugendamt sollte daher Kontakt zum Ju-
gendamt am Aufenthaltsort der Verwandten 
aufnehmen und um Prüfung der Lebensum-
stände sowie der Aufnahmebereitschaft der 
Verwandten bitten. Ist eine Unterbringung 
vor Ort, in einer Einrichtung oder bei den 
Verwandten selbst möglich, kann ein Über-
gang der Zuständigkeit angesprochen wer-
den. Eine Verpflichtung zur Übernahme der 
Zuständigkeit besteht jedoch nicht“ (Steinbü-
chel 2016: 3). 
Halten sich Familienangehörige oder Geschwister 
von UM rechtmäßig in einem Dublin-Staat51 auf, 
„so ist der Staat zuständig für die Prüfung des Asyl-
antrags des bzw. der unbegleiteten Minderjährigen, 
in dem die Familienzusammenführung dem Wohl 
des Kindes entspricht (Art. 8 Abs. 1 Dublin III-VO). 
Bei verwandten Personen, also etwa der volljäh-
rige Onkel oder die volljährige Tante oder ein Groß-
elternteil des/der Antragsstellers/in (Art. 2 Buchst. h 
Dublin III-VO), die sich rechtmäßig in einem ande-
ren Dublin-Staat aufhalten, entscheidet sowohl das 
Wohl des Kindes als auch die Frage, ob diese für das 
Kind oder die/den Jugendliche/n sorgen können, 
über die Familienzusammenführung und die hier-
mit einhergehende Zuständigkeit für die Prüfung 
des Asylantrags (Art. 8 Abs. 3 Dublin III-VO)“ (Gon-
zález Méndez de Vigo 2017: 38f.). Damit eine Fa-
milienzusammenführung nach Dublin-Verfahren 
stattfinden kann, ist die Stellung eines Asylantrags 
unabdingbare Voraussetzung.
Befinden sich UM schon in Anschlussmaßnah-
men, so kann bei einer Familienzusammenführung 
51  Diese sind: EU-Mitgliedsstaaten, Norwegen, Island, Liechten-
stein und die Schweiz.
in Deutschland das Jugendamt diese nur in eigener 
Zuständigkeit in anderen Jugendamtsbezirken un-
terbringen (s. o. Option 1), da § 88a Abs. 2 Satz 3 SGB 
VIII (s. o. Option 2) nur auf die Phase der Inobhut-
nahme Anwendung findet. Die Zusammenführung 
nach dem Dublin-Verfahren für in Dublin-Staaten 
aufhältige Familienmitglieder ist auch in der Phase 
der Anschlussmaßnahmen möglich, sobald ein Asyl-
antrag gestellt wurde. 
Bei Familienzusammenführungen in Deutsch-
land ist immer auch der aufenthaltsrechtliche 
Status von UM von Belang. Seit dem Inkrafttreten 
des Integrationsgesetzes am 6. August 2016 gel-
ten Wohnsitzregelungen für UM, die als Asylbe-
rechtigte, Flüchtlinge im Sinne von § 3 Abs. 1 AsylG 
oder subsidiär Schutzberechtigte im Sinne von § 4 
Abs. 1 AsylG anerkannt worden sind oder denen 
nach § 22, § 23 oder § 25 Abs. 3 AufenthG erstma-
lig eine Aufenthaltserlaubnis erteilt worden ist (vgl. 
§ 12a AufenthG). Besitzen UM eine Duldung oder 
Aufenthaltsgestattung, können diese ebenfalls eine 
Wohnsitzauflage und/oder Residenzpflicht bedin-
gen. 
„Zur Wohnsitzauflage gibt es in den einzelnen 
Bundesländern unterschiedliche Regelungen. 
Die Wohnsitzauflage bestimmt, dass der/die un-
begleitete Minderjährige in einer bestimmten 
Stadt oder in einem bestimmten Kreis wohnen 
muss. Sie ist in der Duldung bzw. in der Aufent-
haltsgestattung vermerkt. Möchten die Minder-
jährigen, etwa aufgrund einer Familienzusam-
menführung, an einem anderen Ort als dem 
der jugendhilferechtlichen Zuweisung wohnen, 
muss die Wohnsitzauflage geändert werden. Wie 
die Änderung erfolgen kann, hängt davon ab, 
ob sie über eine Duldung oder bereits über eine 
Aufenthaltsgestattung verfügen. Liegt eine Dul-
dung vor, richtet sich die Änderung der Wohn-
sitzauflage nach § 61 Abs. 1d Aufenthaltsgesetz. 
Die unbegleiteten Minderjährigen können, ver-
treten durch den Vormund, einen Antrag auf 
Änderung der Wohnsitzauflage bei der Auslän-
derbehörde am Wohnsitz stellen. Die Ausländer-
behörde muss bei ihrer Entscheidung eine ‚Haus-
haltsgemeinschaft von Familienangehörigen 
oder sonstige humanitäre Gründe von vergleich-
barem Gewicht‘ berücksichtigen, daher ist es 
empfehlenswert, den Antrag ausführlich zu be-
gründen. Haben die Minderjährigen eine Aufent-
haltsgestattung, kommt es weiter darauf an, ob 
der Ortswechsel innerhalb eines Bundeslandes 
oder bundeslandübergreifend erfolgen soll. In-
nerhalb eines Bundeslandes gilt § 50 Abs. 4 Asyl-
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gesetz. Der Antrag ist bei der Behörde zu stellen, 
die für die Verteilung der erwachsenen Flücht-
linge zuständig ist. Die länderübergreifende Fa-
milienzusammenführung ist in § 51 Asylgesetz 
geregelt. In diesem Fall ist der Antrag bei der für 
die Verteilung von erwachsenen Flüchtlingen zu-
ständigen Behörde des Bundeslandes zu stellen, 
in das die Minderjährigen umziehen möchten. In 
beiden Fällen müssen die entscheidenden Behör-
den eine Haushaltsgemeinschaft von Familien-
angehörigen oder sonstige humanitäre Gründe 
von vergleichbarem Gewicht berücksichtigen. 
Der Antrag sollte daher entsprechend begründet 
werden“ (BAG 2017: 40). 
Die Residenzpflicht hingegen beschreibt das Gebiet, 
in dem sich UM bewegen dürfen. „Sie wird von den 
Ausländerbehörden in der Duldung bzw. Aufent-
haltsgestattung vermerkt. Sie gilt in der Regel für 
das Bundesland, in dem die unbegleiteten Minder-
jährigen untergebracht sind, und erlischt nach Ab-
lauf von 3 Monaten“ (BAG 2017: 40, vgl. § 61 Auf-
enthG). 
7.3 Familiennachzug 
zu unbegleiteten 
Minderjährigen 
7.3.1 Grundlagen
Eine statistische Erfassung der Häufigkeit des Fami-
liennachzugs zu UM existiert nicht, da im Auslän-
derzentralregister (AZR) zwar erfasst wird, wenn Fa-
milienmitglieder zu nachzugsberechtigten Personen 
nach Deutschland nachziehen, aber nicht, ob diese 
Personen UM sind (Deutscher Bundestag 2018a: 4).
„Grundsätzlich gilt als rechtliche Voraussetzung 
des Familiennachzugs zu UMA: Sobald das Asyl-
verfahren abgeschlossen ist und der UMA einen 
Aufenthaltstitel […] erhalten hat, kann der Fa-
miliennachzug bei den vom Auswärtigen Amt 
ermächtigten Auslandsvertretungen beantragt 
werden“ (Deutscher Bundestag 2017b: 54). 
Die Rechtsgrundlage für den Familiennachzug 
durch Familienangehörige zu UM aus Drittstaaten 
ist das Aufenthaltsgesetz. 
7.3.2 Elternnachzug
UM mit einem asylrechtlichen Schutzstatus haben 
ein privilegiertes Elternnachzugsrecht, das heißt, sie 
sind von einigen Anforderungen, die sonst beim Fa-
miliennachzug bestehen, entbunden. Für UM mit 
subsidiärem Schutzstatus ist der Familiennachzug 
allerdings bis zum 31. Juli 2018 in der Regel ausge-
setzt (siehe Kap. 7.3.6). Den Eltern eine/s minderjäh-
rigen Ausländers, der bzw. die 
  eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 4 Auf-
enthG (Resettlement-Flüchtlinge), 
  eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1 oder 2 
AufenthG (Asylberechtigung, Anerkennung als 
Flüchtling, Subsidiärer Schutz), 
  eine Niederlassungserlaubnis nach § 26 Abs. 3 
AufenthG oder 
  nach Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 25 Abs. 2 Satz 1 zweite Alternative AufenthG 
eine Niederlassungserlaubnis nach § 26 Abs. 4 
AufenthG besitzen, 
ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, ohne, dass 
der Lebensunterhalt gesichert sein muss und ohne, 
dass ausreichend Wohnraum zur Verfügung stehen 
muss, wenn sich kein personensorgeberechtigter El-
ternteil im Bundesgebiet aufhält (§ 36 Abs. 1 Auf-
enthG). Es besteht ein Anspruch auf die Erteilung 
des Aufenthaltstitels, d. h. es besteht für die invol-
vierten Behörden kein Ermessensspielraum. 
„Der Anspruch umfasst den Nachzug beider 
Elternteile, solange sich der/die Minderjäh-
rige unbegleitet in Deutschland aufhält. Die El-
tern müssen deshalb grundsätzlich zeitgleich in 
Deutschland einreisen. Dies ist allerdings nicht 
immer möglich, insbesondere wenn die El-
tern aus unterschiedlichen Drittstaaten nach 
Deutschland gelangen. Es genügt deshalb, wenn 
ein Elternteil in ‚zeitlichem Zusammenhang mit 
dem anderen Elternteil den Lebensmittelpunkt 
ins Bundesgebiet verlagert‘. Dies ist regelmäßig 
dann anzunehmen, wenn der Antrag auf Fami-
lienzusammenführung von beiden Eltern zeit-
gleich gestellt wurde. Unschädlich ist es, wenn 
bei gleichzeitiger Antragstellung, die Visa den 
Elternteilen zu jeweils unterschiedlichen Zeit-
punkten ausgestellt werden und damit einem 
Elternteil die Einreise früher ermöglicht wird“ 
(BumF 2017c: 21).
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7.3.3 Nachzug sonstiger Familienangehöriger
Wenn es zur Vermeidung einer außergewöhnli-
chen Härte erforderlich ist, kann auch sonstigen 
Familienangehörigen von UM eine Aufenthaltser-
laubnis zum Familiennachzug erteilt werden (§ 36 
Abs. 2 AufenthG). Im Gegensatz zum Elternnachzug 
besteht beim Nachzug sonstiger Familienangehö-
riger kein Anspruch auf Erteilung der Aufenthalts-
erlaubnis. Es handelt sich immer um eine Einzelfal-
lentscheidung, bei dem die zuständigen Behörden 
Ermessen ausüben. Die Praxis zeigt allerdings, dass 
der Nachzug von volljährigen Geschwistern, On-
kels, Tanten, Cousinen, etc. auf dieser Rechtsgrund-
lage nur in sehr wenigen Einzelfällen erfolgt (Caritas 
2017: 53).
7.3.4 Nachzug minderjähriger Geschwister 
Einen Rechtsanspruch auf den Nachzug minderjäh-
riger Geschwister kennt das deutsche Recht nicht. 
Jeweils auf Grundlage des konkreten Einzelfalls und 
im Ermessen der zuständigen Behörden kann ein 
Nachzug aber möglich sein: „Bei zeitgleicher Ein-
reise mit den Eltern wird in der neueren Rechtspre-
chung der Geschwisternachzug in einen Kinder-
nachzug zu den Eltern umgedeutet (§ 32 AufenthG). 
Somit wird vermieden, dass die Eltern zunächst 
ohne ihre minderjährigen Kinder einreisen müssen, 
in der Hoffnung, diesen werde später ein Nachzug 
zu den Eltern erlaubt. In der Vergangenheit wurde 
bei einer gemeinsamen Einreise mit den Eltern ge-
prüft, ob die Trennung von Eltern und Geschwistern 
eine sogenannte ‚außergewöhnliche Härte‘ darstellt, 
und bei Bejahung dem gemeinsamen Nachzug zuge-
stimmt (§ 36 Abs. 2 AufenthG). Aktuell werden beide 
Möglichkeiten bei dem Antrag auf Geschwisternach-
zug parallel geprüft“ (BumF 2017c: 22).
Eine besondere Problematik ergibt sich daher, 
wenn UM in Deutschland asylrechtlichen Schutz 
und somit einen Anspruch auf Elternnachzug nach 
§ 36 Abs. 1 AufenthG erhalten haben, den minder-
jährigen Geschwistern der Nachzug aber nicht er-
laubt wird. Dies wurde in der Fachöffentlichkeit zu-
letzt immer wieder kritisch thematisiert (vgl. z. B. 
Deutscher Bundestag 2017e: 36, PRO ASYL 2016). „In 
der Praxis kann dies etwa dazu führen, dass den El-
tern eines aus Syrien geflohenen 16-jährigen Min-
derjährigen Visa erteilt werden, den zehn und acht 
Jahre alten Geschwistern hingegen nicht. Für alle 
Familienmitglieder ist die Flucht häufig zu teuer 
und zu gefährlich, zumal eine weite Flucht wie nach 
Deutschland gerade für Kleinkinder besonders ge-
fährlich ist. Die zurückgebliebenen Geschwister sind 
daher häufig jünger als ihre geflohenen Geschwis-
ter“ (Cremer 2017: 313). Bisweilen wurde im Zusam-
menhang mit dieser Konstellation von „heftige[n] 
Zerreißproben für die unbegleiteten Kinder und Ju-
gendlichen und die sie unterstützenden Fachkräfte 
und Netzwerke hier in Deutschland, ebenso wie für 
die Eltern im Herkunftsland“ (BumF 2017c: 22) ge-
sprochen. 
Der Kritik an der bestehenden Situation entgeg-
nete die Bundesregierung im März 2017 wie folgt: 
„Eine unterschiedliche Behandlung zwischen dem 
Nachzug von Eltern und dem von Geschwistern 
anerkannter Flüchtlinge ist im deutschen Aufent-
haltsgesetz angelegt. Eine erleichterte Einreise für 
Geschwister von anerkannten Flüchtlingen könnte 
allein durch gesetzliche Änderungen erreicht wer-
den“ (Deutscher Bundestag 2017f: 16).
In der juristischen Fachliteratur wird darüber hinaus 
die Möglichkeit der analogen Anwendung des oben 
beschriebenen § 36 Abs. 1 AufenthG zum Eltern-
nachzug auf minderjährige Geschwister diskutiert 
(vgl. Cremer 2017). 
7.3.5 Verfahren
„Der Antrag auf die Erteilung eines Visum zum Fa-
miliennachzug nach den o. g. Rechtsvorschriften 
wird von der betroffenen Person (Eltern, rechtliche 
Vertretung der minderjährigen Geschwister) bei der 
deutschen Auslandsvertretung im Land des recht-
mäßigen elterlichen Aufenthalts durch persönliche 
Vorsprache gestellt. Dafür muss vorab ein Termin 
über die jeweilige Internetpräsenz der deutschen 
Auslandsvertretung vereinbart werden“ (BumF 
2017c: 21). Viele deutsche Auslandsvertretungen bie-
ten auf ihren Webseiten detaillierte Informationen 
zu den Verfahrensschritten, benötigten Dokumen-
ten und Fristen. 
Im Erteilungsverfahren wird dann die Ausländer-
behörde am Wohnort der in Deutschland lebenden 
UM, zu denen der Nachzug erfolgen soll, eingeholt. 
Diese „muss der Visumerteilung für die Familien-
angehörigen zustimmen und anhand von Belegen 
die Voraussetzungen zum Familiennachzug prüfen“ 
(Grote 2016: 36).52 
52 Weitere Details zum Verfahren finden sich bei Grote 
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Die Bearbeitung der Anträge durch die Auslands-
vertretungen bzw. die Ausländerbehörden hat dabei 
nach Kindeswohlgesichtspunkten und gemäß 
Art. 10 Abs. 1 Kinderrechtskonvention53 (KRK) fol-
gend „wohlwollend, human und beschleunigt“ zu 
erfolgen (Wissenschaftliche Dienste Deutscher Bun-
destag 2016: 5f.).
7.3.6 Aussetzung des Familiennachzugs für 
subsidiär schutzberechtigte unbegleitete 
Minderjährige
Mit in Kraft treten des Gesetzes zur Einführung be-
schleunigter Asylverfahren am 17. März 2016 wurde 
§ 104 Abs. 13 AufenthG neu eingeführt, welcher 
den Familiennachzug zu Personen mit subsidiä-
rem Schutz vorerst bis zum 16. März 2018 aussetzte. 
Diese Regelung gilt auch für UM. Die §§ 22 und 23 
AufenthG zur Aufnahme aus völkerrechtlichen, hu-
manitären oder politischen Gründen bleiben von 
der Aussetzung unberührt. Die Bundesregierung 
führt hierzu aus:
„Familienangehörige können also trotz des zwei-
jährigen Ausschlusses des Familiennachzugs zu 
subsidiär Schutzberechtigten aufgenommen 
werden, wenn (dringende) humanitäre Gründe 
vorliegen. In Bezug auf den Elternnachzug zu 
unbegleiteten ausländischen Minderjährigen 
wird jeder Einzelfall geprüft. Auch wenn kein 
Anspruch auf Familiennachzug besteht, ist eine 
Aufnahme nach § 22 AufenthG aus dringenden 
humanitären Gründen nicht ausgeschlossen. Bei 
Prüfung der humanitären Notsituation erfolgt 
stets eine Prüfung der Gesamtsituation aller Fa-
milienangehörigen. Die völkerrechtlichen Ver-
pflichtungen aus der Kinderrechtskonvention 
und EMRK finden in jedem Einzelfall Berück-
sichtigung. Bei dessen Prüfung werden insbe-
sondere auch das Kindeswohl und das besondere 
Schutzbedürfnis von unbegleiteten Minderjäh-
rigen berücksichtigt. Dies gebieten auch die völ-
kerrechtlichen Verpflichtungen aus der VN-Kin-
derrechtskonvention“ (Deutscher Bundestag 
2017b: 55). 
Die Aussetzung des Familiennachzugs wird von zi-
vilgesellschaftlicher Seite z. T. stark kritisiert und 
u. a. die Konformität mit der KRK bezweifelt (z. B. 
2016: 36-41.
53 Übereinkommen über die Rechte des Kindes vom 20. Novem-
ber 1989.
DIM 2017b). Die wissenschaftlichen Dienste des 
Deutschen Bundestags bewerteten die neue Rege-
lung in Bezug auf UM differenziert: In ihrer Bewer-
tung kommen sie zu dem Schluss, dass die Konfor-
mität mit der KRK über eine Anwendung des § 22 
AufenthG durch die zuständigen Behörden sicher-
gestellt werden könne. „Mit einer regelmäßigen An-
wendung von § 22 AufenthG würde die Behörde 
aber das gesetzlich intendierte Regel-Ausnahme-
Verhältnis ‚umkehren‘ und dem Ziel und Zweck des 
novellierten AufenthG zuwiderhandeln“ (Wissen-
schaftliche Dienste Deutscher Bundestag 2016: 10).
Von Anfang 2017 bis zum 6. Oktober 2017 wurden 
insgesamt 19 Visa nach § 22 AufenthG an Personen 
erteilt, die den Nachzug zu Familienangehörigen mit 
subsidiärem Schutzstatus begehrten. „Alle Antrag-
steller hatten die syrische Staatsangehörigkeit. In 
weiteren 79 Fällen wurde ein Visumverfahren ein-
geleitet (71 syrische, fünf irakische, drei afghanische 
Staatsangehörige). Darüber hinaus wurde in 106 Fäl-
len ein Sondertermin für eine persönliche Anhö-
rung vergeben (94 syrische, fünf somalische, vier 
jemenitische, ein irakischer, ein marokkanischer 
Staatsangehöriger)“ (Deutscher Bundestag 2017g: 5). 
Wie viele dieser Anträge auf Familiennachzüge zu 
UM waren, lässt sich nicht eruieren. Mit Stand März 
2017 waren „nur wenige Anfragen auf Einreise zu 
einem unbegleiteten Minderjährigen nach § 22 Auf-
enthG gestellt [worden]. Der Bundesregierung sind 
die Gründe, warum bisher nur so wenige Anfragen 
nach § 22 AufenthG gestellt wurden, nicht bekannt“ 
(Deutscher Bundestag 2017f: 19).
Die Verlängerung der Aussetzung des Familiennach-
zugs zu subsidiär Schutzberechtigten bis zum 31. Juli 
2018 wurde nach intensiver politischer Diskussion 
am 1. Februar 2018 vom Deutschen Bundestag be-
schlossen (Deutscher Bundestag 2018b: 804).
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7.4 Übergang zur 
Volljährigkeit und 
Familienzusammenführung 
und -nachzug 
7.4.1 Familienzusammenführung nach SGB 
VIII
Da nur Minderjährige durch eine Inobhutnahme ge-
schützt werden können, muss diese mit der Volljäh-
rigkeit enden. Eine Familienzusammenführung für 
junge Volljährige während der Inobhutnahme auf 
Betreiben des Jugendamtes (s. o.) scheidet damit aus. 
Möglich ist aber weiterhin eine Familienzusammen-
führung während eines laufenden Asylverfahrens.
7.4.2 Familiennachzug nach AufenthG
Der Anspruch auf Elternnachzug nach § 36 Abs. 1 
AufenthG für nachzugberechtigte UM endet mit 
Eintritt der Volljährigkeit. Grundsätzlich kann der 
Familiennachzug auch kurz vor dem Ende der Min-
derjährigkeit beantragt werden: „Die Visumsertei-
lung ist grundsätzlich bis zum letzten Tag der Min-
derjährigkeit möglich“ (BumF 2017c: 20). Das für 
den Familienangehörigen erteilte Visum gilt in der 
Regel für 90 Tage. „Das Visum wird, soweit der junge 
Mensch die Volljährigkeit innerhalb von 90 Tagen ab 
Visumserteilung erreicht, bis zum Eintritt der Voll-
jährigkeit befristet. Das bedeutet, dass das für den 
Familiennachzug erforderliche Visum dem sorge-
berechtigten Elternteil bzw. den Elternteilen vor 
Vollendung des 18. Lebensjahres gewährt werden 
muss und die Einreise nach Deutschland vor Voll-
endung des 18. Lebensjahres erfolgen muss“ (BumF 
2017c: 20).
Zu beachten ist allerdings, dass sich die Voll-
jährigkeit auch auf die Aufenthaltserlaubnis 
der Eltern auswirkt: „Der Rechtsgrund für den 
Aufenthalt der Eltern endet mit Ablauf der Be-
fristung einer nach § 36 Abs. 1 AufenthG erteilten 
Aufenthaltserlaubnis[54]; eine Verlängerung auf die-
ser Grundlage ist nicht möglich. Ein eigenständi-
ges Aufenthaltsrecht im Hinblick auf eine eingetre-
tene Aufenthaltsverfestigung, wie es für Ehegatten 
in § 31 AufenthG geregelt ist, sieht das Gesetz nicht 
vor” (BVerfG 2017: 6). Nachgezogene Familienange-
hörige müssen deshalb nach Eintreten der Volljäh-
rigkeit ausreisen, selbst einen Asylantrag oder einen 
Antrag auf eine Aufenthaltserlaubnis aus einem an-
deren Grund stellen, um in Deutschland bleiben zu 
können.
7.4.3 Beratung im Übergang zur Volljährigkeit
Ein Rechtsanspruch auf Beratung zur Familienzu-
sammenführung besteht für UM nicht. Die Beratung 
und gemeinsame Entwicklung einer Perspektive in 
diesem Bereich sollte aber vor der Volljährigkeit Be-
standteil der Hilfeplanung sowie der sozialpädagogi-
schen Betreuung von UM sein. Hier rät die Fachlite-
ratur zu einem realistischen Beratungsansatz:  
„In nicht wenigen Fällen dürfte am Ende einer Be-
ratung zum Thema Familiennachzug sogar die Er-
kenntnis stehen, dass ein Nachzug der Eltern (und/
oder anderer Familienmitglieder) wegen des bevor-
stehenden Volljährigkeitseintritts nicht mehr um-
setzbar sein wird” (Hocks/Leuschner 2017: 212).
54 Dies gilt ebenfalls für Visa, die auf derselben Rechtsgrundlage 
erteilt wurden.
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